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Gesetzentwurf

der Landesregierung

Gesetz zur Änderung des Landesrichter- und 
-staatsanwaltsgesetzes

A .  Z i e l s e t z u n g

Das Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetz enthält seit 1964 weitgehend unver-
änderte Bestimmungen zu der Beteiligung der Richter und Staatsanwälte an allge-
meinen und sozialen Angelegenheiten. Nach diesen Bestimmungen bestehen mit
den Richter- und Staatsanwaltsräten lediglich auf der örtlichen Ebene der einzel-
nen Gerichte und Staatsanwaltschaften entsprechende Vertretungsgremien, nicht
hingegen auf der Ebene der Obergerichte und Generalstaatsanwaltschaften sowie
auf der Ebene des Justizministeriums.

Im Zuge der Stärkung der richterlichen und staatsanwaltschaftlichen Mitbestim-
mung in personellen Angelegenheiten, die mit dem im Mai 2013 in Kraft getre -
tenen Gesetz zur Änderung des Landesrichtergesetzes erfolgte, ist aus der Justiz-
praxis der Wunsch geäußert worden, auch die gesetzlichen Regelungen zu der Be-
teiligung an allgemeinen und sozialen Angelegenheiten auszubauen. Diesem An-
liegen soll durch eine grundlegende Novellierung der bestehenden Regelungen zu
den Richter- und Staatsanwaltsräten im Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetz
Rechnung getragen werden. Durch die Gesetzesänderung soll ein den Besonder-
heiten der baden-württembergischen Justiz Rechnung tragendes, effizientes Sys -
tem der Beteiligung an allgemeinen und sozialen Angelegenheiten geschaffen
werden. Dazu ist insbesondere eine Verbesserung der bestehenden Beteiligungs-
rechte der örtlichen Richter- und Staatsanwaltsräte und eine Ergänzung um
überörtliche Beteiligungsrechte sowohl auf Bezirksebene als auch auf der Ebene
des Justizministeriums vorgesehen.

Außerdem soll die Möglichkeit, ein Freistellungsjahr („Sabbatjahr“) in Anspruch
zu nehmen, für das Justizressort eingeführt werden. Für Beamte und Tarifbeschäf-
tigte finden sich im Landesbeamtengesetz und im Tarifvertrag für den öffent -
lichen Dienst der Länder die geeigneten Rechtsgrundlagen. Für Richter fehlte es
bislang an der erforderlichen gesetzlichen Grundlage. 
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Schließlich ist aufgrund der Neufassung der Beurteilungsrichtlinie für Richter und
Staatsanwälte, welche im Oktober dieses Jahres in Kraft treten wird, eine punk -
tuelle Änderung des Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetzes (§ 5) veranlasst.

B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

Der Gesetzentwurf sieht vor,

–  die bestehenden Vorschriften der Präsidialratsverfassung im Wesentlichen un-
berührt zu lassen, 

–  die Bestimmungen zu den örtlichen Richter- und Staatsanwaltsräten neu zu fas-
sen und dabei gezielt an den spezifischen Bedürfnissen der Justiz auszurichten,

–  auf der Ebene der Obergerichte des Landes sowie der Generalstaatsanwalt-
schaften für die jeweiligen Geschäftsbereiche klassische Stufenvertretungen zu
bilden,

–  auf Bezirksebene Einigungsstellen zur Konfliktlösung einzurichten,

–  auf der Ebene des Justizministeriums einen Landesrichter- und -staatsanwalts-
rat als eigenständiges Organ mit originärer Zuständigkeit für die Beteiligung
der Richter und Staatsanwälte an Angelegenheiten von grundsätzlicher und jus -
tizweiter Bedeutung zu errichten, 

–  das Instrument der justizweiten Anhörung als unmittelbares Beteiligungsrecht
der Richter und Staatsanwälte gesetzlich festzuschreiben, 

–  ein eigenständiges Freistellungsrecht für die Mitglieder der Richter- und
Staatsanwaltsvertretungen zu verankern sowie

–  im Beurteilungsrecht eine Verpflichtung zur Stichtagsbeurteilung einzuführen.

C .  A l t e r n a t i v e n

Beibehaltung der bisherigen Rechtslage.

D .  W e s e n t l i c h e  E r g e b n i s s e  d e r  R e g e l u n g s f o l g e n a b s c h ä t z u n g
u n d  N a c h h a l t i g k e i t s p r ü f u n g

Die in dem Gesetzentwurf vorgesehenen Neuregelungen werden sich positiv auf
die Zielbereiche „Arbeit und Beschäftigung“ sowie „Justiz und Verwaltung“ der
Anlage 2 der Verwaltungsvorschrift der Landesregierung und der Ministerien zur
Erarbeitung von Regelungen vom 27. Juli 2010 – Az.: 1030/0230 (Die Justiz 
S. 317) auswirken.
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Staatsministerium                                                                 Stuttgart, 7. Juli 2015
Baden-Württemberg

Ministerpräsident

An den
Präsidenten des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,

als Anlage übersende ich gemäß Artikel 59 Absatz 1 der Verfassung des Landes
Baden-Württemberg den von der Landesregierung beschlossenen Entwurf eines
Gesetzes zur Änderung des Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetzes mit Be-
gründung und Vorblatt. Ich bitte, die Beschlussfassung des Landtags herbeizu-
führen. Federführend ist das Justizministerium zuständig.

Mit freundlichen Grüßen

Kretschmann
Ministerpräsident
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Der Landtag wolle beschließen, 

dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung
zu erteilen:

Gesetz zur Änderung des Landes-
richter- und -staatsanwaltsgesetzes

Artikel 1

Änderung des Landesrichter- und 
-staatsanwaltsgesetzes

Das Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetz in der Fas-
sung vom 22. Mai 2000 (GBl. S. 504), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Dezember 2013
(GBl. S. 329, 359), wird wie folgt geändert:

1. § 5 wird wie folgt geändert:

     a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

          aa)  In Satz 1 werden die Wörter „unmittelbaren
Dienstvorgesetzten“ durch die Wörter „Vor-
gesetzten zu festen Stichtagen“ ersetzt. 

          bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

                 „Das Justizministerium legt die Stichtage für
alle Inhaber desselben Statusamts einheitlich
fest und bestimmt, wer Vorgesetzter ist.“ 

          cc)  Die Sätze 3 und 4 werden aufgehoben.

     b)  Es wird folgender Absatz 2 eingefügt:

          „(2) Richter auf Lebenszeit sind ferner 

          1.  anlässlich einer Bewerbung und

          2.  nach Beendigung einer Abordnung an ein Ober -
gericht oder eine Generalstaatsanwaltschaft des
Landes, die der Erprobung dient,

          dienstlich zu beurteilen (Anlassbeurteilung). Das
Justizministerium kann weitere Anlässe festlegen.“

     c)  Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie
folgt gefasst:

          „(3) Richter auf Probe sind sechs, zwölf und 18 Mo-
nate nach ihrer Ernennung und danach alle zwölf
Monate dienstlich zu beurteilen (Probezeitbeur-
teilung). Richter kraft Auftrags sind alle zwölf
Monate nach ihrer Ernennung dienstlich zu beur-
teilen. Das Justizministerium kann bestimmen,
dass eine dienstliche Beurteilung der Richter
kraft Auftrags für einzelne Gerichtsbarkeiten alle
sechs Monate zu erfolgen hat. Absatz 2 ist ent-
sprechend anzuwenden.“
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     d)  Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und diesem
wird folgender Satz angefügt:

          „Sätze 2 und 3 sind auch auf Dienstzeugnisse auf
Antrag (§ 51 Absatz 3 des Landesbeamtengeset-
zes) anzuwenden.“

     e)  Absatz 5 wird wie folgt geändert:

          aa)  Satz 1 wird wie folgt geändert:

                 aaa)  In Nummer 2 werden nach dem Wort
„haben“ die Wörter „,es sei denn, sie ha-
ben ihre Einbeziehung in die Regelbeur-
teilung beantragt,“ eingefügt. 

                 bbb) In Nummer 3 wird das Wort „Beurtei-
lungstermin“ durch das Wort „Stichtag“
ersetzt. 

          bb) Satz 2 wird aufgehoben.

     f)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6 und wie
folgt gefasst:

          „(6) Die dienstliche Beurteilung und die zu ihrer
Vorbereitung erstellten Beurteilungsbeiträge sind
dem Beurteilten bekanntzugeben, auf Verlangen
mit ihm zu besprechen und mit einer etwaigen
Gegenäußerung des Beurteilten zu dessen Perso-
nalakte zu nehmen.“ 

     g)  Der bisherige Absatz 6 wird aufgehoben.

2. Nach § 7 c wird folgender § 7 d eingefügt:

                                             „§ 7 d

                                    Freistellungsjahr

     (1) Richtern auf Lebenszeit ist auf Antrag Teilzeit -
beschäftigung mit mindestens der Hälfte der regel-
mäßigen Arbeitszeit in der Weise zu bewilligen, dass
der Teil, um den die regelmäßige Arbeitszeit im Ein-
zelfall ermäßigt ist, zu einem zusammenhängenden
Zeitraum von bis zu einem Jahr zusammengefasst
wird (Freistellungsjahr), wenn die in § 7 Absatz 5
Satz 1 Nummern 2 und 4, Sätze 2 bis 4 genannten
Voraussetzungen vorliegen und der Richter zugleich
zustimmt, mit Wiederaufnahme des Dienstes auch an
einem anderen Gericht desselben Gerichtszweiges
verwendet zu werden.

     (2) Das Freistellungsjahr kann frühestens am Ende
des Bewilligungszeitraumes in Anspruch genommen
werden. Es muss spätestens vor Eintritt in den Ruhe-
stand in Anspruch genommen worden sein. 

     (3) § 69 Absätze 6 bis 8 Satz 1 des Landesbeamten-
gesetzes gilt entsprechend. Die Bewilligung ist auch
auf Antrag des Richters mit den in § 69 Absatz 6 des
Landesbeamtengesetzes genannten Rechtsfolgen zu
wider rufen.
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     (4) Die Einzelheiten bestimmt das Justizministerium.
Die Bewilligung kann allgemein insbesondere von
einer bestimmten Dauer des Bewilligungszeitraums,
von einem bestimmten Umfang der Teilzeitbeschäf-
tigung sowie davon abhängig gemacht werden, dass
sowohl die Teilzeitbeschäftigung insgesamt als auch
der Zeitraum des Freistellungsjahres jeweils unter
Einhaltung einer Frist beantragt werden.“

3. § 15 wird wie folgt geändert:

     a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

                                                „§ 15

                            Richterräte und Präsidialräte“

     b)  In Nummer 1 werden nach dem Wort „Richter -
räte“ die Wörter „(Richterrat einschließlich Ge -
samtrichterrat, Bezirksrichterrat, Landesrichter-
und -staatsanwaltsrat)“ eingefügt und die Wörter
„nach Maßgabe der §§ 20 und 21“ gestrichen.

     c)  In Nummer 2 werden die Wörter „der Ernennung
von Richtern und an sonstigen Angelegenheiten
nach Maßgabe des § 32“ durch die Wörter „Perso-
nalangelegenheiten der Richter“ ersetzt. 

4. § 16 wird wie folgt geändert:

     a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

                                                „§ 16

                            Rechtsstellung der Mitglieder“

     b)  Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

     c)  Es werden folgende Absätze 2 bis 4 angefügt:

          „(2) Die Mitglieder der Richtervertretungen dür-
fen in der Ausübung ihrer Befugnisse nicht behin-
dert und wegen ihrer Tätigkeit nicht benachteiligt
oder begünstigt werden.

          (3) Die Mitglieder der Richtervertretungen sind
auf Antrag der Richtervertretung von ihren dienst-
lichen Tätigkeiten freizustellen, wenn und soweit
es zur ordnungsgemäßen Durchführung der Auf-
gaben der Richtervertretung erforderlich ist. Zu-
ständig für die Freistellungsentscheidung ist die
Dienststelle, bei der die jeweilige Richtervertre-
tung angesiedelt ist.

          (4) Erleidet ein Richter anlässlich der Wahrneh-
mung von Rechten oder Erfüllung von Pflichten
nach diesem Abschnitt einen Unfall, der im Sinne
der beamtenrechtlichen Unfallfürsorgevorschrif-
ten ein Dienstunfall wäre, oder erfährt er einen
Sachschaden, der nach § 80 des Landesbeamten-
gesetzes zu ersetzen wäre, so finden diese Vor-
schriften entsprechende Anwendung.“ 
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5. Nach § 16 wird folgender § 17 eingefügt:

                                              „§ 17

                                           Amtszeit

     (1) Die regelmäßige Amtszeit der Richtervertretun-
gen beträgt fünf Jahre. Sie beginnt mit dem Tag der
Wahl oder, wenn zu diesem Zeitpunkt noch eine
Richtervertretung besteht, mit dem Ablauf der
Amtszeit dieser Richtervertretung. Die Amtszeit 
endet spätestens am 31. Juli des Jahres, in dem die
regelmäßigen Wahlen der Richtervertretungen statt-
finden.

     (2) Die regelmäßigen Wahlen der Richtervertretun-
gen finden alle fünf Jahre in der Zeit vom 1. April bis 
31. Juli statt. Fand außerhalb dieses Zeitraums eine
Wahl einer Richtervertretung statt, so ist die Richter-
vertretung in dem auf die Wahl folgenden nächsten
Zeitraum der regelmäßigen Wahlen der Richterver-
tretungen neu zu wählen, wenn die Amtszeit der
Richtervertretung zu Beginn des für die regelmäßi-
gen Wahlen der Richtervertretungen festgelegten
Zeitraums mehr als ein Jahr betragen hat. War ihre
Amtszeit kürzer, so ist die Richtervertretung erst in
dem übernächsten Zeitraum der regelmäßigen Wahlen
der Richtervertretungen neu zu wählen.

     (3) Ist nach Ablauf der Amtszeit eine neue Richter-
vertretung nicht gewählt, führt die Richtervertretung
die Geschäfte weiter, bis die neue Richtervertretung
gewählt ist, längstens jedoch vier Monate.“

6. In § 19 Absatz 2 werden die Wörter „§ 86 Abs. 2 und
des § 87“ durch die Wörter „§ 92 Absatz 2 und des 
§ 93“ ersetzt.

7. Nach § 19 wird folgender § 19 a eingefügt:

                                             „§ 19 a

                                 Justizweite Anhörung

     (1) Ungeachtet der Beteiligung der Richtervertretun-
gen kann die oberste Dienstbehörde die Richter und
die Spitzenorganisationen der Berufsverbände der
Richter im Land unmittelbar zu justizpolitischen
Themen von landesweiter Bedeutung anhören. Im
Fall einer Anhörung unterrichtet die oberste Dienst-
behörde die Richter und die Spitzenorganisationen
der Berufsverbände der Richter im Land frühzeitig
über beabsichtigte Maßnahmen und gibt ausreichend
Gelegenheit zur Stellungnahme. Die oberste Dienst-
behörde macht die wesentlichen Ergebnisse der An-
hörung auf geeignete Weise bekannt.

     (2) Kommt es nach einer Anhörung nach Absatz 1 zu
einer wesentlichen Änderung der beabsichtigten Maß-
nahmen, sind die Richter und die Spitzenorganisatio-
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nen der Berufsverbände der Richter im Land erneut an-
zuhören.

     (3) Schriftliche Stellungnahmen der Spitzenorganisa-
tionen der Berufsverbände der Richter im Land so-
wie des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats sind
auf Verlangen zu erörtern.“

8. Der Zweite Titel des Zweiten Abschnitts wird wie
folgt gefasst:

                                       „Zweiter Titel: 

                                         Richterräte

                                               § 20

                               Bildung der Richterräte

     (1) Bei jedem Gericht, bei dem in der Regel mindes -
tens drei Richter beschäftigt sind, wird ein Richterrat
gebildet. Gerichte, bei denen die Voraussetzungen des
Satzes 1 nicht vorliegen, können durch die oberste
Dienstbehörde einem anderen Gericht des gleichen
Gerichtszweigs zugeteilt werden. Bei einem Gericht
kann ein Richterrat auch dann gebildet werden, wenn
erst durch Zuteilung die Voraussetzungen des Satzes 1
erreicht werden. Mehrere Gerichte des gleichen Ge-
richtszweigs können ferner durch die oberste Dienst-
behörde zu einem Gericht im Sinne dieser Vorschrift
zusammengefasst werden. Die oberste Dienstbehörde
kann auch Teile eines Gerichts zu einem selbstständi-
gen Gericht im Sinne dieser Vorschrift erklären.

     (2) Bei jedem Obergericht des Landes mit Ausnahme
des Finanzgerichts wird für den jeweiligen Ge-
schäftsbereich ein Bezirksrichterrat gebildet.

     (3) Für alle Gerichtszweige und Staatsanwaltschaften
wird bei der obersten Dienstbehörde ein gemein -
samer Landesrichter- und -staatsanwaltsrat gebildet.

                                             § 20 a

                       Zusammensetzung der Richterräte

     (1) Der Richterrat besteht bei Gerichten mit in der
Regel 

     1.  drei bis 20 wahlberechtigten Richtern aus einer
Person,

     2.  21 bis 50 wahlberechtigten Richtern aus drei Mit-
gliedern,

     3.  über 50 wahlberechtigten Richtern aus fünf Mit-
gliedern.

     (2) Der Bezirksrichterrat besteht aus fünf Mitgliedern.

     (3) Der Landesrichter- und -staatsanwaltsrat besteht
aus acht Richtern und zwei Staatsanwälten.
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                                             § 20 b

                           Zuständigkeit der Richterräte

     Zuständig ist nach Maßgabe dieses Gesetzes

     1.  der Richterrat in Angelegenheiten, die die Richter
des Gerichts oder der Gerichte betreffen, für das
oder die der Richterrat gebildet ist,

     2.  der Bezirksrichterrat in Angelegenheiten, die sich
über den örtlichen Zuständigkeitsbereich eines
Richterrats hinaus erstrecken oder in denen sich
ein Richterrat und das jeweilige Gericht nicht ei-
nigen,

     3.  der Landesrichter- und -staatsanwaltsrat in Ange-
legenheiten der obersten Dienstbehörde von justiz -
weiter Bedeutung.

                                               § 21

                                     Wahlgrundsätze

     (1) Die Mitglieder des Richterrats werden von den
Richtern aus ihrer Mitte geheim und unmittelbar ge-
wählt. 

     (2) Die Wahl wird nach den Grundsätzen der Ver-
hältniswahl durchgeführt. Wird nur ein Wahlvor-
schlag eingereicht oder besteht der Richterrat nur aus
einer Person, so findet Mehrheitswahl statt.

     (3) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt,
gelten für Wahl und Amtszeit des Richterrats die
Vorschriften des Landespersonalvertretungsgesetzes
entsprechend. 

                                             § 21 a

                                          Wahlrecht

     (1) Für die Wahl der Mitglieder des Richterrats sind
alle Richter wahlberechtigt und wählbar, die am
Wahltag bei einem Gericht beschäftigt sind, für das
der Richterrat gebildet wird. Der Präsident, sein stän-
diger Vertreter und der aufsichtführende Richter ei-
nes Gerichts sind nicht wählbar.

     (2) Ein an ein Gericht abgeordneter Richter wird für
den Richterrat des Gerichts, an das er abgeordnet ist,
wahlberechtigt und wählbar, wenn er am Wahltag
dem neuen Gericht seit zwei Monaten angehört. Zu
diesem Zeitpunkt verliert er seine Wahlberechtigung
und Wählbarkeit für den Richterrat des bisherigen
Gerichts. Gehört er dem Richterrat des bisherigen
Gerichts an, so scheidet er zum gleichen Zeitpunkt
aus. 

     (3) Ein Richter, der an eine andere Dienststelle abge-
ordnet oder ohne Dienstbezüge beurlaubt ist, verliert
Wahlberechtigung und Wählbarkeit für den Richter-
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rat, sobald die Abordnung oder Beurlaubung länger
als drei Monate gedauert hat. Gehört er dem Richter-
rat an, so scheidet er zum gleichen Zeitpunkt aus.

     (4) Richter auf Probe und Richter kraft Auftrags, die
bei einer Staatsanwaltschaft oder einer anderen Be -
hörde verwendet werden, verlieren ihre Wahlberech-
tigung und ihre Wählbarkeit für den Richterrat in
dem Zeitpunkt, in dem sie einer dieser Behörden zur
Verwendung zugewiesen werden. Gehören sie dem
Richterrat des bisherigen Gerichts an, so scheiden sie
zum gleichen Zeitpunkt aus.

                                             § 21 b

                                      Wahlverfahren

     (1) Zur Vorbereitung der Wahl beruft der Präsident
oder der aufsichtführende Richter des Gerichts, bei
dem der Richterrat gebildet wird, eine Versammlung
der wahlberechtigten Richter ein. Die Versammlung
wird von dem lebensältesten Richter als Vorsitzendem
geleitet. Sie bestellt einen Wahlvorstand. Der Wahl-
vorstand besteht aus drei Richtern, wenn dem Richter-
rat mindestens drei Mitglieder angehören; er führt die
Wahl durch. 

     (2) In den Fällen, in denen der Richterrat nur aus ei-
nem Mitglied besteht, beschließt die Versammlung
die Einzelheiten des Wahlverfahrens. Sie kann auch
beschließen, dass die Wahl in der gleichen Ver-
sammlung durchgeführt wird. 

     (3) Besteht der Richterrat aus mindestens drei Mit-
gliedern, gelten für die Wahl mit Ausnahme der Vor-
schriften über die Gruppenwahl die Vorschriften der
Wahlordnung zum Landespersonalvertretungsgesetz
entsprechend, sofern die Versammlung nichts ande-
res beschließt. Die wahlberechtigten Richter können
Wahlvorschläge machen. Die Wahlvorschläge müs-
sen von einem Zehntel der wahlberechtigten Richter,
jedoch mindestens von drei Wahlberechtigten unter-
zeichnet sein. 

     (4) Ort und Zeit der Versammlung sowie deren Ge-
genstand sind allen wahlberechtigten Richtern min -
des tens zwei Wochen vorher mitzuteilen; dabei ist in
den Fällen des Absatzes 2 darauf hinzuweisen, dass
auch die Durchführung der Wahl in der gleichen
Versammlung beschlossen werden kann. 

     (5) Über den Verlauf der Versammlung ist eine Nie-
derschrift anzufertigen. Diese muss die Bestellung des
Wahlvorstandes und in den Fällen des Absatzes 2
auch die Wahlordnung und das Ergebnis einer durch-
geführten Wahl enthalten. Die Niederschrift ist vom
Vorsitzenden und, sofern eine Wahl durchgeführt
worden ist, auch vom Wahlvorstand zu unterzeichnen.

     (6) In den Fällen, in denen eine vorzeitige Neuwahl
erforderlich ist, ist die Versammlung der wahlbe-
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rechtigten Richter unter Einhaltung der in Absatz 4
vorgesehenen Frist unverzüglich, im Übrigen auf ei-
nen Zeitpunkt spätestens sechs Wochen vor Ablauf
der Amtszeit des Richterrats einzuberufen.

                                             § 21 c

                                 Anfechtung der Wahl

     Unter den Voraussetzungen und innerhalb der Frist
des § 21 Absatz 1 des Landespersonalvertretungsge-
setzes können drei wahlberechtigte Richter oder der
Präsident beziehungsweise sein ständiger Vertreter
beziehungsweise der aufsichtführende Richter des
Gerichts, bei dem der Richterrat gebildet ist, die
Wahl anfechten. Gehören einem Gericht weniger als
fünf wahlberechtigte Richter an, so sind zwei Wahl-
berechtigte zur Anfechtung berechtigt.

                                               § 22

                                    Geschäftsführung

     (1) Besteht der Richterrat aus mehreren Mitgliedern,
so wählen sie aus ihrer Mitte mit einfacher Stimmen-
mehrheit einen Vorsitzenden und einen Stellvertre-
ter. Der Vorsitzende führt die laufenden Geschäfte
und vertritt den Richterrat im Rahmen der von die-
sem gefassten Beschlüsse.

     (2) Die Beschlüsse des Richterrats werden mit ein -
facher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder
gefasst. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag ab -
gelehnt. Der Richterrat ist beschlussfähig, wenn
mindes tens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend
ist; Stellvertretung durch Ersatzmitglieder ist zuläs-
sig. Der Vorsitzende kann in einfach gelagerten An-
gelegenheiten im schriftlichen Umlaufverfahren be-
schließen lassen, wenn kein Mitglied des Richterrats
diesem Verfahren widerspricht; sämtliche Mitglieder
müssen Gelegenheit zur Abstimmung erhalten.

      (3) Sonstige Bestimmungen über die Geschäftsfüh -
rung kann der Richterrat in einer Geschäftsordnung
treffen. Im Übrigen gelten für die Geschäftsführung
des Richterrats ebenso wie für die Verschwiegen-
heitspflicht der Mitglieder des Richterrats die Be-
stimmungen des Landespersonalvertretungsgesetzes
entsprechend. 

                                               § 23

                               Beteiligungsgrundsätze

     (1) Gericht und Richterrat arbeiten im Rahmen der
Rechtsvorschriften zur Erfüllung der dienstlichen Auf -
gaben und zum Wohle der Richter unter Berücksichti-
gung der Belange der anderen Beschäftigten partner-
schaftlich und vertrauensvoll zusammen.
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      (2) Der Richterrat ist zur Wahrnehmung seiner Aufga-
ben rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. Ihm
sind die hierfür erforderlichen Unterlagen vorzulegen.
Personalaktendaten dürfen nur mit Zustimmung des
betroffenen Richters und nur von den von ihm be-
stimmten Mitgliedern der Richtervertretung eingese-
hen werden. 

     (3) Gericht und Richterrat sollen regelmäßig zu ge-
meinschaftlichen Besprechungen zusammentreten.

     (4) Im Übrigen gelten für die Zusammenarbeit zwi-
schen Gericht und Richterrat und die allgemeinen
Aufgaben des Richterrats die §§ 69 und 70 des Lan-
despersonalvertretungsgesetzes entsprechend. 

                                             § 23 a

                                      Mitbestimmung

     (1) Der Richterrat hat in folgenden Angelegenheiten
mitzubestimmen:

     1.  Regelungen der Ordnung im Gericht und des Ver-
haltens der Richter,

     2.  Errichtung, Verwaltung, wesentliche Änderung
und Auflösung von Sozialeinrichtungen ohne
Rück sicht auf ihre Rechtsform,

     3.  Maßnahmen zur Verhütung von Dienstunfällen,
Berufskrankheiten und sonstigen Gesundheits-
schädigungen sowie von Gesundheitsgefährdun-
gen, auch im Rahmen der Umsetzung des Sicher-
heitskonzepts des Gerichts,

     4.  Maßnahmen des behördlichen Gesundheitsmana-
gements einschließlich vorbereitender und präven-
tiver Maßnahmen, allgemeine Fragen des behörd -
lichen Eingliederungsmanagements sowie Maß-
nahmen auf grund von Feststellungen aus Gefähr-
dungsanalysen,

     5.  Aufstellung des Urlaubsplans,

     6.  Festsetzung der zeitlichen Lage des Erholungsur-
laubs für einzelne Richter, wenn zwischen dem
Gericht und den beteiligten Richtern kein Einver-
ständnis erzielt wird. 

     (2) Der Richterrat hat in folgenden Angelegenheiten
eingeschränkt mitzubestimmen:

     1.  Bestellung und Abberufung von Vertrauens- und
Betriebsärzten,

     2.  Bestellung und Abberufung von behördlichen Da-
tenschutzbeauftragten sowie Fachkräften für Ar-
beitssicherheit,

     3.  Widerruf der Bestellung der Beauftragten für
Chancengleichheit oder ihrer Stellvertreterin,
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     4.  Inhalt von Personalfragebögen, mit Ausnahme
von solchen im Rahmen der Rechnungsprüfung,
Inhalt von Fragebögen für Mitarbeiterbefragun-
gen,

     5.  allgemeine Fragen der Fortbildung der Richter,

     6.  Einführung und Anwendung technischer Ein-
richtungen, die dazu geeignet sind, das Verhal-
ten und die Leistung der Richter zu überwachen,

     7.  Gestaltung der Arbeitsplätze,

     8.  Einführung, Anwendung, wesentliche Änderung
oder wesentliche Erweiterung technischer Einrich-
tungen und Verfahren der automatisierten Ver -
arbeitung personenbezogener Daten der Richter,

     9.  Maßnahmen, die zur Hebung der Arbeitsleistung
und Erleichterung des Arbeitsablaufs geeignet
sind, sowie deren wesentliche Änderung oder
wesentliche Ausweitung,

     10.  Einführung grundsätzlich neuer Arbeitsmetho-
den, wesentliche Änderung oder wesentliche
Ausweitung bestehender Arbeitsmethoden,

     11.  Einführung, wesentliche Änderung oder wesent -
liche Ausweitung der Informations- und Kom-
munikationsnetze,

     12.  Einführung grundsätzlich neuer Formen der Ar-
beitsorganisation und wesentliche Änderungen
der Arbeitsorganisation,

     13.  Ablehnung eines Antrags auf Einrichtung eines
Telearbeitsplatzes oder eines sonstigen Arbeits-
platzes außerhalb des Gerichts,

     14.  Geltendmachung von Ersatzansprüchen. 

     In den Fällen des Satzes 1 Nummer 13 und 14 wird
der Richterrat nur auf Antrag des betroffenen Richt-
ers beteiligt; dieser ist von der beabsichtigten Maß-
nahme rechtzeitig vorher in Kenntnis zu setzen und
auf sein Antragsrecht hinzuweisen.

                                             § 23 b

                             Mitwirkung und Anhörung

     (1) Der Richterrat wirkt in folgenden Angelegenhei-
ten mit:

     1.  Vorbereitung von Verwaltungsanordnungen eines
Gerichts für die innerdienstlichen, sozialen oder
persönlichen Angelegenheiten der Richter des Ge-
richts,

     2.  Auswahl der Richter für die Teilnahme an Fortbil-
dungsveranstaltungen, wenn mehr Bewerbungen
vorhanden sind, als Plätze zur Verfügung stehen.

     In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 wird der Rich-
terrat nur auf Antrag des betroffenen Richters betei-
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ligt; dieser ist von der beabsichtigten Maßnahme
rechtzeitig vorher in Kenntnis zu setzen und auf sein
Antragsrecht hinzuweisen.

     (2) Der Richterrat ist in folgenden Angelegenheiten
anzuhören:

     1.  Raumbedarfsanforderungen für Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten von Diensträumen vor der
Weiterleitung; gibt der Richterrat zu den Raumbe-
darfsanforderungen eine Stellungnahme ab, so ist
diese mit den Raumbedarfsanforderungen der
übergeordneten Dienststelle vorzulegen,

     2.  Bauplanungsprojekte und Anmietungen,

     3.  Festlegung von Verfahren und Methoden von Wirt-
schaftlichkeits- und Organisationsuntersuchungen,
mit Ausnahme von solchen im Rahmen der Rech-
nungsprüfung,

     4.  Auswahl und Beauftragung von Gutachten für
Wirtschaftlichkeits- und Organisationsuntersuchun-
gen nach Nummer 3.

                                               § 24

                          Verfahren der Mitbestimmung

     (1) Soweit eine Maßnahme der Mitbestimmung des
Richterrats unterliegt, kann sie nur mit seiner Zu-
stimmung getroffen werden. 

     (2) Das Gericht unterrichtet den Richterrat von der
beabsichtigten Maßnahme und beantragt seine Zu-
stimmung. 

     (3) Der Richterrat kann verlangen, dass das Gericht
die beabsichtigte Maßnahme begründet.

     (4) Der Beschluss des Richterrats über die beantragte
Zustimmung ist dem Gericht innerhalb von drei 
Wochen mitzuteilen. In dringenden Fällen kann das
Gericht diese Frist auf eine Woche abkürzen. Rich-
terrat und Gericht können für die Dauer der Amtszeit
des Richterrats abweichende Fristen vereinbaren.

     (5) Das Gericht kann die Fristen im Einzelfall verlän-
gern oder in begründeten Fällen im Einvernehmen
mit dem Richterrat abkürzen.

     (6) Der Richterrat kann bei dem Gericht im Einzel-
fall eine längere Frist beantragen. Dabei ist die Dauer
der Fristverlängerung zu benennen und ihre Erfor-
derlichkeit zu begründen. Soweit keine andere Frist
bewilligt wird, verlängert sich die Frist um drei Ar-
beitstage. Entscheidet das Gericht nicht innerhalb
von drei Arbeitstagen nach Zugang über den Antrag,
gilt die Fristverlängerung im beantragten Umfang als
bewilligt. Der Antrag kann nicht wiederholt werden.

     (7) Die Maßnahme gilt als gebilligt, wenn nicht der
Richterrat innerhalb der geltenden Frist die Zustim-
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mung unter Angabe der Gründe schriftlich verwei-
gert oder die angeführten Gründe offenkundig keinen
unmittelbaren Bezug zu den Mitbestimmungsangele-
genheiten haben. Soweit dabei Beschwerden oder
Behauptungen tatsächlicher Art vorgetragen werden,
die für einzelne Richter ungünstig sind oder ihnen
nachteilig werden können, hat das Gericht diesen
Richtern Gelegenheit zur Äußerung zu geben; die
Äußerung ist aktenkundig zu machen.

     (8) Der Richterrat kann eine Maßnahme, die seiner
Mitbestimmung unterliegt, mit Ausnahme der in § 23 a
Absatz 2 Satz 1 Nummer 13 und 14 genannten Maß -
nahmen, schriftlich bei dem Gericht beantragen; der
Antrag ist zu begründen. Das Gericht soll innerhalb
von drei Wochen zu dem Antrag schriftlich Stellung
nehmen oder, wenn die Einhaltung der Frist nicht
möglich ist, einen schriftlichen Zwischenbescheid er-
teilen. Eine Ablehnung der beantragten Maßnahme
und ein Zwischenbescheid sind zu begründen. 

     (9) Das Gericht kann bei Maßnahmen, die der Natur
nach keinen Aufschub dulden, bis zur endgültigen
Entscheidung vorläufige Regelungen treffen. Es hat
dem Richterrat die vorläufige Regelung mitzuteilen
und zu begründen und unverzüglich das Mitbestim-
mungsverfahren einzuleiten oder fortzusetzen. 

                                             § 24 a

                            Verfahren bei Nichteinigung 

     (1) Kommt in einer mitbestimmungspflichtigen An-
gelegenheit eine Einigung nicht zustande, so kann
das Gericht oder der Richterrat die Angelegenheit
binnen drei Wochen dem übergeordneten Oberge-
richt, bei dem ein Bezirksrichterrat besteht, vorlegen.
Legt das Gericht die Angelegenheit dem übergeord-
neten Obergericht vor, so teilt es dies dem Richterrat
unter Angabe der Gründe mit.

     (2) Das übergeordnete Obergericht hat die Angelegen-
heit dem bei ihm gebildeten Bezirksrichterrat innerhalb
von fünf Wochen vorzulegen. § 24 Absätze 2 bis 7 gilt
entsprechend.

     (3) Ergibt sich zwischen dem übergeordneten Ober-
gericht und dem bei ihm bestehenden Bezirksrichter-
rat keine Einigung, so kann jede Seite die zuständige
Einigungsstelle anrufen. Das Recht zur Anrufung der
Einigungsstelle besteht auch, wenn sich in einer mit-
bestimmungspflichtigen Angelegenheit ein bei einem
Obergericht bestehender Richterrat und das jeweilige
Obergericht nicht einigen können. 

     (4) In den Fällen des § 23 a Absatz 1 entscheidet die
Einigungsstelle endgültig. Der zuständige Minister
ist befugt, den Beschluss der Einigungsstelle ganz
oder teilweise aufzuheben und endgültig zu entschei-
den, wenn der Beschluss gegen geltendes Recht ver-
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stößt oder durch ihn der Amtsauftrag, für eine geord-
nete Rechtspflege zu sorgen, nicht nur unerheblich
berührt wird; im Übrigen ist der Beschluss bindend.

     (5) In den Fällen des § 23 a Absatz 2 beschließt die
Einigungsstelle, wenn sie sich nicht der Auffassung
des Obergerichts anschließt, eine Empfehlung an die-
ses. Das Obergericht entscheidet sodann endgültig.
Die Entscheidung ist zu begründen und den Beteilig-
ten bekanntzugeben.

                                             § 24 b

                                      Einigungsstelle

     (1) Bei jedem Obergericht des Landes wird eine Ei-
nigungsstelle von Fall zu Fall gebildet. Sie besteht
aus je drei Beisitzern, die von dem Obergericht im
Einvernehmen mit der obersten Dienstbehörde und
von der zuständigen Richtervertretung bestellt wer-
den, und einer unparteiischen Person für den Vorsitz,
auf die sich beide Seiten einigen. Die Beisitzer sowie
die Person für den Vorsitz sind innerhalb von zwei
Wochen nach Anrufung der Einigungsstelle zu be-
stellen. Die Person für den Vorsitz muss die Befähi-
gung zum Richteramt besitzen. Kommt eine Eini-
gung über die Person für den Vorsitz nicht zustande,
so bestellt sie der Präsident des Staatsgerichtshofs.
Soweit der Präsident des Staatsgerichtshofs selbst im
Hauptamt als Präsident dem betroffenen Obergericht
vorsteht, entscheidet der Vizepräsident des Staatsge-
richtshofs beziehungsweise der weitere Vertreter des
Präsidenten.

     (2) In gemeinsamen Angelegenheiten nach § 30 wer-
den die von der Personalvertretung nach § 79 des
Landespersonalvertretungsgesetzes zu bestellenden
Beisitzer der Einigungsstelle aufgrund gemeinsamer
Beschlussfassung bestellt; ein Beisitzer muss ein auf
Lebenszeit ernannter Richter sein.

     (3) Die Verhandlungen der Einigungsstelle sind nicht
öffentlich. Dem Obergericht und der zuständigen
Richtervertretung ist Gelegenheit zur mündlichen
Äußerung zu geben. Im Einvernehmen mit den Betei-
ligten kann die Äußerung schriftlich erfolgen. 

     (4) Die Einigungsstelle soll binnen zwei Monaten
nach der Anrufung durch einen Beteiligten entschei-
den. Die Einigungsstelle ist beschlussfähig, wenn die
Person für den Vorsitz und mindestens drei Beisitzer
anwesend sind. Bestellt eine Seite innerhalb der in
Absatz 1 Satz 3 genannten Frist keine Beisitzer oder
bleiben Beisitzer trotz rechtzeitiger Einladung der
Sitzung fern, so entscheiden die Person für den Vor-
sitz und die erschienenen Beisitzer allein.

     (5) Die Einigungsstelle entscheidet durch Beschluss.
Sie kann den Anträgen der Beteiligten auch teilweise
entsprechen. Der Beschluss wird mit einfacher Stim-
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menmehrheit gefasst; bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme der Person für den Vorsitz. Der
Beschluss muss sich im Rahmen der geltenden
Rechtsvorschriften, insbesondere des Haushaltsge-
setzes, halten. Er ist zu begründen und den Beteilig-
ten zuzustellen.

                                               § 25

                             Verfahren der Mitwirkung

     (1) Eine der Mitwirkung des Richterrats unterliegen-
de Maßnahme darf nur nach Durchführung des Mit-
wirkungsverfahrens vorgenommen werden.

     (2) Das Gericht unterrichtet den Richterrat rechtzei-
tig über die beabsichtigte Maßnahme. Der Richterrat
kann verlangen, dass das Gericht die beabsichtigte
Maßnahme mit ihm erörtert.

     (3) Äußert sich der Richterrat nicht innerhalb von
drei Wochen, hält er bei Erörterung seine Einwen-
dungen oder Vorschläge nicht aufrecht oder haben
sie offenkundig keinen unmittelbaren Bezug zu den
Mitwirkungsangelegenheiten, so gilt die beabsichtigte
Maßnahme als gebilligt. § 24 Absatz 4 Sätze 2 und 3,
Absätze 5 und 6 gilt entsprechend.

     (4) Erhebt der Richterrat Einwendungen, so hat er
dem Gericht die Gründe mitzuteilen. § 24 Absatz 7
Satz 2 gilt entsprechend.

     (5) Entspricht das Gericht den Einwendungen des
Richterrats nicht oder nicht in vollem Umfang, so
teilt es dem Richterrat seine Entscheidung unter An-
gabe der Gründe schriftlich mit.

     (6) Der Richterrat eines nachgeordneten Gerichts
kann die Angelegenheit binnen drei Wochen nach
Zugang der Mitteilung des Gerichts, dass Einwen-
dungen nicht oder nicht in vollem Umfang berück-
sichtigt werden, auf dem Dienstweg dem übergeord-
neten Ober gericht, bei dem ein Bezirksrichterrat be-
steht, mit dem Antrag auf Entscheidung vorlegen.
Der Richterrat leitet dem Gericht eine Abschrift des
Antrags zu. Das übergeordnete Obergericht hat die
Angelegenheit dem Bezirksrichterrat innerhalb von
fünf Wochen vorzulegen. Das übergeordnete Oberge-
richt entscheidet nach Verhandlung mit dem Bezirks-
richterrat. Absätze 2 bis 5 gelten entsprechend. Ist ein
Antrag nach Satz 1 gestellt, so ist die beabsichtigte
Maßnahme bis zur Entscheidung des angerufenen
Obergerichts auszusetzen.

     (7) § 24 Absätze 8 und 9 gilt entsprechend.
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§ 26

                              Verfahren der Anhörung

     (1) Soweit der Richterrat anzuhören ist, ist ihm die
Angelegenheit rechtzeitig bekanntzugeben und aus -
reichend Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

     (2) Äußert sich der Richterrat schriftlich, soll das Ge-
richt innerhalb von drei Wochen schriftlich Stellung
nehmen oder, wenn die Einhaltung der Frist nicht
möglich ist, einen schriftlichen Zwischenbescheid er-
teilen. Die Ablehnung schriftlicher Vorschläge hat
das Gericht schriftlich zu begründen. Anstelle der
Schriftform kann auch die mündliche Unterrichtung
in einer Sitzung des Richterrats erfolgen.

                                               § 27

                                Dienstvereinbarungen

     (1) Dienstvereinbarungen sind zulässig, soweit Rechts-
vorschriften nicht entgegenstehen. Sie werden durch
das Gericht und den Richterrat gemeinsam beschlos-
sen, sind schriftlich niederzulegen, von beiden Seiten
zu unterzeichnen und in geeigneter Weise bekanntzu-
machen. 

     (2) Dienstvereinbarungen, die für einen größeren Be-
reich gelten, gehen Dienstvereinbarungen für einen
kleineren Bereich vor.

     (3) Sofern nichts anderes vereinbart ist, können
Dienstvereinbarungen von beiden Seiten jederzeit
mit einer Frist von drei Monaten gekündigt werden.

                                               § 28

                                     Bezirksrichterrat

     (1) Die Mitglieder des Bezirksrichterrats werden von
den Richtern, die dem Geschäftsbereich des jewei -
ligen Obergerichts des Landes angehören, gewählt.
Nicht wählbar sind die Präsidenten und deren stän -
dige Vertreter. Aufsichtführende Richter einer nach-
geordneten Dienststelle dürfen als Mitglieder der
Stufenvertretung an Angelegenheiten der eigenen
Dienststelle weder beratend noch entscheidend mit-
wirken. Im Übrigen gelten für die Wahl die §§ 21 bis
21 c ent sprechend. Eine Versammlung der Richter
zur Bestellung des Wahlvorstandes findet nicht statt.
Der Wahlvorstand wird von dem Präsidenten des
Obergerichts, bei dem der Bezirksrichterrat gebildet
wird, bestellt. Werden die Richterräte und die Be-
zirksrichterräte gleichzeitig gewählt, so führen die
bei den Gerichten bestehenden Wahlvorstände die
Wahlen der Bezirksrichterräte im Auftrag des Be-
zirkswahlvorstandes durch. Andernfalls bestellen die
Präsidenten oder aufsichtführenden Richter der Ge-
richte auf Ersuchen des Bezirkswahlvorstandes die
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örtlichen Wahlvorstände für die Wahl der Bezirks-
richterräte. Für die Geschäftsführung des Bezirks-
richterrats gilt § 22 ent sprechend.

     (2) In Angelegenheiten, in denen der Bezirksrichter-
rat nach § 20 b Nummer 2 zu beteiligen ist, gelten die 
§§ 23 bis 24, 25 Absätze 1 bis 5 und 7 sowie §§ 26
und 27 entsprechend. In Fällen der Nichteinigung in
Mitbestimmungsangelegenheiten ist nach Maßgabe
von § 24 a Absatz 3 Satz 1, Absätze 4 und 5 sowie 
§ 24 b zu verfahren.

                                               § 29

                    Landesrichter- und -staatsanwaltsrat

     (1) Als richterliche Mitglieder des Landesrichter-
und -staatsanwaltsrats werden jeweils zwei Mitglie-
der von jedem Bezirksrichterrat der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit, jeweils ein Mitglied von den Bezirks-
richterräten der Verwaltungs-, Arbeits- und Sozial -
gerichtsbarkeit sowie ein Mitglied von den Rich-
terräten der Finanzgerichtsbarkeit aus dem Kreis ih-
rer Mitglieder geheim und unmittelbar gewählt. Für
die staatsanwaltschaft lichen Mitglieder gilt § 89 Ab-
satz 2 Satz 1. Die Gremien beschließen jeweils die
Einzelheiten des Wahlverfahrens und beauftragen
ein Mitglied mit der Durchführung der Wahl. Im
Übrigen gelten für Wahl und Amtszeit des Landes-
richter- und -staatsanwaltsrats die Vorschriften des
Landespersonalvertretungsgesetzes entsprechend.

     (2) Für die Geschäftsführung des Landesrichter- und 
-staatsanwaltsrats gilt § 22 entsprechend. Bei der
Beschlussfassung innerhalb des Landesrichter- und 
-staatsanwaltsrats haben die vier Mitglieder der or-
dentlichen Gerichtsbarkeit jeweils doppeltes und die
vier Mitglieder der anderen Gerichtsbarkeiten jeweils
ein faches Stimmgewicht. Für die staatsanwaltschaft -
lichen Mitglieder gilt § 89 Absatz 2 Satz 2. Jedes Mit-
glied kann seine in der Beratung vertretene ab -
weichende Meinung zu der Beschlussfassung des
Landesrichter- und -staatsanwaltsrats in einem Son-
dervotum niederlegen. Das Sondervotum ist der
obersten Dienstbehörde bekanntzugeben, wenn das
betreffende Mitglied dies bei dem Vorsitzenden des
Landesrichter- und -staatsanwaltsrats beantragt.

                                             § 29 a

                          Beteiligung des Landesrichter- 
                                und -staatsanwaltsrats

     (1) Der Landesrichter- und -staatsanwaltsrat hat in
folgenden Angelegenheiten von justizweiter Bedeu-
tung mitzubestimmen:

     1.  Einführung und Änderung von Sicherheitskon-
zeptionen,
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     2.  Grundsätze des Gesundheitsmanagements.

     (2) Der Landesrichter- und -staatsanwaltsrat hat nach
Maßgabe von § 29 b Absatz 2 Satz 4 in folgenden
Angelegenheiten eingeschränkt mitzubestimmen:

     1.  Einführung grundsätzlich neuer Arbeitsmethoden
oder Formen der Arbeitsorganisation sowie we-
sentliche Änderung der Arbeitsmethoden oder Ar-
beitsorganisation, auch im Rahmen der Informa -
tions- und Kommunikationstechnik,

     2.  Erlass und Änderung von Beurteilungsrichtlinien,

     3.  grundsätzliche Fragen der Fortbildung,

     4.  Erstellung und Anpassung des Chancengleich-
heitsplans.

     (3) Der Landesrichter- und -staatsanwaltsrat wirkt in
folgenden Angelegenheiten mit:

     1.  Einführung und Änderung von Personalentwick-
lungskonzepten,

     2.  grundsätzliche Fragen der Einrichtung von Telear-
beitsplätzen oder sonstigen Arbeitsplätzen außer-
halb der Dienststelle.

     (4) Bei der Aufstellung von Grundsätzen für die Per-
sonalbedarfsberechnung für den richterlichen und
staatsanwaltschaftlichen Dienst ist der Landesrichter-
und -staatsanwaltsrat anzuhören.

                                             § 29 b

               Verfahren der Beteiligung des Landesrichter- 
                                und -staatsanwaltsrats

     (1) In Angelegenheiten, in denen der Landesrichter-
und -staatsanwaltsrat nach § 20 b Nummer 3 zu betei-
ligen ist, gelten die §§ 23, 24, 25 Absätze 1 bis 5 und 7
sowie §§ 26 und 27 entsprechend.

     (2) Ergibt sich in einer mitbestimmungspflichtigen
Angelegenheit zwischen der obersten Dienstbehörde
und dem Landesrichter- und -staatsanwaltsrat keine
Einigung, so kann jede Seite die bei der obersten
Dienstbehörde zu bildende Einigungsstelle anrufen.
Für die bei der obersten Dienstbehörde zu bildende
Einigungsstelle gilt § 24 b entsprechend. Für die Be-
teiligungsangelegenheiten nach § 29 a Absatz 1 gilt 
§ 24 a Absatz 4 entsprechend. Für die Beteiligungs-
angelegenheiten nach § 29 a Absatz 2 gilt § 24 a Ab-
satz 5 entsprechend.

                                               § 30

                          Gemeinsame Angelegenheiten

     (1) Sind an einer Angelegenheit sowohl der Richter-
rat als auch der Personalrat beteiligt (gemeinsame
Angelegenheiten), so entsendet der Richterrat für die
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gemeinsame Beschlussfassung Mitglieder in den Per-
sonalrat.

     (2) Die Zahl der entsandten Mitglieder des Richter-
rats muss zu der Zahl der Richter im gleichen Ver-
hältnis stehen wie die Zahl der Mitglieder des Per -
sonalrats zu der Zahl der wahlberechtigten Beschäf-
tigten des Gerichts. Jedoch entsendet der Richterrat
mindestens die in § 11 Absatz 4 und 5 des Landes-
personalvertretungsgesetzes bestimmte Zahl von
Mit gliedern. Ist die Zahl der nach Satz 1 zu ent -
sendenden Richter größer als die Zahl der Mitglieder
des Richterrats, so sind, soweit vorhanden, Ersatz-
mitglieder im erforderlichen Umfang heranzuziehen.

     (3) Bei der entsprechenden Anwendung des § 37 des
Landespersonalvertretungsgesetzes gelten die in den
Personalrat entsandten Mitglieder des Richterrats als
Vertreter einer Gruppe. 

     (4) Für den Bezirksrichterrat und den Landesrich-
ter- und -staatsanwaltsrat gelten Absätze 1 bis 3
ent sprechend.

     (5) Soweit gemeinsame Angelegenheiten behandelt
werden, können die Richter an den Personalver-
sammlungen der Gerichte mit den gleichen Rechten
wie die anderen Bediensteten teilnehmen.

                                               § 31

                                    Gesamtrichterrat

     (1) In den Fällen des § 20 Absatz 1 Satz 5 kann durch
Beschluss der einzelnen Richterräte neben diesen ein
Gesamtrichterrat errichtet werden. 

     (2) Besteht ein Gesamtrichterrat, so ist dieser zu be-
teiligen, wenn eine Maßnahme über den Bereich ei-
nes selbstständigen Gerichts im Sinne von § 20 Ab-
satz 1 Satz 5 hinausgeht. Soweit der Gesamtrichterrat
zuständig ist, ist er an Stelle der einzelnen Richterrä-
te zu beteiligen. Vor einem Beschluss in Angelegen-
heiten, die einzelne Richter oder selbstständige Ge-
richte im Sinne von § 20 Absatz 1 Satz 5 betreffen,
gibt der Gesamtrichterrat dem Richterrat Gelegenheit
zur Äußerung.

     (3) Die Mitglieder des Gesamtrichterrats werden von
den Richtern des Gerichts gewählt, für das der Ge-
samtrichterrat gebildet wird.

     (4) Die Vorschriften der §§ 16 bis 19, 20 bis 27 und
30 finden auf den Gesamtrichterrat und seine Mit-
glieder entsprechende Anwendung. Eine Versamm-
lung der Richter zur Bestellung des Wahlvorstandes
findet nicht statt. Für die Wahl gelten mit Ausnahme
der Vorschriften über die Gruppenwahl die Vor-
schriften der Wahlordnung zum Landespersonal ver -
tretungs gesetz entsprechend. Der Wahlvorstand wird
vom Präsidenten oder aufsichtführenden Richter des
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Gerichts, für den der Gesamtrichterrat gebildet wird,
bestellt. In gemeinsamen, zu seiner Zuständigkeit ge -
hörenden Angelegenheiten ist der Gesamtrichterrat
für die Entsendung der Mitglieder in den Personalrat
oder Gesamtpersonalrat zuständig.“

9. § 33 wird wie folgt geändert: 

     a)  Die Angabe „(1)“ wird gestrichen.

     b)  Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben.

10. § 40 wird wie folgt gefasst:

                                              „§ 40

                                           Neuwahl

     (1) Der Präsidialrat ist neu zu wählen, wenn

     1.  die Zahl seiner Mitglieder auch nach Eintritt
sämtlicher Ersatzmitglieder um mehr als ein Vier-
tel der gesetzlich vorgeschriebenen Mitglieder-
zahl gesunken ist,

     2.  er mit der Mehrheit der Mitglieder seinen Rück-
tritt beschlossen hat.

     In den Fällen des Satzes 1 führt der Präsidialrat die
Geschäfte weiter, bis der neue Präsidialrat gewählt
ist, längstens jedoch vier Monate.

     (2) Sind sowohl der gewählte Vorsitzende als auch
sein bei der Wahl bestimmter Stellvertreter vorzeitig
aus dem Präsidialrat ausgeschieden, so werden diese
für den Rest der Amtszeit neu gewählt.“ 

11. § 88 wird wie folgt gefasst:

                                              „§ 88

              Bildung und Aufgaben der Staatsanwaltsräte
                         und des Hauptstaatsanwaltsrats

     (1) Bei jeder Staatsanwaltschaft oder selbstständigen
Zweigstelle wird ein Staatsanwaltsrat, bei jeder Ge-
neralstaatsanwaltschaft wird ferner für den jeweili-
gen Geschäftsbereich ein Bezirksstaatsanwaltsrat ge-
bildet. In den Angelegenheiten der Staatsanwälte hat
der Staatsanwaltsrat die Aufgaben des Richterrats,
der Bezirksstaatsanwaltsrat die Aufgaben des Be-
zirksrichterrats. 

     (2) § 23 a Absatz 1 gilt mit der Maßgabe, dass die
Staatsanwaltsräte auch mitbestimmen über

     1.  Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und
der Pausen sowie die Verteilung der Arbeitszeit
auf die einzelnen Wochentage,

     2.  Einführung, Anwendung, wesentliche Änderung
und Aufhebung von Arbeitszeitmodellen,
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     3.  Anordnung von Mehrarbeit oder Überstunden. 

     (3) Beim Justizministerium wird ein Hauptstaatsan-
waltsrat gebildet. Der Hauptstaatsanwaltsrat hat in
Angelegenheiten der Staatsanwälte die Aufgaben des
Präsidialrats.

     (4) Ungeachtet der Beteiligung der Staatsanwaltsvertre-
tungen gilt für die Staatsanwälte § 19 a entsprechend.“

12. § 89 wird wie folgt geändert:

     a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

          „(1) Die bei jeder Staatsanwaltschaft zu bildenden
Staatsanwaltsräte bestehen bei Staatsanwaltschaf-
ten mit in der Regel

          1.  drei bis 20 wahlberechtigten Staatsanwälten
aus einer Person,

          2.  21 bis 50 wahlberechtigten Staatsanwälten aus
drei Mitgliedern, 

          3.  über 50 wahlberechtigten Staatsanwälten aus
fünf Mitgliedern.

          Der Bezirksstaatsanwaltsrat besteht aus fünf Mit-
gliedern.“

     b)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

          „(2) Von den beiden staatsanwaltschaftlichen Mit-
gliedern des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats
wird jeweils ein Mitglied von jedem Bezirks-
staatsanwaltsrat aus dem Kreis seiner Mitglieder
unmittelbar und geheim gewählt. Bei der Be-
schlussfassung innerhalb des Landesrichter- und 
-staatsanwaltsrats haben die beiden staatsanwalt-
schaftlichen Mitglieder jeweils doppeltes Stimm-
gewicht.“

     c)  Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

     d)  Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie
folgt gefasst:

          „(4) Für die Staatsanwaltsräte gelten die Vor-
schriften über den Richterrat, für die Bezirks-
staatsanwaltsräte die Vorschriften über den Be-
zirksrichterrat entsprechend. Für den Hauptstaats-
anwaltsrat gelten die Vorschriften über den Präsi-
dialrat entsprechend mit der Maßgabe, dass der
Hauptstaatsanwaltsrat aus seiner Mitte mit ein -
facher Mehrheit einen Vorsitzenden und einen
Stellvertreter wählt; wählbar ist jedes Mitglied.“

     e)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

13. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.
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Artikel 2

Änderung des Landespersonalvertretungsgesetzes

Das Landespersonalvertretungsgesetz in der Fassung vom
12. März 2015 (GBl. S. 222) wird wie folgt geändert:

1. In § 31 Absatz 1 werden die Wörter „(§ 28 des Landes-
richter- und -staatsanwaltsgesetzes)“ durch die Wörter
„(§ 30 des Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetzes)“
ersetzt.

2. In § 54 Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „§§ 18 bis 30
und 32 bis 48“ durch die Angabe „§§ 18 bis 48“ ersetzt.

3. In § 55 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „§§ 18 bis 30
und 32 bis 45“ durch die Angabe „§§ 18 bis 45“ ersetzt.

Artikel 3

Übergangsbestimmungen

§ 1

Erstmalige Bildung der Bezirksrichter- 
und -staatsanwaltsräte und des Landerichter- 

und -staatsanwaltsrats

    (1) Die Bezirksrichter- und -staatsanwaltsräte werden
erstmals bis zum 30. September 2016, der Landesrich-
ter- und -staatsanwaltsrat erstmals bis zum 31. De-
zember 2016 nach den Bestimmungen des Landes-
richter- und -staatsanwaltsgesetzes gebildet.

    (2) Die Amtszeit der nach Absatz 1 gebildeten Vertre-
tungsgremien endet mit den erstmaligen regelmäßigen
Wahlen nach Artikel 3 § 2 Absatz 1 Satz 1 dieses Ge-
setzes.

§ 2

Regelmäßige Wahlen und Amtszeit der Richter- 
und Staatsanwaltsvertretungen

(1) Die regelmäßigen Wahlen der Richter- und Staatsan-
waltsräte, der Bezirksrichter- und -staatsanwaltsräte so-
wie des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats nach dem
Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetz in der nach In-
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung finden
erstmals einheitlich im Jahr 2019 statt. Die regelmäßigen
Wahlen der Präsidialräte und des Hauptstaatsanwaltsrats
nach dem Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetz in der
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung
finden erstmals einheitlich im Jahr 2017 statt. § 17 Ab-
satz 2 Satz 2 und 3 des Landesrichter- und -staatsan-
waltsgesetzes in der nach Inkrafttreten dieses Gesetzes
geltenden Fassung bleibt unberührt. 
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(2) Die regelmäßige Amtszeit der bei Inkrafttreten dieses
Gesetzes bestehenden Richter- und Staatsanwaltsvertre-
tungen endet mit den Wahlen nach Absatz 1.

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

1. Zielsetzung

Das Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetz enthält seit 1964 weitgehend unver-
änderte Bestimmungen zu der Beteiligung der Richter und Staatsanwälte an allge-
meinen und sozialen Angelegenheiten. Nach diesen Bestimmungen bestehen mit
den Richter- und Staatsanwaltsräten lediglich auf der örtlichen Ebene der einzel-
nen Gerichte und Staatsanwaltschaften entsprechende Vertretungsgremien, nicht
hingegen auf der Ebene der Obergerichte und Generalstaatsanwaltschaften sowie
auf der Ebene des Justizministeriums.

Im Zuge der Stärkung der richterlichen und staatsanwaltschaftlichen Mitbestim-
mung in personellen Angelegenheiten, die mit dem im Mai 2013 in Kraft getrete-
nen Gesetz zur Änderung des Landesrichtergesetzes erfolgte (GBl. S. 77), ist aus
der Justizpraxis der Wunsch geäußert worden, auch die gesetzlichen Regelungen
zu der Beteiligung an allgemeinen und sozialen Angelegenheiten auszubauen.
Diesem Anliegen soll durch eine grundlegende Novellierung der bestehenden Re-
gelungen zu den Richter- und Staatsanwaltsräten im Landesrichter- und -staatsan-
waltsgesetz (LRiStAG) Rechnung getragen werden. Durch die Gesetzesänderung
soll ein den Besonderheiten der baden-württembergischen Justiz Rechnung tra-
gendes, effizientes System der Beteiligung an allgemeinen und sozialen Angele-
genheiten geschaffen werden. Dazu ist insbesondere eine Verbesserung der be -
stehenden Beteiligungsrechte der örtlichen Richter- und Staatsanwaltsräte und 
eine Ergänzung um überörtliche Beteiligungsrechte sowohl auf Bezirksebene als
auch auf der Ebene des Justizministeriums vorgesehen.

Außerdem soll die Möglichkeit, ein Freistellungsjahr („Sabbatjahr“) in Anspruch
zu nehmen, für das Justizressort eingeführt werden. 

Schließlich ist aufgrund der Neufassung der Beurteilungsrichtlinie für Richter und
Staatsanwälte, welche im Oktober dieses Jahres in Kraft treten wird, eine punk -
tuelle Änderung des Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetzes (§ 5) veranlasst.

2. Inhalt

a) Inhalt des Systems der Beteiligung an allgemeinen und sozialen Angelegenheiten

aa) Bewahrung der bestehenden Vorschriften der Präsidialratsverfassung

Die baden-württembergische Präsidialratsverfassung gewährleistet in einer bun-
desweit einzigartigen Form eine weitgehende Mitbestimmung der Richter und
Staatsanwälte in personellen Angelegenheiten. Sie hat sich seit Jahrzehnten be-
währt, genießt in der richterlichen und staatsanwaltschaftlichen Praxis hohe Ak-
zeptanz und soll daher von der Gesetzesänderung im Wesentlichen unangetastet
bleiben. Es sollen lediglich solche Änderungen im Dritten Titel des Zweiten Ab-
schnitts des LRiStAG vorgenommen werden, die sich als Folgeänderungen zu der
Neufassung des Rechts der Richter- und Staatsanwaltsräte regelungstechnisch als
zwingend geboten erweisen. 

bb) Neufassung der Bestimmungen zu den örtlichen Richter- und Staatsanwaltsräten

Im Zuge der Gesetzesänderung sollen die bestehenden Vorschriften zu den ört -
lichen Richter- und Staatsanwaltsräten, die die Grundlage für das neu zu errich-
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tende Beteiligungssystem bilden, eine Überarbeitung erfahren. Dazu soll insbe-
sondere von der bislang in den §§ 20 und 21 LRiStAG vorgesehenen weitgehen-
den Verweisungstechnik auf die Bestimmungen des Landespersonalvertretungs-
gesetzes (LPVG) Abstand genommen und diese durch die Aufnahme eigenstän -
diger, den spezifischen Bedürfnissen und Besonderheiten der Richter- und Staats-
anwaltschaft angepasster Beteiligungskataloge sowie Verfahrensvorschriften im
LRiStAG ersetzt werden. Auf diese Weise kommt die Eigenständigkeit der dritten
Gewalt auch gesetzessystematisch zum Ausdruck. Lediglich vereinzelt sollen Be-
zugnahmen auf Bestimmungen des LPVG vorgesehen werden, um auf diese Wei-
se eine Überfrachtung des LRiStAG zu verhindern. Durch die dabei vorgesehene
gezielte Verweisung in bestimmte Regelungsbereiche des LPVG anstelle eines al-
lumfassenden Auffangverweises soll die Gesetzesanwendung und -auslegung er-
leichtert werden.

cc) Bildung von Stufenvertretungen auf Bezirksebene

Als ein erster wesentlicher Bestandteil des neu zu schaffenden überörtlichen Be-
teiligungssystems sollen auf der Ebene der Obergerichte des Landes (mit Aus -
nahme der einstufigen Finanzgerichtsbarkeit) sowie der Generalstaatsanwalt-
schaften für die jeweiligen Geschäftsbereiche klassische Stufenvertretungen ein-
gerichtet werden. Dies bedeutet, dass die neuen Beteiligungsgremien zum einen
originär in allen Angelegenheiten zuständig sein werden, in denen ein Gerichts-
vorstand eines Obergerichts oder ein Generalstaatsanwalt eine beteiligungspflich-
tige Maßnahme umsetzen möchte, die sich über den örtlichen Zuständigkeitsbe-
reich eines Richter- bzw. Staatsanwaltsrats hinaus erstreckt. Dabei soll der Um-
fang der beteiligungspflichtigen Maßnahmen auf Bezirksebene dem der örtlichen
Ebene entsprechen. Zum anderen können die neuen Beteiligungsgremien als
streitschlichtende Instanz in all jenen Angelegenheiten zur Entscheidung herange-
zogen werden, in denen sich der örtliche Richter- bzw. Staatsanwaltsrat und die
entscheidungsbefugte Dienststelle nicht einigen können. Ein ungelöster Beteili-
gungskonflikt auf örtlicher Ebene kann so auf die Stufe der übergeordneten
Dienststelle verlagert werden und dort – unter Mitwirkung eines neuen Beteili-
gungsgremiums und eines anderen Dienststellenleiters – erneut ein Einigungsver-
such unternommen werden.

dd) Einrichtung von Einigungsstellen auf Bezirksebene als Instrument der Kon-
fliktlösung 

Für den Fall fortbestehender Beteiligungskonflikte sollen auf Bezirksebene für
die einzelnen Geschäftsbereiche der Obergerichte und der Generalstaatsanwalt-
schaften Einigungsstellen vorgesehen werden, um so in Mitbestimmungsangele-
genheiten in der jeweiligen Einigungsstelle eine Streitbeilegung herbeiführen zu
können. Hierdurch sollen auf Bezirksebene individuelle Konfliktlösungen unter
Gewährleistung größtmöglicher Sachnähe zu den spezifischen Besonderheiten
und Interessenslagen des jeweiligen Geschäftsbereichs ermöglicht werden. 

ee) Errichtung eines Landesrichter- und -staatsanwaltsrats als eigenständiges Be-
teiligungsorgan auf der Ebene des Justizministeriums

Zusätzlich zu den Stufenvertretungen auf Bezirksebene soll auf der Ebene des
Jus tizministeriums ein weiteres, eigenständiges Beteiligungsorgan für die gesam-
te Richter- und Staatsanwaltschaft geschaffen und als „Landesrichter- und -staats-
anwaltsrat“ bezeichnet werden. Es ist in Angelegenheiten von grundsätzlicher und
justizweiter Bedeutung einzubeziehen. Durch das neue zehnköpfige Beteiligungs-
organ soll auf der Ebene des Justizministeriums eine wirksame Beteiligung der
Richter und Staatsanwälte in den für sie wesentlichen allgemeinen und sozialen
Angelegenheiten gewährleistet werden. 
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Die Personalstruktur der baden-württembergischen Justiz soll durch das Stimm-
gewicht der einzelnen, aus den verschiedenen Gerichtsbarkeiten und Staatsan-
waltschaften stammenden Mitglieder bei der internen Beschlussfassung des Lan-
desrichter- und -staatsanwaltsrats berücksichtigt werden. Darüber hinaus soll
durch die Einräumung eines Rechts zur Abgabe eines Sondervotums ein Mecha-
nismus für einen wirksamen Minderheitenschutz vorgesehen werden.

ff) Gesetzliche Festschreibung des Instruments der justizweiten Anhörung als un-
mittelbares Beteiligungsrecht der Richter und Staatsanwälte 

Ungeachtet der Beteiligung durch den Landesrichter- und -staatsanwaltsrat soll
auf der Ebene des Justizministeriums die Beteiligung der Richter und Staatsan-
wälte zusätzlich dadurch gestärkt werden, dass die in jüngerer Vergangenheit sei-
tens des Justizministeriums im Sinne der „Politik des Gehörtwerdens“ praktizier-
ten und in der Richter- und Staatsanwaltschaft auf großen Zuspruch gestoßenen
„justizweiten Anhörungen“ nunmehr als selbstständiges Beteiligungsinstrument
im LRiStAG verankert werden. Damit schlägt die baden-württembergische Justiz
einen bundesweit einzigartigen Weg ein, der neben einem gremiengestützten Be-
teiligungssystem zugleich die Möglichkeit einer direkten Beteiligung der unmit-
telbar betroffenen Richter und Staatsanwälte gesetzlich festschreibt. 

gg) Verankerung eines eigenständigen Freistellungsrechts für die Mitglieder der
Richter- und Staatsanwaltsvertretungen im LRiStAG

In Anlehnung an die bestehende Freistellungsregelung im LPVG soll im LRi-StAG
ein eigenständiges Freistellungsrecht verankert werden. Dieses soll – entsprechend
der Rechtslagen nach den Landesrichtergesetzen der meisten anderen Länder – ein-
heitlich für alle Mitglieder der Richter- und Staatsanwaltsvertretungen und damit
auch für die Präsidialräte und den Hauptstaatsanwaltsrat bestehen. Das antragsge-
bundene Freistellungsrecht vermag eine bedarfsangemessene Freistellungspraxis zu
ermöglichen, mit der auf den mit der jeweiligen Aufgabenwahrnehmung verbunde-
nen tatsächlichen Zeitaufwand reagiert werden kann.

b) Inhalt der Einführung eines Freistellungsjahres

Für Beamte und Tarifbeschäftigte finden sich im Landesbeamtengesetz und im
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder die geeigneten Rechtsgrund -
lagen für die Wahrnehmung eines Freistellungsjahrs. Für Richter fehlte es bislang
an der erforderlichen gesetzlichen Grundlage. Der für den Beamtenbereich gelten-
de § 69 Absatz 5 Landesbeamtengesetz (LBG) kann insoweit nicht angewendet
werden, weil die Bewilligung von Teilzeitarbeit, Beurlaubungen ohne Dienst -
bezüge etc. im Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetz als Spezialgesetz ab -
schließend geregelt ist. Die an § 69 Absätze 5 bis 8 LBG angelehnte neue gesetz -
liche Regelung im LRiStAG (§ 7 d) beschränkt sich darauf, die Rahmenbedingun-
gen des Freistellungsjahrs festzulegen. Dessen nähere Ausgestaltung wird später
in einer Verwaltungsvorschrift erfolgen, die die Einzelheiten für alle Bereiche in
der Justiz (Richter, Staatsanwälte, Beamte, Tarifbeschäftigte) regeln wird.

c) Inhalt der Regelung der dienstlichen Beurteilung

§ 5 LRiStAG wird anlässlich der Neufassung der Beurteilungsrichtlinie geändert.
Die Anpassungen tragen der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung Rechnung
und sehen neben normstrukturierenden und vereinfachenden Änderungen insbe-
sondere die Einführung gemeinsamer Stichtage vor.
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3. Alternativen

Beibehaltung der bisherigen Rechtslage.

4. Wesentliche Ergebnisse der Regelungsfolgenabschätzung und Nachhaltig -
keits prüfung

Die in dem Gesetzentwurf vorgesehenen Neuregelungen werden sich positiv auf
die Zielbereiche „Arbeit und Beschäftigung“ sowie „Justiz und Verwaltung“ der
Anlage 2 der Verwaltungsvorschrift der Landesregierung und der Ministerien zur
Erarbeitung von Regelungen (VwV Regelungen vom 27. Juli 2010 [1030/0230],
Die Justiz S. 317) auswirken. So tragen die Stärkung der Beteiligungsrechte in der
Justiz sowie die Möglichkeit eines Freistellungsjahrs zur Attraktivität des Landes
Baden-Württemberg als öffentlicher Arbeitgeber bei und unterstützen das Land
dadurch bei der Gewinnung hochqualifizierter Bewerber für den höheren Justiz-
dienst (vgl. Ziffer III. der Anlage 2 der VwV Regelungen). Zugleich stärkt der
Ausbau der Beteiligungsrechte in allgemeinen und sozialen Angelegenheiten die
Transparenz und Offenheit der Entscheidungsprozesse der jeweils zuständigen
Dienststelle, und die umfassende Teilhabe der Richter und Staatsanwälte ermög-
licht eine effizientere Gestaltung der Justizverwaltung (vgl. Ziffer IX. 2. der An -
lage 2 der VwV Regelungen). 

5. Entbehrlich gewordene und vereinfachte Vorschriften

Die Vorschriften zu den Richterräten im Zweiten Titel des Zweiten Abschnitts des
LRiStAG werden wesentlich dadurch vereinfacht, dass künftig die zu diesem
Rechtsbereich maßgeblichen Bestimmungen nicht mehr weitgehend – wie bislang –
über kaum mehr zu handhabende Verweisungen auf das LPVG geregelt, sondern
unmittelbar im LRiStAG als der für die Richter- und Staatsanwaltschaft maßgeb-
lichen Rechtsquelle verankert werden. Die gegenwärtigen weitgehenden Verwei-
sungsnormen der §§ 20 und 21 LRiStAG, die bislang die Gesetzesanwendung und
-auslegung mitunter erheblich erschwert haben, werden hierdurch entbehrlich und
die Rechtsanwendung auf diese Weise erleichtert.

Auch die Änderungen der Regelung zur dienstlichen Beurteilung sorgen für eine
inhaltlich klarere Strukturierung der Vorschrift.

6. Finanzielle Auswirkungen

Die Einführung des neuen Beteiligungssystems, insbesondere die Bildung der
neuen Beteiligungsgremien auf Bezirks- sowie auf Hauptebene, kann zu einem
nicht näher bezifferbaren Verwaltungsaufwand führen. Darüber hinaus können
zusätzliche Personal- und Sachmittelmehrbedarfe entstehen. Diese sind in ihrem
Umfang zum gegenwärtigen Zeitpunkt ebenfalls noch nicht absehbar und werden
wesentlich davon abhängen, wie intensiv die neuen Beteiligungsrechte und -gre-
mien in der richterlichen und staatsanwaltschaftlichen Praxis künftig gelebt wer-
den. Dabei können finanzielle Auswirkungen insbesondere mit dem eigenständig
verankerten Freistellungsrecht für alle Formen von Richter- und Staatsanwalts-
vertretungen im LRiStAG einhergehen. 

Dies lässt jedoch Einsparungs- und Kompensationseffekte an anderen Stellen
außer Betracht. Dabei bleibt insbesondere unbeachtet, dass die Mitarbeitervertre-
tung und das Bewusstsein aktiver Teilhabemöglichkeiten an der Gestaltung des
eigenen Arbeitsumfelds für die Beschäftigten einen wesentlichen Teil der Attrak-
tivität des öffentlichen Dienstes ausmachen. Das Vorhandensein starker Richter-
und Staatsanwaltsvertretungen wirkt sich deshalb förderlich auf die Motivation
und das Engagement der Richterschaft und der Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälte aus. Eine kostenneutrale Umsetzung ist möglich. 
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Hinsichtlich der Gewährung eines Freistellungsjahrs für Richter sind keine finan-
ziellen Auswirkungen zu erwarten. Die ohnehin bereits im Staatshaushaltsplan für
Beamte und Tarifbeschäftigte vorgesehene Möglichkeit, ein „Sabbatjahr“ in An-
spruch zu nehmen, wird lediglich auf Richter ausgedehnt. 

7. Kosten für Private

Keine.

B. Einzelbegründung

Zu Artikel 1:

Zu Nummer 1 (§ 5):

Die Regelung führt gemeinsame Stichtage auch in der ordentlichen Gerichtsbar-
keit und in der Staatsanwaltschaft ein. Gemeinsame Stichtage sind ein Gebot der
verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung. Nach ständiger höchstrichterlicher
Rechtsprechung ist für die Rechtmäßigkeit eines Beurteilungssystems, das auf ei-
nem Zusammenwirken von Regel- und Anlassbeurteilungen beruht, der Grund-
satz der größtmöglichen Vergleichbarkeit der Beurteilungen maßgeblich. Größt-
mögliche Vergleichbarkeit wird durch einen einheitlichen Zeitraum und einen ge-
meinsamen Stichtag gewährleistet. 

Die dienstliche Beurteilung durch den unmittelbaren Dienstvorgesetzten bildet
die Regel. Dienstliche Beurteilungen müssen jedoch nicht unbedingt durch einen
Dienstvorgesetzten abgegeben werden. Auch ein „anderer“ Vorgesetzter kann mit
der Beurteilungsaufgabe betraut werden, wobei insoweit der sachliche Zusam-
menhang der Aufgabe mit der Ausübung der Dienstaufsicht nicht außer Acht ge-
lassen werden darf. Die Neuregelung sieht eine nähere Definition des Vorgesetz-
ten für die dienstliche Beurteilung durch Regelung in der Beurteilungsrichtlinie
vor.

Im Übrigen sind die Änderungen der Regelung im Wesentlichen von den Be -
mühungen um eine klarere inhaltliche Strukturierung getragen.

Zu Nummer 2 (§ 7 d):

Die Vorschrift regelt das Freistellungsjahr. Sie greift die Grundkonzeption des 
§ 69 Absatz 5 LBG auf und passt diese an die besonderen Bedürfnisse der Justiz
an.

Zu Absatz 1:

Absatz 1 entspricht im Wesentlichen § 69 Absatz 5 Satz 1 LBG. Die Vorschrift
stellt das Freistellungsjahr jedoch nicht in das Ermessen der obersten Dienst-
behörde, sondern räumt Richtern einen unmittelbaren Anspruch ein. Die Voraus-
setzungen des Anspruchs entsprechen im Wesentlichen denen, die auch für die
Bewilligung von Teilzeitbeschäftigung gemäß § 7 Absatz 5 LRiStAG gelten.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 regelt den Zeitpunkt der Inanspruchnahme des Freistellungsjahrs. 
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Zu Absatz 3:

Absatz 3 regelt die Voraussetzungen, unter denen die Bewilligung zu widerrufen
ist. Diese lehnen sich weitgehend an § 69 Absätze 7 und 8 LBG an, berücksichti-
gen jedoch die aus der richterlichen Unabhängigkeit folgenden Besonderheiten.

Zu Absatz 4:

Absatz 4 enthält den Auftrag an das Justizministerium, die Einzelheiten festzule-
gen. Die Vorschrift hebt die Dauer des Bewilligungszeitraums und den Umfang
der Teilzeitbeschäftigung hervor. Es sind somit insbesondere verschiedene Be -
willigungsmodelle zu entwickeln und zur Auswahl zu stellen. Zu den Einzelhei-
ten gehört auch das Bewilligungsverfahren, wovon die Vorschrift die Möglichkeit
hervorhebt, den Antrag auf Teilzeitbewilligung und den Antrag auf Inanspruch -
nahme des Freistellungsjahres davon abhängig zu machen, dass näher zu bestim-
mende Fristen eingehalten werden, um das erforderliche Maß an personalplaneri-
scher Sicherheit zu gewährleisten. 

Zu Nummer 3 (§ 15):

Zu Buchstabe a:

Redaktionelle Anpassung an die in Nummer 1 und Nummer 2 verwandten Begriff -
lichkeiten. 

Zu Buchstabe b:

Der in Nummer 1 neu vorgesehene Klammerzusatz soll klarstellen, dass der Be-
griff der Richterräte in § 15 Nummer 1 LRiStAG künftig in einem weiten Sinne
zu verstehen ist. Die Gesetzesänderung erweitert das bisherige System von aus-
schließlich örtlichen Richterräten, zu denen auch das besondere Institut des Ge-
samtrichterrats (§ 31 LRiStAG) zählt, um Richterratsgremien auf überörtlicher
Ebene. Hierbei handelt es sich um die Bezirksrichterräte auf der Ebene der Ober-
gerichte des Landes sowie den Landesrichter- und -staatsanwaltsrat auf der Ebene
des Justizministeriums. Auch diese neuen Formen an Richterratsgremien werden
von dem Begriff der Richterräte erfasst. 

In den Bestimmungen des Zweiten Titels des Zweiten Abschnitts wird sodann im
Einzelnen zwischen den verschiedenen Formen an Richterratsgremien (Richter-
rat, Bezirksrichterrat, Landesrichter- und -staatsanwaltsrat) unterschieden. Dabei
wird der Begriff des Richterrats künftig naturgemäß doppelt belegt sein. Zum ei-
nen stellt der Begriff – wie aus dem bisherigen Recht gewohnt – die Bezeichnung
für die örtlichen Richterräte dar. Darüber hinaus fungiert der Begriff mitunter
auch als Oberbegriff für die drei verschiedenen Formen an Richterratsgremien.
Zur erleichterten Unterscheidung dieser beiden Begriffsbedeutungen wird der Be-
griff des Richterrats, sofern er als gemeinsamer Oberbegriff zu verstehen ist, in
den Bestimmungen des Zweiten Titels des Zweiten Abschnitts stets in der Mehr-
zahl verwendet, und eine Verwendung des Begriffs in der Einzahl erfolgt nur,
wenn sich der Begriff ausschließlich auf die örtliche Ebene beziehen soll.

Auf eine Konkretisierung der Aufgaben der Richterräte unter Bezugnahme auf
einzelne Paragraphenangaben soll künftig verzichtet werden. Im Zuge der Neu-
fassung des Zweiten Titels des Zweiten Abschnitts werden die Aufgaben- und
Zuständigkeitsbereiche der einzelnen Formen von Richterräten differenziert gere-
gelt und ergeben sich unmittelbar aus den dortigen Bestimmungen. 
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Zu Buchstabe c:

Die Aufgaben der Präsidialräte werden im Interesse einer klareren begrifflichen
Abgrenzung zu den Aufgaben der Richterräte sprachlich neu gefasst, ohne dass
damit eine inhaltliche Änderung verbunden ist. In Anpassung an die Änderungen
in Nummer 1 wird auch in Nummer 2 von einer Bezugnahme auf eine Paragra-
phenangabe abgesehen. Der Aufgaben- und Zuständigkeitsbereich der Präsidial-
räte ergibt sich weiterhin unverändert aus § 32 LRiStAG. 

Zu Nummer 4 (§ 16):

Zu Buchstabe a:

Die inhaltliche Ausweitung der Vorschrift erfordert eine Neufassung der Über-
schrift. Diese trägt dem Umstand Rechnung, dass die künftige Bestimmung die
wesentlichen Vorgaben über die Rechtsstellung der Mitglieder der Richtervertre-
tungen zusammenführt. 

Zu Buchstabe b:

Redaktionelle Folgeänderung zu Buchstabe c.

Zu Buchstabe c:

Mit den Neuregelungen werden weitere grundlegende Vorgaben über die Rechts-
stellung der Mitglieder der Richtervertretungen eingeführt.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 verbietet Behinderungen der Aktivitäten für Richtervertretungen und
Benachteiligungen sowie Begünstigungen der Richter wegen ihrer vertretungs-
rechtlichen Tätigkeit. Die Bestimmung über das Behinderungs-, Benachteili-
gungs- und Begünstigungsverbot für die Mitglieder der Richtervertretungen ent-
spricht der üblichen Regelung in den Richtergesetzen anderer Länder.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 verankert erstmals ein einheitliches Freistellungsrecht für die Mitglieder
aller Richtervertretungen im LRiStAG. 

Die Vorschrift orientiert sich an den Rechtslagen in den meisten anderen Ländern
und erfolgt in Anlehnung an die bestehende Freistellungsregelung im LPVG. Das
antragsgebundene Freistellungsrecht ermöglicht eine bedarfsangemessene Frei-
stellungspraxis, mit der auf den mit der jeweiligen Aufgabenwahrnehmung ver-
bundenen tatsächlichen Zeitaufwand flexibel reagiert werden kann. Der Freistel-
lungsantrag ist von der betreffenden Richtervertretung als Gremium unter Benen-
nung der konkreten Freistellungsanteile für jeden einzelnen Richter zu stellen.
Vor den Freistellungsentscheidungen sind die Präsidien der Gerichte, an denen
die freizustellenden Mitglieder der Richtervertretungen tätig sind, gemäß § 21 e
Absatz 6 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) anzuhören. Die Dienststelle, bei der
die jeweilige Richtervertretung bzw. der Präsidialrat angesiedelt ist, trifft sodann
die Entscheidung über die Gewährung und den eventuellen Umfang der Freistel-
lungen. Faktisch entscheidet damit in Freistellungsfragen für die Tätigkeiten der
örtlichen Richtervertretungen der jeweilige Gerichtsvorstand, für Tätigkeiten der
Bezirksstufenvertretungen der Präsident des Obergerichts oder der Generalstaats-
anwalt und für Tätigkeiten im Landesrichter- und -staatsanwaltsrat sowie in den
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Präsidialräten das Justizminis terium. Die Freistellungsentscheidungen sind von
den Präsidien der Gerichte, an denen die freizustellenden Mitglieder der Richter-
vertretungen tätig sind, nachzuvollziehen.

Eine Freistellungsstaffel wird in Übereinstimmung mit der gesetzlichen Hand -
habe der Richtergesetze der anderen Länder nicht eingeführt. Auch das LPVG
macht von diesem Instrument ausschließlich für den Bereich der örtlichen Perso-
nalvertretungsgremien Gebrauch und belässt es für die – für Freistellungen im
richterlichen Bereich vorrangig maßgeblichen – überörtlichen Beteiligungsgre -
mien bei einer Erforderlichkeitsprüfung im Einzelfall, zumal der Arbeitsanfall der
verschiedenen überörtlichen Personalvertretungsgremien sehr unterschiedlich
ausfallen kann. Die ordnungsgemäße Durchführung der Aufgaben der Richterver-
tretung umfasst auch die Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen.
Für eine Teilnahme sind die betreffenden Richter folglich ebenfalls vom Dienst
freizustellen, soweit die Veranstaltungen Kenntnisse vermitteln, die für die Tätig-
keit in der Richtervertretung erforderlich sind.

Zu Absatz 4:

Absatz 4 normiert eine in den Richtergesetzen verschiedener Länder ebenfalls üb-
liche Regelung zum Unfallschutz. Sie soll im Interesse der mit Aufgaben nach
dem Richtervertretungsrecht betrauten Richter sicherstellen, dass die beamten-
rechtlichen Unfallfürsorgevorschriften der §§ 44 ff. des Landesbeamtenversor-
gungsgesetzes sowie die beamtenrechtlichen Vorgaben über den Ersatz von Sach-
schäden nach § 80 des Landesbeamtengesetzes entsprechende Anwendung finden.

Zu Nummer 5 (§ 17):

Die neue Bestimmung des § 17 LRiStAG stellt eine Folgeänderung aufgrund der
umfassenden Neufassung des Zweiten Titels des Zweiten Abschnitts dar. Die
Amtszeit und der regelmäßige Wahlzeitraum sollen einheitlich für alle Richter-
vertretungen festgelegt werden.

Die im neu gefassten Zweiten Titel des Zweiten Abschnitts vorgesehene Stärkung
der Beteiligung der Richterschaft in allgemeinen und sozialen Angelegenheiten
durch die Schaffung von Richterratsgremien auf Bezirks- und Hauptebene sowie
die weitgehende Anlehnung der richterlichen Beteiligungsbefugnisse an die
Rechte nach dem LPVG lässt aufgrund von fachlichen Überschneidungen und ge-
meinsamen Beteiligungsangelegenheiten mit den Personalvertretungsgremien
nach dem LPVG (§ 30 LRiStAG) einen Gleichklang der Amtszeit und der regel-
mäßigen Wahlzeiträume von Richterrats- und Personalvertretungsgremien erfor-
derlich werden. Daher soll entsprechend der jüngsten Anhebung der Amtszeit der
Personalvertretungsgremien im Zuge der Novellierung des LPVG im Jahr 2013
(GBl. S. 329, 333) auch im LRi-StAG die Amtszeit der Richterratsgremien künf-
tig auf fünf Jahre angehoben und ein der Rechtslage des LPVG entsprechender re-
gelmäßiger Wahlzeitraum festgelegt werden. 

Die Vereinheitlichung der Amtszeit und des regelmäßigen Wahlzeitraums soll je-
doch nicht nur für die Personalvertretungsgremien und die Richterratsgremien
gelten, sondern sich auf alle Formen der Richtervertretungen erstrecken. Rich-
terräte und Präsidialräte haben nach den landesrichterrechtlichen Bestimmungen
in Baden-Württemberg seit jeher eine einheitliche Dauer der Amtszeit. Diese Pra-
xis soll fortgeführt werden. Darüber hinaus soll künftig auch ein einheitlicher
Zeitraum für die Wahl aller Richtervertretungsgremien eingeführt werden. Seit
der letzten Änderung des Landesrichtergesetzes im Jahr 2013 existiert ein solcher
bereits für die Präsidialräte und den Hauptstaatsanwaltsrat (vgl. bisheriger § 33
Absatz 2 und 3 LRiStAG). Für die Richterräte bestehen demgegenüber hinsicht-
lich des Wahlzeitraums in der Praxis mitunter große Unsicherheiten, die aus dem
unterschiedlichen Verständnis und der abweichenden Handhabe der Reichweite
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der bisherigen Verweisung in § 21 LRi-StAG auf die Bestimmungen des LPVG
herrühren. In Anbetracht dessen sollen künftig im Ersten Titel des Zweiten Ab-
schnitts einheitliche Bestimmungen zu der Amtszeit und dem regelmäßigen
Wahlzeitraum aller Richtervertretungen niedergelegt werden.

Die gesetzliche Formulierung des künftigen § 17 LRiStAG lehnt sich weitgehend
an die bislang für die Präsidialräte geltenden Regelungen (§§ 33 Absatz 2 und 3,
40 Absatz 1 und 4 LRiStAG) sowie die allgemeinen personalvertretungsrecht -
lichen Bestimmungen nach dem LPVG (§ 22 LPVG) an. Sie beinhaltet dabei aus-
schließlich den Regelungsgehalt, dass beide Formen der Richtervertretungen die
gleiche Amtszeitdauer aufweisen und für sie jeweils der gleiche Wahlzeitraum
(von 1. April bis 31. Juli) gilt. Demgegenüber ist § 17 LRiStAG keine Regelung zu
dem konkreten Turnus der jeweiligen Wahlen zu entnehmen. Dieser ergibt sich erst
aus der Übergangsbestimmung des Artikels 3 § 2. Diese Bestimmung stellt mit
dem für alle Richterratsgremien vorgesehenen erstmaligen regelmäßigen Wahl-
zeitpunkt im Jahr 2019 den gebotenen Gleichklang zu den nächsten Wahlen nach
dem LPVG her (Artikel 3 § 2 Absatz 1 Satz 1). Abweichend davon soll es für die
Präsidialräte und den Hauptstaatsanwaltsrat bei dem bereits im Gesetz zur Ände-
rung des Landesrichtergesetzes 2013 festgelegten einheitlichen Wahlturnusbeginn
im Jahr 2017 bleiben, weil sich hier fachliche Überschneidungen zwischen den Prä-
sidialräten bzw. dem Hauptstaatsanwaltsrat sowie den Richterrats- und Personalver-
tretungsgremien nicht ergeben (Artikel 3 § 2 Absatz 1 Satz 2). Wegen der weiteren
Einzelheiten hierzu wird auf die Gesetzesbegründung zu Artikel 3 § 2 verwiesen.

Die neue Fassung des § 17 LRiStAG beschränkt sich auf die Festlegung der ge-
meinsamen Grundsätze zu Amtszeit und Wahlzeitraum der Richtervertretungen.
Die weiteren Einzelheiten des Wahlrechts sind im Zweiten bzw. Dritten Titel des
Zweiten Abschnitts für die Richterräte und die Präsidialräte separat geregelt. 

Absatz 1:

Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen der bisherigen Präsidialratsvorschrift
des § 33 Absatz 3 LRiStAG, wobei in Anpassung an die Regelung des § 22 Ab-
satz 1 LPVG eine Verlängerung der Amtszeit der Richtervertretungen um ein Jahr
vorgenommen wird. Diese moderate Anhebung der Amtszeit soll der Stärkung
der Kontinuität und Qualität der Arbeit der Richtervertretungen dienen. Sätze 2
und 3 enthalten Vorgaben zu der zeitlichen Begrenzung der Geschäftsführungsbe-
fugnis der Richtervertretung bis zur Neuwahl oder längstens bis zum 31. Juli des
Jahres, in dem die regelmäßigen Wahlen der Richtervertretungen stattfinden.

Absatz 2:

Absatz 2 Satz 1 gibt einen einheitlichen zeitlichen Rahmen für die Wahlen der
Richtervertretungen vor, der sich an den Vorgaben des § 22 Absatz 2 Satz 1 LPVG
orientiert. Für die Präsidialräte hat die Bestimmung ausgehend von der bisherigen
Regelung des § 33 Absatz 2 LRiStAG neben der Verlängerung der Wahlperiode
um ein Jahr eine nur geringfügige Erweiterung des Wahlzeitraums um zwei Mo-
nate zur Folge. Diese soll eine hinreichende Flexibilität für die Vorbereitung und
die Durchführung der Wahlen gewährleisten.

Absatz 2 Satz 2 und 3 entsprechen der bisherigen Regelung des § 40 Absatz 4
LRiStAG sowie § 22 Absatz 2 Satz 2 und 3 LPVG.

Absatz 3:

Die Vorschrift stellt die Kontinuität der Aufgabenwahrnehmung der Richterver-
tretungen sicher. Im Hinblick auf die zeitlichen Vorgaben des Absatzes 1 Satz 2
sowie des Absatzes 2 Satz 1 soll der Aufgabenfortführung durch die frühere Rich-
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tervertretung aber eine Höchstgrenze gesetzt werden. Die Regelung entspricht im
Wesentlichen dem bereits bislang in § 40 Absatz 1 LRiStAG verankerten Ge -
danken sowie der Bestimmung des § 22 Absatz 1 a LPVG. 

Bei der vorläufigen Fortdauer der Geschäftsführungsbefugnis bleibt zu berück-
sichtigen, dass die Amtszeit der geschäftsführenden Richtervertretung bereits ab-
gelaufen ist und ihr daher keine volle Legitimation mehr zukommt. Für die Rich-
terratsgremien und deren umfassende Gestaltungsbefugnisse hat dies zur Folge,
dass diese durch die Regelung nicht befugt werden, Maßnahmen zu beantragen
oder Dienstvereinbarungen zu schließen, die die neu zu wählenden Richterrats-
gremien binden könnten, denn die Übergangsvorschrift des Absatzes 3 soll ledig-
lich gewährleisten, dass die allgemeinen laufenden Geschäfte der Richtervertre-
tung fortgeführt, nicht aber eigenständige Maßnahmen initiiert werden. 

Zu Nummer 6 (§ 19 Absatz 2):

Redaktionelle Folgeänderung zur Neufassung des LPVG vom 12. März 2015.

Zu Nummer 7 (§ 19 a):

Die Beteiligung der Richter an allgemeinen, sozialen und personellen Angelegen-
heiten durch die Rechte der Richtervertretungen stellt klassischerweise den zentra-
len Bestandteil eines jeden Systems richterlicher Mitbestimmung dar. Mit der neuen
Bestimmung des § 19 a LRiStAG sollen die bestehenden und im Zuge dieser Geset-
zesnovellierung weiter hinzukommenden gremiengestützten Mitsprachemöglich-
keiten der Richterschaft zusätzlich dadurch gestärkt werden, dass die in der Vergan-
genheit seitens des Justizministeriums im Sinne der „Politik des Gehörtwerdens“
praktizierten und in der richterlichen Praxis auf großen Zuspruch gestoßenen justiz -
weiten Anhörungen als selbstständiges Beteiligungsinstrument im LRiStAG veran-
kert werden. 

Es handelt sich bei dem Instrument der justizweiten Anhörung um ein An-
hörungsverfahren, das sich unmittelbar an die Richter und über den Verweis in 
§ 88 Absatz 4 LRiStAG auch an die Staatsanwälte sowie die Spitzenorganisatio-
nen der jeweiligen Berufsverbände im Land richtet. Der Anwendungsbereich für
die Durchführung justizweiter Anhörungen wird dabei gesetzlich bewusst weit
gefasst. So wird das Justizministerium über das Instrument der justizweiten An-
hörung die richterliche und staatsanwaltschaftliche Praxis zu allen bedeutsamen
justizpolitischen Vorhaben, insbesondere auch zu Gesetzesvorhaben, unmittelbar
in die Entscheidungsprozesse einbinden können. Eine Beschränkung auf den Zu-
ständigkeitskatalog des künftigen Landesrichter- und -staatsanwaltsrats (§ 29 a
LRiStAG) ist nicht vorgesehen. 

Neben der in Absatz 1 Satz 1 enthaltenen Grundentscheidung zur gesetzlichen
Verankerung des Instruments der justizweiten Anhörung werden mit den Rege-
lungen des Absatzes 1 Satz 2 und 3 sowie der Absätze 2 und 3 weitere verfahrens-
rechtliche Gewährleistungen für die Richter und Staatsanwälte sowie deren Be-
rufsverbände bei der Durchführung justizweiter Anhörungen vorgesehen.

Die baden-württembergische Justiz schlägt damit einen bundesweit einzigartigen
Weg ein, der neben dem traditionell gremiengestützten Beteiligungssystem zu-
gleich die verfahrensmäßig abgesicherte Möglichkeit einer direkten Beteiligung
der unmittelbar betroffenen Richter und Staatsanwälte und deren Berufsverbände
gesetzlich festschreibt. 

Zu Nummer 8 (Zweiter Titel):

Die Vorschriften des Zweiten Titels des Zweiten Abschnitts, die seit 1964 weitge-
hend unverändert die Beteiligung der Richter an allgemeinen und sozialen Ange-
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legenheiten regeln, sollen durch die Gesetzesänderung grundlegend novelliert und
als Ganzes neu gefasst werden. Nach den bisherigen Bestimmungen des Zweiten
Titels des Zweiten Abschnitts bestehen mit den Richterräten lediglich auf ört -
licher Ebene der einzelnen Gerichte entsprechende Vertretungsgremien, nicht
aber auf der Ebene der Obergerichte des Landes und des Justizministeriums. Zu-
dem werden gegenwärtig die Aufgaben, Befugnisse und Pflichten der Richterräte
ebenso wie die Beteiligungsverfahren weitgehend über Verweisungen auf die Be-
stimmungen des LPVG geregelt (vgl. die bisherigen Bestimmungen der §§ 20 und
21 LRiStAG). Die bestehenden Regelungen zu der Beteiligung der Richter an all-
gemeinen und sozialen Angelegenheiten sollen durch die Gesetzesnovelle ausge-
baut und ein den Besonderheiten der baden-württembergischen Justiz Rechnung
tragendes, effizientes System der Beteiligung an allgemeinen und sozialen Ange-
legenheiten geschaffen werden. 

Dazu sind auch auf überörtlicher Ebene Gremien für die Beteiligung der Richter an
allgemeinen und sozialen Angelegenheiten vorzusehen. Hierzu sollen zum einen
erstmals auch auf der Ebene der Obergerichte, mit Ausnahme der Finanzgerichts-
barkeit, für die jeweiligen Geschäftsbereiche klassische Stufenvertretungen einge-
richtet werden (vgl. §§ 20 Absatz 2, 20 a Absatz 2, 20 b Nummer 2 LRiStAG). Für
den Fall fortbestehender Beteiligungskonflikte auf Bezirksebene soll keine Wei-
terverlagerung des Konflikts auf die Ebene des Justizministeriums erfolgen, son-
dern es sollen für ungelöste Mitbestimmungsangelegenheiten Lösungen in Eini-
gungsstellen auf Bezirksebene gefunden werden (§ 24 a Absatz 3 LRiStAG), um auf
diese Weise individuelle Konfliktlösungen unter Gewährleis tung größtmög licher
Sachnähe zu den spezifischen Besonderheiten und Interessenslagen des jeweiligen
Geschäftsbereichs zu ermöglichen. Für den Bereich der Staatsanwälte wird die für
Richter vorgesehene Ausgestaltung der Beteiligung auf Bezirksebene entsprechend
gelten (§§ 88 Absatz 1, 89 Absatz 1 Satz 2, Absatz 4 Satz 1 LRiStAG). Zusätzlich
zu den Stufenvertretungen auf Bezirksebene soll ferner auf der Ebene des Justiz-
ministeriums ein weiteres, eigenständiges Beteiligungsorgan für die gesamte
Richter- und Staatsanwaltschaft geschaffen und als „Landesrichter- und -staats -
anwaltsrat“ bezeichnet werden (§§ 20 Absatz 3, 20 a Absatz 3, 20 b Nummer 3
LRiStAG). Es ist in Angelegenheiten von grundsätz licher und justizweiter Bedeu-
tung einzubeziehen (§ 29 a LRiStAG). Durch die Eigenständigkeit des Hauptbe-
teiligungsorgans soll auf der Ebene des Justizministeriums eine wirksame Beteili-
gung der Richter- und Staatsanwaltschaft in den für sie wesentlichen allgemeinen
und sozialen Angelegenheiten gewährleistet werden. Zugleich wirkt die Entschei-
dung für ein gemeinsames Hauptbeteiligungsorgan für die Richter- und Staatsan-
waltschaft in Abgrenzung zu Einzelgremien für jede Gerichtsbarkeit und die
Staatsanwaltschaft auch der andernfalls drohenden Gefahr widerstreitender Ent-
scheidungen mehrerer Hauptgremien, dem Erfordernis zusätzlicher Koordina -
tionsmechanismen zwischen verschiedenen Hauptvertretungsorganen und einer
erheblichen personellen Ressourcenbindung entgegen.

Neben der Einrichtung neuer Beteiligungsgremien für die Beteiligung der Richter
in allgemeinen und sozialen Angelegenheiten sollen durch dieses Gesetz die be-
stehenden Vorschriften zu den örtlichen Richterräten, die die Grundlage für das
neu zu errichtende Beteiligungssystem bilden, überarbeitet werden. Dazu ist ins-
besondere vorgesehen, von der bisherigen weitgehenden Verweisungstechnik auf
die Bestimmungen des LPVG Abstand zu nehmen und diese durch eigenständige,
den spezifischen Bedürfnissen und Besonderheiten der Richterschaft angepasste
Beteiligungskataloge sowie Verfahrensvorschriften im LRiStAG zu ersetzen.
Hierdurch soll die Eigenständigkeit der dritten Gewalt auch gesetzessystematisch
zum Ausdruck kommen.

Zu § 20 (Bildung der Richterräte):

§ 20 LRiStAG fasst die Regelungen zu der Bildung der verschiedenen Formen
von Richterräten in einer Vorschrift zusammen.
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Zu Absatz 1:

Absatz 1 übernimmt die Regelungen des bisherigen § 22 Absatz 1 bis Absatz 3
LRiStAG und überführt diese, mit redaktionellen Anpassungen, in einen einheit -
lichen Absatz.

Zu Absatz 2:

Als wesentlicher Bestandteil des neuen Beteiligungssystems wird in Absatz 2 vor-
gesehen, dass neben den bereits bestehenden örtlichen Richterräten der einzelnen
Gerichte erstmals auf der Ebene der Obergerichte des Landes für die jeweiligen
Geschäftsbereiche zusätzlich Bezirksrichterräte gebildet werden. 

Ausgenommen von der Neubildung der Bezirksrichterräte ist die Finanzgerichts-
barkeit. Diese nimmt eine Sonderstellung ein, da sie im Gegensatz zu dem Auf-
bau der übrigen Gerichtsbarkeiten keine mehrstufige Struktur aufweist. Es exis -
tiert ausschließlich ein Finanzgericht Baden-Württemberg, das als Obergericht
des Landes ausgestaltet ist. Bei diesem bestehen derzeit für die verselbstständig-
ten Gerichtsteile in Stuttgart und Freiburg je ein eigener Richterrat (über die bis-
herige Vorschrift des § 22 Absatz 3 Satz 2 LRiStAG, künftig § 20 Absatz 1 Satz 5
LRiStAG) sowie daneben für die Finanzgerichtsbarkeit insgesamt zusätzlich ein
Gesamtrichterrat des Finanzgerichts Baden-Württemberg (vgl. bisheriger sowie
künftiger § 31 LRiStAG). Aufgrund der besonderen Charakteristik der Finanz -
gerichtsbarkeit soll neben diesen örtlichen Richterratsgremien für ungelöste Be-
teiligungskonflikte kein weiteres Bezirksgremium in Form eines Bezirksrichter-
rats bei dem Finanzgericht Baden-Württemberg geschaffen, sondern vielmehr den
bestehenden örtlichen Gremien zur Konfliktlösung in Mitbestimmungsangelegen-
heiten über die Vorschrift des § 24 a Absatz 3 Satz 2 LRiStAG unmittelbar der
Weg in das Einigungsstellenverfahren auf Bezirksebene eröffnet werden (vgl. 
§ 24 a Absatz 4 und 5 LRiStAG sowie § 24 b LRi-StAG).

Zu Absatz 3:

Zusätzlich zu den neuen Beteiligungsgremien auf Bezirksebene (Absatz 2) sieht
Absatz 3 als weiteren zentralen Bestandteil des neuen Beteiligungssystems des
LRi-StAG vor, dass künftig erstmals auch auf der Ebene des Justizministeriums
ein Vertretungsorgan für allgemeine und soziale Angelegenheiten gebildet wird.
Es handelt sich hierbei um ein gemeinsames Hauptbeteiligungsorgan für alle
Richter und Staatsanwälte des Landes, das als „Landesrichter- und -staatsanwalts-
rat“ bezeichnet werden soll. Diese Bezeichnung bringt die Einheit der Richter-
und Staatsanwaltschaft in Baden-Württemberg zum Ausdruck und vermeidet zu-
gleich eine begriffliche Überschneidung mit dem bereits bestehenden Haupt-
staatsanwaltsrat. Durch das neue Beteiligungsorgan auf der Ebene des Justiz -
minis teriums soll eine wirksame Beteiligung der Richter- und Staatsanwaltschaft
in den für sie wesentlichen allgemeinen und sozialen Angelegenheiten von
grundsätzlicher und justizweiter Bedeutung gewährleistet werden (vgl. zu den Zu-
ständigkeiten im Einzelnen § 29 a LRiStAG).

Zu § 20 a (Zusammensetzung der Richterräte):

§ 20 a LRiStAG regelt die Zusammensetzung der drei verschiedenen Formen von
Richterräten.

Zu Absatz 1:

Absatz 1 entspricht der bisherigen Regelung des § 22 Absatz 4 LRiStAG, ohne in-
haltliche Änderung.
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Zu Absatz 2:

Die Bezirksrichterräte sollen einheitlich mit jeweils fünf Mitgliedern besetzt wer-
den. Diese Besetzung gewährleistet eine im Verhältnis zu den örtlichen Richterrä-
ten sowie dem Landesrichter- und -staatsanwaltsrat angemessene Gremiengröße
auf Bezirksebene und erscheint zugleich ausreichend, um aus diesem Personen-
kreis die Wahl der zu entsendenden Mitglieder für den Landesrichter- und -staats-
anwaltsrat zu ermöglichen (§ 29 Absatz 1 Satz 1 und 2 LRiStAG). 

Zu Absatz 3:

Der Landesrichter- und -staatsanwaltsrat soll als zehnköpfiges Gremium be stehend
aus acht Mitgliedern aus dem richterlichen Bereich sowie zwei Mitgliedern aus
dem staatsanwaltschaftlichen Bereich ausgestaltet werden. Die Gremiengröße soll
sowohl eine angemessene Repräsentanz aller Bereiche der baden-württembergi-
schen Justiz als auch eine effektive Arbeitsweise des Hauptgremiums ermöglichen.
Die bestehende Personalstruktur innerhalb der baden-württembergischen Justiz
wird durch die Stimmgewichtung der einzelnen Mitglieder bei der internen Be-
schlussfassung berücksichtigt, die in § 29 Absatz 2 Satz 2 und 3 LRiStAG näher
geregelt ist. 

Zu § 20 b (Zuständigkeit der Richterräte):

§ 20 b fasst die Grundsätze der Zuständigkeitsverteilung zwischen Richterrat, Be-
zirksrichterrat und Landesrichter- und -staatsanwaltsrat in einer Vorschrift zusam-
men. Die Regelung soll einen Überblick über die instanzielle Zuständigkeit der
einzelnen Richterratsgremien geben und zugleich der allgemeinen Umschreibung
der in den §§ 23 ff. LRiStAG sodann im Einzelnen gesetzlich zugewiesenen Auf-
gabenbereiche der drei verschiedenen Ebenen der Richterratsgremien dienen.

Nach der Zuständigkeitsverteilung des § 20 b LRiStAG erstreckt sich die Zustän-
digkeit der Richterräte (Nummer 1) unverändert zu der bisherigen Rechtslage auf
die rein örtlichen allgemeinen und sozialen Maßnahmen im Sinne der §§ 23 a, 
23 b LRiStAG, die der Gerichtsvorstand des Gerichts oder der Gerichte, für das
oder die der Richterrat gebildet wurde, trifft. Dabei kann Richterrat im Sinne dieser
Vorschrift auch ein Gesamtrichterrat sein, sofern ein solcher nach § 31 LRiStAG
gebildet wurde. 

Die durch die Gesetzesänderung neu einzuführenden Bezirksrichterräte (Nummer 2)
werden als Stufenvertretungen im klassischen Sinne ausgestaltet. Dies bedeutet,
dass die Bezirksrichterräte zwei Zuständigkeiten erhalten: zum einen eine origi -
näre Zuständigkeit bei allen überörtlichen beteiligungspflichtigen Maßnahmen
und zum anderen eine Zuständigkeit als streitschlichtende Instanz in Fällen un-
gelöster Beteiligungskonflikte auf örtlicher Ebene. Die originäre Zuständigkeit
der neuen Bezirksstufenvertretungen bezieht sich auf all jene Angelegenheiten, in
denen ein Gerichtsvorstand eines Obergerichts eine beteiligungspflichtige Maß-
nahme umsetzen möchte, die sich über den örtlichen Zuständigkeitsbereich eines
einzelnen Richterrats hinaus erstreckt. Dabei wird der Umfang der beteiligungs-
pflichtigen Maßnahmen auf Bezirksebene dem der örtlichen Ebene entsprechen
(vgl. § 28 Absatz 2 LRiStAG i. V. m. §§ 23 a und 23 b LRiStAG). Die zweite,
streitschlichtende Zuständigkeit der Bezirksstufenvertretungen hat zur Folge,
dass die Bezirksgremien zugleich in all jenen Fällen zur Entscheidung heran -
gezogen werden können, in denen sich der örtliche Richterrat und der entschei-
dungsbefugte Gerichtsvorstand nicht einigen können. Ein ungelöster Beteili-
gungskonflikt auf örtlicher Ebene kann so auf die Stufe der übergeordneten
Dienststelle verlagert werden und dort – unter Mitwirkung eines neuen Beteili-
gungsgremiums und eines anderen Gerichtsvorstands – erneut ein Einigungsver-
such unternommen werden. 
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Der durch die Gesetzesänderung zudem neu einzuführende Landesrichter- und 
-staatsanwaltsrat (Nummer 3) wird ein eigenständiges Beteiligungsorgan darstel-
len, dem in Abgrenzung zu dem Zuständigkeitsbereich der Bezirksrichterräte kei-
ne streitschlichtende Zuständigkeit in Fällen fortbestehender ungelöster Beteili-
gungskonflikte zukommen wird. Entsprechende Beteiligungskonflikte sollen viel-
mehr auf Bezirksebene in den dort vorzusehenden Einigungsstellen behandelt
werden (vgl. hierzu im Einzelnen §§ 24 a Absatz 3 bis 5, 24 b LRiStAG nebst Ge-
setzesbegründung). Die Zuständigkeit des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats
soll sich auf Maßnahmen erstrecken, die in die Entscheidungsbefugnis des Justiz-
ministeriums fallen und die von grundsätzlicher und justizweiter Bedeutung sind.
Im Einzelnen wird der Zuständigkeitsbereich des Landesrichter- und -staatsan-
waltsrats in der neuen Bestimmung des § 29 a LRiStAG geregelt. 

Zu § 21 (Wahlgrundsätze):

§ 21 LRiStAG fasst die für die Wahl der örtlichen Richterräte maßgeblichen all-
gemeinen wahlrechtlichen Grundsätze zusammen. 

Zu Absatz 1:

Die Vorschrift entspricht der bisherigen Regelung des § 24 Absatz 1 LRiStAG. 

Zu Absatz 2:

Die Vorschrift entspricht der bisherigen Regelung des § 24 Absatz 2 LRiStAG.

Zu Absatz 3:

Neben den für die Wahl der örtlichen Richterräte geltenden allgemeinen Grund -
sätzen, die in Absatz 1 und 2 geregelt sind, beinhalten die §§ 21 a bis 21 c LRiStAG
die bereits in den bisherigen §§ 23, 25 und 26 LRiStAG enthaltenen, auf die be-
sonderen Bedürfnisse der Gerichte abgestimmten weiteren Vorschriften zum
Wahlrecht und zur Durchführung der Wahl der örtlichen Richterräte. Soweit in
diesen Vorschriften keine besonderen Regelungen enthalten sind, sieht Absatz 3
für die Wahl und die Amtszeit der Richterräte die entsprechende Anwendung der
Bestimmungen des LPVG vor. Diese Verweisung bezieht sich auf die Regelun-
gen des Ersten und Zweiten Abschnitts des Zweiten Teils des LPVG, sodass ins-
besondere die personalvertretungsrechtlichen Regelungen über die Freiheit und
die Kosten der Wahl (§ 24 LPVG), die vorzeitige Neuwahl (§ 27 LPVG), den
Ausschluss einzelner Mitglieder oder die Auflösung des Gremiums (§ 28 LPVG),
das Erlöschen der Mitgliedschaft im Vertretungsgremium (§ 29 LPVG) oder auch
die Bestimmungen zu den Ersatzmitgliedern (§ 31 LPVG) entsprechende Anwen-
dung finden.

Zu § 21 a (Wahlrecht):

Die Absätze 1, 3 und 4 entsprechen der bisherigen Vorschrift des § 23 LRiStAG.
Der Begriff des „aufsichtführenden Richters“ umfasst Direktoren, deren ständige
Vertreter, die örtlichen Gerichtsvorstände sowie die weiteren aufsichtführenden
Richter. 

Absatz 2 stellt einen Gleichklang zu § 9 LPVG her.
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Zu § 21 b (Wahlverfahren):

Die Bestimmung entspricht der bisherigen Vorschrift des § 25 LRiStAG.

Zu § 21 c (Anfechtung der Wahl):

Die Bestimmung entspricht weitgehend der bisherigen Vorschrift des § 26 LRiStAG.

Zu § 22 (Geschäftsführung):

§ 22 LRiStAG beinhaltet die maßgeblichen Bestimmungen zu der Geschäfts-
führung des Richterrats.

Zu Absatz 1:

Absatz 1 entspricht der bisherigen Regelung des § 27 LRiStAG.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 sieht für die Beschlussfassung des Richterrats die im allgemeinen Perso-
nalvertretungsrecht üblichen Regelungen vor. Für den Personalrat sind diese im
Wesentlichen inhaltsgleich in § 34 Absatz 1 bis 3 LPVG verankert.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 Satz 1 eröffnet dem Richterrat die Möglichkeit, weitere Bestimmungen
über die Geschäftsführung des Gremiums in einer Geschäftsordnung niederzule-
gen. Ob der Richterrat eine Geschäftsordnung beschließt, liegt damit in seinem
Ermessen. 

Absatz 3 Satz 2 sieht darüber hinaus eine Verweisung auf einzelne Regelungsbe-
reiche des LPVG vor. Diese erstreckt sich zum einen auf die Geschäftsführungs-
bestimmungen des LPVG. Demnach finden auf die Richterräte die Bestimmun-
gen des Dritten Abschnitts des Zweiten Teils des LPVG entsprechende Anwen-
dung, soweit in § 22 Absatz 1 und 2 LRiStAG nichts Abweichendes bestimmt ist.
Hierzu gehören insbesondere die Vorschriften über die Anberaumung und Durch-
führung der Sitzungen (§§ 30 und 32 LPVG), die Befangenheit der Mitglieder 
(§ 33 LPVG), die Niederschrift (§ 38 LPVG) sowie die Tragung der durch die
Richterratstätigkeit entstehenden notwendigen Kosten (§ 41 LPVG). Zum anderen
sieht Absatz 3 Satz 2 für die Mitglieder des Richterrats auch einen Verweis auf
die Verschwiegenheitspflicht des LPVG vor, die im Einzelnen in § 7 LPVG nie-
dergelegt ist. 

Zu § 23 (Beteiligungsgrundsätze):

Mit der Bestimmung des § 23 LRiStAG werden den anschließenden Regelungen
über die einzelnen Beteiligungstatbestände und Beteiligungsverfahren (§§ 23 a ff.
LRiStAG) die für die Zusammenarbeit zwischen Richterrat und Gericht geltenden
allgemeinen Beteiligungsgrundsätze vorangestellt.

Zu Absatz 1:

Absatz 1 verankert das zentrale Gebot der vertrauensvollen Zusammenarbeit von
Gericht und Richterrat erstmals eigenständig im LRiStAG. Es handelt sich hierbei
um einen der bedeutsamsten vertretungsrechtlichen Grundsätze, der die gleichbe-
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rechtigte Partnerschaft zwischen Dienststelle und Vertretungsgremium verdeut-
licht. Die in den Absätzen 2 und 3 verankerten Unterrichtungs- und Verhaltens-
vorgaben sind unmittelbarer Ausfluss dieses Grundsatzes. In seinem Inhalt ent-
spricht die Regelung des Absatzes 1 dem in § 2 Absatz 1 LPVG verankerten lan-
despersonalvertretungsrechtlichen Gebot der vertrauensvollen Zusammenarbeit. 

Zu Absatz 2:

Absatz 2 beinhaltet eine weitreichende Informationsverpflichtung des Gerichts
gegenüber dem Richterrat, die der Regelung des § 71 Absatz 1 LPVG entspricht. 

Zu Absatz 3:

Absatz 3 sieht vor, dass zwischen dem Gerichtsvorstand und dem Richterrat re-
gelmäßige Besprechungen durchgeführt werden sollen. Hierdurch können an -
stehende Probleme oder aktuelle Anliegen frühzeitig thematisiert werden. Die Be-
sprechungen sind nicht auf die der förmlichen Beteiligung durch den Richterrat
unterliegenden Angelegenheiten beschränkt, sondern können das gesamte dem
Richterrat zustehende Aufgabenspektrum an Angelegenheiten, die das Gericht be-
treffen, umfassen.

Die Regelung des Absatzes 3 ist als Soll-Vorschrift ausgestaltet. Es hat sich dem-
nach bei der Durchführung der gemeinschaftlichen Besprechungen um den ge-
setzlichen Regelfall zu handeln, von dem nur in begründeten Ausnahmefällen ab-
gesehen werden kann. Darüber hinaus ist in Absatz 3 bewusst von der Festsetzung
eines starren zeitlichen Besprechungsturnus (wie in § 68 Absatz 1 Satz 1 LPVG)
abgesehen worden. Der Besprechungsturnus soll vielmehr individuell auf die je-
weiligen örtlichen Besonderheiten und Bedürfnisse angepasst werden können.
Durch das im Gesetz verankerte Merkmal der Regelmäßigkeit wird eine hin -
reichende Kontinuität der Gesprächsführung gewährleistet.

Zu Absatz 4:

Absatz 4 sieht im Übrigen einen Verweis auf die ausführlichen personalvertre-
tungsrechtlichen Bestimmungen der §§ 69 und 70 LPVG vor. Durch diese Rege-
lungen soll zum einen eine positive Entwicklung der persönlichen und dienst -
lichen Verhältnisse im Gericht gewährleistet und zum anderen klargestellt wer-
den, dass dem Richterrat losgelöst von seinen speziellen Zuständigkeiten und
Rechten im Rahmen der förmlichen Beteiligungsverfahren auch weitergehende
allgemeine Aufgaben zukommen.

Zu § 23 a und § 23 b (Vorbemerkung):

In den §§ 23 a und 23 b LRiStAG werden erstmals eigenständige, den spezifischen
Bedürfnissen und Besonderheiten der Richterschaft angepasste Beteiligungskata-
loge für die örtlichen Richterräte im LRiStAG verankert. Diese ersetzen die bis-
lang im LRiStAG enthaltenen Verweisungen auf die Beteiligungstatbestände des
LPVG. Mit der Aufnahme eigenständiger Beteiligungskataloge im LRiStAG, die
über die Regelung des § 28 Absatz 2 LRiStAG uneingeschränkt auch für die Be-
zirksrichterräte gelten, wird dem seitens der Praxis vielfach geäußerten Wunsch
Rechnung getragen, die Eigenständigkeit der dritten Gewalt auch gesetzessyste-
matisch zum Ausdruck zu bringen.

Das LRiStAG sieht bislang für die Aufgaben der örtlichen Richterräte in den 
§§ 20 und 21 LRiStAG partielle Verweise auf die Beteiligungstatbestände des LPVG
vor. Diese Verweise haben durch die Gesetzesänderungen der zurückliegenden
Jahrzehnte zunehmende Veränderungen erfahren und sind derzeit in Auswahl und
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Struktur nicht mehr stringent ausgestaltet. Sie sollen daher durch eigenständige
Beteiligungskataloge, die an die spezifischen Besonderheiten der Richterschaft
angepasst sind, ersetzt werden. Dazu sind sowohl die Beteiligungstatbestände des
LPVG, auf die das LRiStAG bereits bislang verweist, als auch alle weiteren Be-
teiligungstatbestände des LPVG in allgemeinen und sozialen Angelegenheiten auf
ihre Vereinbarkeit mit der verfassungsrechtlichen Garantie der richterlichen Un-
abhängigkeit sowie in Abgrenzung zu den Zuständigkeiten der Präsidien und der
Präsidialräte überprüft worden. Zugleich ist berücksichtigt worden, ob die Ange-
legenheiten im richterlichen Bereich in Baden-Württemberg einen praktischen
Anwendungsbereich haben und ob dieser auf der hier maßgeblichen örtlichen
Ebene bzw. der Bezirksebene (vgl. § 28 Absatz 2 LRiStAG) und nicht auf der
Ebene des Justizministeriums anzusiedeln ist. Denn für den auf der Ebene des
Jus tizministeriums neu zu errichtenden Landesrichter- und -staatsanwaltsrat sieht
§ 29 a LRiStAG einen eigenständigen Beteiligungskatalog vor. 

Auf der Grundlage dieser Prüfung werden die Zuständigkeiten der örtlichen Rich-
terräte in den §§ 23 a und b LRiStAG neu gefasst. Damit einher geht eine substan-
tielle Stärkung der Beteiligungsrechte der Richterräte. Mit der Rechtsstellung der
Richter unvereinbare sowie praktisch nicht relevante Beteiligungstatbestände 
(z. B. Arbeitszeitregelungen; Inhalt und Verwendung von Formulararbeitsverträ-
gen; Zuweisung, Kündigung sowie allgemeine Festsetzung der Nutzungsbedin-
gungen von Wohnungen, über die die Beschäftigungsdienststelle verfügt oder für
die sie ein Vorschlagsrecht hat) werden ebenso gestrichen wie Tatbestände, die in
den alleinigen Zuständigkeitsbereich des Justizministeriums wegen dessen Stel-
lung als personalverwaltender Dienststelle für den richterlichen Bereich fallen 
(z. B. Erstellung des Chancengleichheitsplans, Beurteilungsrichtlinien, Grund -
sätze der Personalplanung). Zudem werden aus dem LPVG wichtige neue Beteili-
gungstatbestände aufgenommen, die bislang nicht von den Verweisungsnormen
der §§ 20, 21 LRiStAG erfasst sind, bei denen jedoch gleichwohl eine Beteiligung
des Richterrats sinnvoll und geboten ist (Ablehnung eines Antrags auf Einrich-
tung eines Telearbeitsplatzes, Auswahl von Teilnehmern für Fortbildungsveran-
staltungen, Widerruf der Bestellung der Chancengleichheitsbeauftragten, Baupla-
nungsprojekte und Anmietungen). Ausgeschlossen ist eine Beteiligung durch den
Richterrat in den in §§ 23 a und b LRiStAG angeführten Angelegenheiten natur-
gemäß lediglich dann, wenn für den Sachverhalt bereits eine Regelung durch Ge-
setz besteht. Dies setzt jedoch voraus, dass die Angelegenheit erschöpfend und
unmittelbar, ohne dass es weiterer Ausführungsakte bedarf, durch Gesetz selbst
geregelt ist.

In ihrer konkreten Ausgestaltung sind die Beteiligungskataloge an die entsprechen-
den Beteiligungstatbestände des LPVG angelehnt. Auf diese Weise soll sowohl
im Interesse der Gerichte als auch der Beschäftigten ein weitgehender Gleichlauf
mit den Beteiligungsrechten der Personalräte erreicht werden. Hierdurch wird die
praktische Arbeitsweise der Gerichtsverwaltung und die Beteiligung von Richter-
rat und Personalrat in den gemeinsamen Angelegenheiten erheblich erleichtert.
Auch die Zuordnung der einzelnen Tatbestände zu den verschiedenen Beteili-
gungsverfahrensarten (der uneingeschränkten Mitbestimmung, der eingeschränk-
ten Mitbestimmung, der Mitwirkung und der Anhörung) erfolgt in Anlehnung an
die Einordnung der Tatbestände nach dem LPVG sowie unter Beachtung der ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben und der dazu ergangenen Rechtsprechung (insbes.
BVerfG, Beschl. v. 24. Mai 1995 – 2 BvF 1/92 –, BVerfGE 92, 37 ff.). Im Sinn
einer klaren und aus sich heraus verständlichen Gliederung ist eine Aufteilung
nach der Intensität der Beteiligungsrechte vorgesehen (uneingeschränkte Mitbe-
stimmung nach § 23 a Absatz 1 LRiStAG i. V. m. § 24 a Absatz 4 LRiStAG, einge-
schränkte Mitbestimmung nach § 23 a Absatz 2 LRiStAG i. V. m. § 24 a Absatz 5
LRiStAG, Mitwirkung nach § 23 b Absatz 1 LRiStAG und Anhörung nach § 23 b
Absatz 2 LRiStAG). 
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Zu § 23 a (Mitbestimmung):

Die Vorschrift des § 23 a LRiStAG führt alle Angelegenheiten der Mitbestim-
mung der örtlichen Richterräte in einem eigenständigen Katalog abschließend auf.

Zu Absatz 1:

In Absatz 1 werden alle Beteiligungsangelegenheiten der uneingeschränkten Mit-
bestimmung zusammengefasst. 

Zu Absatz 1 Nummer 1:

Die Regelung entspricht unter redaktionellen Anpassungen § 20 LRiStAG-alt i. V. m.
§ 74 Absatz 2 Nummer 1 LPVG, ohne inhaltliche Änderung. Der Tatbestand er-
streckt sich ausschließlich auf generelle Anordnungen, die das Verhalten der
Richter mit Blick auf die äußere Ordnung des Gerichts betreffen (z. B. Regelun-
gen über die Parkplatznutzung, die private Nutzung dienstlicher Telefone oder
das Verhalten im Katastrophenfall). Nicht erfasst werden hingegen Maßnahmen,
die die Erfüllung der dienstlichen Aufgaben betreffen.

Zu Absatz 1 Nummer 2:

Die Regelung entspricht § 20 LRiStAG-alt i. V. m. § 74 Absatz 2 Nummer 6 LPVG,
ohne inhaltliche Änderung. 

Zu Absatz 1 Nummer 3:

Die Regelung entspricht unter redaktioneller Anpassung § 20 LRiStAG-alt i. V. m.
§ 74 Absatz 2 Nummer 7 LPVG, ohne inhaltliche Änderung. Klarstellend auf -
genommen wird der Hinweis auf Maßnahmen im Rahmen der Umsetzung des ge-
richtsspezifischen Sicherheitskonzepts, denn auch diese Maßnahmen können – je
nach Inhalt und konkret verfolgter Zwecksetzung – Maßnahmen zur Verhütung
von Gesundheitsschädigungen und Gesundheitsgefährdungen darstellen. 

Zu Absatz 1 Nummer 4:

Die Regelung entspricht unter redaktionellen Anpassungen § 20 LRiStAG-alt i. V.m.
§ 74 Absatz 2 Nummer 8 LPVG, ohne inhaltliche Änderung.

Zu Absatz 1 Nummer 5:

Die Regelung entspricht § 20 LRiStAG-alt i. V. m. § 74 Absatz 1 Nummer 5 LPVG,
ohne inhaltliche Änderung. 

Zu Absatz 1 Nummer 6:

Die Regelung entspricht unter redaktionellen Anpassungen § 20 LRiStAG-alt 
i. V. m. § 74 Absatz 1 Nummer 6 LPVG, ohne inhaltliche Änderung.

Zu Absatz 2:

In Absatz 2 werden alle Beteiligungsangelegenheiten der eingeschränkten Mit -
bestimmung zusammengefasst. Es handelt sich dabei um Angelegenheiten, die
den Binnenbereich des Beschäftigungsverhältnisses betreffen, jedoch die Wahr-
nehmung des Amtsauftrags typischerweise nicht nur unwesentlich berühren.
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Zu Absatz 2 Satz 1 Nummer 1:

Die Regelung entspricht § 20 LRiStAG-alt i. V. m. § 75 Absatz 4 Nummer 1 a)
LPVG, ohne inhaltliche Änderung.

Zu Absatz 2 Satz 1 Nummer 2:

Die Regelung entspricht § 20 LRiStAG-alt i. V. m. § 75 Absatz 4 Nummer 1 b)
LPVG, ohne inhaltliche Änderung, sowie § 20 LRiStAG-alt i. V. m. § 75 Absatz 4
Nummer 1 c) LPVG, unter Anpassung an die Sicherheitsbedürfnisse bei den Ge-
richten.

Zu Absatz 2 Satz 1 Nummer 3:

Neuer Mitbestimmungstatbestand, der der Regelung des § 75 Absatz 4 Nummer 2
LPVG entspricht. Auch die Gerichte fallen in den Geltungsbereich des Gesetzes zur
Verwirklichung der Chancengleichheit von Frauen und Männern im öffent lichen
Dienst des Landes Baden-Württemberg (Chancengleichheitsgesetz – ChancenG)
vom 11. Oktober 2005 (§ 3 Absatz 1 Nummer 4 ChancenG) und unterliegen bei Er-
reichen der Mindestbeschäftigungszahl (§ 16 Absatz 1 ChancenG) der gesetzlichen
Verpflichtung zur Bestellung einer Beauftragten für Chancengleichheit und einer
Stellvertreterin. Die Entscheidung über deren Widerruf nach § 18 Absatz 2 und 4
ChancenG kann auch für die Richterschaft praktische Bedeutung erlangen. 

Zu Absatz 2 Satz 1 Nummer 4:

Die Regelung entspricht § 20 LRiStAG-alt i. V. m. § 75 Absatz 4 Nummer 3 LPVG,
ohne inhaltliche Änderung. 

Zu Absatz 2 Satz 1 Nummer 5:

Die Regelung entspricht unter redaktionellen Anpassungen und Straffungen § 20
LRiStAG-alt i. V. m. § 75 Absatz 4 Nummer 10 LPVG, ohne inhaltliche Ände-
rung. Angesichts des hohen Stellenwerts der beruflichen Fortbildung der Richter,
die durch das LRiG-ÄndG im Jahr 2013 in § 8 a LRiStAG erstmals spezialgesetz-
lich verankert wurde, ist eine Einbeziehung des Richterrats im Bereich der allge-
meinen Fragen der Fortbildung sinnvoll und geboten.

Zu Absatz 2 Satz 1 Nummer 6:

Die Regelung entspricht unter redaktioneller Anpassung § 20 LRiStAG-alt i. V. m.
§ 75 Absatz 4 Nummer 11 LPVG, ohne inhaltliche Änderung.

Zu Absatz 2 Satz 1 Nummer 7:

Die Regelung entspricht § 20 LRiStAG-alt i. V. m. § 75 Absatz 4 Nummer 12 LPVG,
ohne inhaltliche Änderung.

Zu Absatz 2 Satz 1 Nummer 8:

Die Regelung entspricht unter redaktionellen Anpassungen § 20 LRiStAG-alt i. V. m.
§ 75 Absatz 4 Nummer 13 LPVG, ohne inhaltliche Änderung.
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Zu Absatz 2 Satz 1 Nummer 9:

Die Regelung entspricht § 20 LRiStAG-alt i. V. m. § 75 Absatz 4 Nummer 14 LPVG,
ohne inhaltliche Änderung.

Zu Absatz 2 Satz 1 Nummer 10:

Die Regelung entspricht § 20 LRiStAG-alt i. V. m. § 75 Absatz 4 Nummer 15 LPVG,
ohne inhaltliche Änderung.

Zu Absatz 2 Satz 1 Nummer 11:

Die Regelung entspricht § 20 LRiStAG-alt i. V. m. § 75 Absatz 4 Nummer 16 LPVG,
ohne inhaltliche Änderung.

Zu Absatz 2 Satz 1 Nummer 12:

Die Regelung entspricht § 20 LRiStAG-alt i. V. m. § 75 Absatz 4 Nummer 17 LPVG,
ohne inhaltliche Änderung.

Zu Absatz 2 Satz 1 Nummer 13:

Neuer Mitbestimmungstatbestand, der an den Tatbestand des § 75 Absatz 3 Num-
mer 4 LPVG angelehnt ist. Aufgrund der wachsenden Bedeutung der Telearbeit
auch im Bereich der Richterschaft ist eine Beteiligung des Richterrats sinnvoll
und geboten.

Zu Absatz 2 Satz 1 Nummer 14:

Die Regelung entspricht unter redaktionellen Anpassungen § 20 LRiStAG-alt 
i. V. m. § 75 Absatz 3 Nummer 9 LPVG, ohne inhaltliche Änderung.

Zu Absatz 2 Satz 2:

Die Regelung entspricht unter redaktionellen Anpassungen § 20 LRiStAG-alt 
i. V. m. § 76 Absatz 3 LPVG i. V. m. § 75 Absatz 3 Nummer 4 und 9 LPVG.

Zu § 23 b (Mitwirkung und Anhörung):

§ 23 b führt alle weiteren Beteiligungstatbestände in einer Vorschrift zusammen.

Zu Absatz 1:

Absatz 1 bestimmt all jene Angelegenheiten, in denen dem Richterrat ein Mitwir-
kungsrecht zukommt. 

Zu Absatz 1 Nummer 1:

Die Regelung entspricht unter redaktionellen Anpassungen § 20 LRiStAG-alt 
i. V. m. § 81 Absatz 1 Nummer 1 LPVG, ohne inhaltliche Änderung. 
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Zu Absatz 1 Nummer 2:

Neuer Mitwirkungstatbestand, der an den Mitwirkungstatbestand des § 81 Absatz 1
Nummer 5 LPVG angelehnt und auch in einer Vielzahl anderer Landesrichterge-
setze für eine Beteiligung durch den Richterrat vorgesehen ist. Der Sinn der Vor-
schrift liegt in der Gewährleistung einer gerechten und ausgewogenen Verteilung
der Fortbildungschancen. Dementsprechend soll eine Beteiligung des Richterrats
auch nur dann erfolgen, wenn für eine Fortbildungsveranstaltung mehr Bewerber
als Teilnehmerplätze zur Verfügung stehen und mithin eine echte Auswahlent-
scheidung zu treffen ist.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 bestimmt die Angelegenheiten, in denen eine Anhörung des Richterrats
zu erfolgen hat.

Zu Absatz 2 Nummer 1:

Die Regelung entspricht unter redaktionellen Änderungen § 21 LRiStAG-alt i. V. m.
§ 87 Absatz 1 Nummer 3 LPVG, ohne inhaltliche Änderung.

Zu Absatz 2 Nummer 2:

Neues Anhörungsrecht, das dem Anhörungstatbestand des § 87 Absatz 1 Nummer 4
LPVG entspricht. Die Richter sind von Bauplanungsprojekten und Anmietungen
des Gerichts ebenso unmittelbar betroffen wie die weiteren Beschäftigten des Ge-
richts, sodass auch eine Anhörung des Richterrats sinnvoll und geboten ist.

Zu Absatz 2 Nummer 3:

Die Regelung entspricht § 21 LRiStAG-alt i. V. m. § 87 Absatz 1 Nummer 6 LPVG,
ohne inhaltliche Änderung.

Zu Absatz 2 Nummer 4:

Die Regelung entspricht § 21 LRiStAG-alt i. V. m. § 87 Absatz 1 Nummer 7 LPVG,
ohne inhaltliche Änderung.

Zu § 24 (Verfahren der Mitbestimmung):

Die Vorschrift knüpft an die allgemeinen personalvertretungsrechtlichen Rege-
lungen zum Mitbestimmungsverfahren nach dem LPVG (vgl. § 73, 76 LPVG) an
und überträgt diese in den Absätzen 1 bis 7 weitgehend inhaltsgleich in das Recht
der Richterräte. 

Zusätzlich wird in Absatz 8 den Richterräten ein förmliches Initiativrecht, ent-
sprechend der Regelung des § 84 LPVG, eingeräumt, das es den Richterräten er-
möglichen soll, ihre Beteiligungsrechte aktiv und nicht nur auf Veranlassung des
Gerichtsvorstands auszuüben. Im Fall der Ablehnung einer beantragten Maßnah-
me bestimmt sich das weitere Verfahren nach der Art der beantragten Maßnahme
und dem dafür jeweils vorgesehenen Verfahren. 

Darüber hinaus wird in Absatz 9 eine dem § 88 Absatz 4 LPVG entsprechende
Befugnis für den Gerichtsvorstand aufgenommen, um in unaufschiebbaren Ange-
legenheiten vorläufige Maßnahmen zu ermöglichen. 
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Zu § 24 a (Verfahren bei Nichteinigung):

Die Vorschrift regelt die Fälle der Nichteinigung in mitbestimmungspflichtigen
Angelegenheiten. Sie greift dazu die Grundkonzeption der im Landespersonalver-
tretungsrecht in den § 77 und § 78 LPVG bestehenden Regelungen auf und passt
diese an die besonderen Bedürfnisse der baden-württembergischen Justiz an. 

Zu Absatz 1:

Die Regelung entspricht der Vorschrift des § 77 Absatz 1 LPVG.

Zu Absatz 2:

Die Regelung entspricht der Vorschrift des § 77 Absatz 2 LPVG.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 sieht abweichend von den Bestimmungen des LPVG (§ 77 Absatz 3 LPVG)
vor, dass es in Fällen fortbestehender Beteiligungskonflikte ausgehend von der
Bezirksebene nicht zu einer Weiterverlagerung des Konflikts auf die Ebene des
Justizministeriums als oberster Dienstbehörde kommt. Vielmehr sollen für un-
gelöste Mitbestimmungsangelegenheiten Lösungen in Einigungsstellen auf Be-
zirksebene gefunden werden.

Der Weg in das Einigungsstellenverfahren wird neben den Obergerichten zum ei-
nen den Bezirksrichterräten in allen Fällen der gescheiterten Einigung über betei-
ligungspflichtige Maßnahmen der eingeschränkten oder der uneingeschränkten
Mitbestimmung eröffnet (Satz 1). Zum anderen steht der Weg in das Einigungs-
stellenverfahren in Mitbestimmungskonflikten auch den örtlichen Richterräten bei
den Obergerichten des Landes offen (Satz 2). Diese sollen im Dissensfall den
Konflikt nicht zunächst auf den bei dem eigenen Gericht eingerichteten, mit dem-
selben Gerichtsvorstand zusammenarbeitenden Bezirksrichterrat verlagern müs-
sen, sondern zur Konfliktlösung unmittelbar die Einigungsstelle einschalten kön-
nen. Hierdurch erhalten insbesondere auch die Richterräte in der Finanzgerichts-
barkeit (in der kein Bezirksrichterrat gebildet wird, vgl. § 20 Absatz 2 LRiStAG)
die Möglichkeit, unmittelbar die zuständige Einigungsstelle einzuschalten. 

Die Ausgestaltung des Stufenvertretungsverfahrens mit Einigungsstellen auf Be-
zirksebene ermöglicht, Konflikte dort zu lösen, wo sie regelmäßig anfallen. Hier-
durch wird größtmögliche Sachnähe zu den spezifischen Besonderheiten und In-
teressenslagen des jeweiligen Geschäftsbereichs gewährleistet. 

Zu Absatz 4:

Absatz 4 regelt die Entscheidungsbefugnis der Einigungsstelle in den Fällen der
uneingeschränkten Mitbestimmung. 

Nach Satz 1 ist die Entscheidung der Einigungsstelle in Angelegenheiten der un-
eingeschränkten Mitbestimmung (§ 23 a Absatz 1 LRiStAG) grundsätzlich letzt-
verbindlich. Dies entspricht der Regelung des § 78 Absatz 2 Satz 1 LPVG.

Satz 2 Halbsatz 1 sieht eine Evokationsbefugnis für den Justizminister vor, die in
Einklang mit den Grundsätzen der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts (insbes. Beschl. v. 24. Mai 1995, 2 BvF 1/92, BVerfGE 93, 37 ff.) steht und
an die Regelungen im Thüringer sowie im Berliner und Brandenburgischen Rich-
tergesetz angelehnt ist. Die Evokationsbefugnis ermöglicht, dass der zuständige
Minister in Fällen der uneingeschränkten Mitbestimmung eine Entscheidung ei-
ner Einigungsstelle ganz oder teilweise aufheben und endgültig entscheiden kann,
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wenn diese Entscheidung gegen geltendes Recht verstößt oder durch sie der
Amtsauftrag, für eine geordnete Rechtspflege zu sorgen, nicht nur unerheblich
berührt wird. Damit ist sichergestellt, dass in allen wesentlichen Entscheidungen
mit Bedeutung für die Erfüllung des Amtsauftrags dem demokratisch legitimier-
ten Minister das Letztentscheidungsrecht zusteht. Aus rechtsstaatlichen Gründen
wird zudem eine Rechtmäßigkeitskontrolle ermöglicht und hierdurch gewährleis -
tet, dass der Minister eine rechtswidrige Entscheidung einer Einigungsstelle auf-
heben kann.

Satz 2 Halbsatz 2 sieht vor, dass abgesehen von den Fällen des ausgeübten Evo-
kationsrechts der Beschluss der Einigungsstelle bindend ist. Die Bindungswir-
kung erstreckt sich zunächst auf die am Einigungsstellenverfahren unmittelbar
Beteiligten, mithin das jeweilige Obergericht sowie das zuständige Richterrats-
gremium. Darüber hinaus soll die Formulierung „im Übrigen“ klarstellen, dass
die Entscheidungen der Einigungsstellen auch für den zuständigen Minister bin-
dend sind, sofern kein Fall des Satzes 2 Halbsatz 1 vorliegt. Demnach kann eine
rechtmäßige, den Amtsauftrag nicht oder allenfalls unerheblich berührende Ent-
scheidung einer Einigungsstelle nicht nachträglich durch ein Evokations- oder
Weisungsrecht des zuständigen Ministers durchbrochen werden.

Zu Absatz 5:

Absatz 5 regelt die Befugnisse der Einigungsstelle in den Fällen der einge-
schränkten Mitbestimmung (§ 23 a Absatz 2 LRiStAG). Die Bestimmung über-
führt den Regelungsansatz des § 78 Absatz 4 LPVG in das Recht der Richterräte,
ohne inhaltliche Änderung.

Zu § 24 b (Einigungsstelle):

Die Vorschrift knüpft an die bestehenden Bestimmungen über die Bildung und
das Verfahren der Einigungsstelle nach dem Landespersonalvertretungsrecht (vgl.
§ 79 LPVG) an und nimmt lediglich einzelne Anpassungen, die mit Blick auf die
Besonderheiten des neuen Beteiligungssystems des LRiStAG erforderlich sind,
vor.

Nach Absatz 1 wird für jedes Obergericht des Landes eine eigene Einigungsstelle
vorgesehen. Dies soll gewährleisten, dass den gerichtsbarkeitsspezifischen und 
– im Fall der ordentlichen Gerichtsbarkeit – den landesteilspezifischen Besonder-
heiten in ausreichendem Maß Rechnung getragen werden kann. Die Bildung der
Einigungsstellen erfolgt dabei nicht als Dauereinrichtung, sondern ausschließlich
im Bedarfsfall. Auf die im LPVG vorgesehene Möglichkeit der Einrichtung stän-
diger Einigungsstellen mittels Dienstvereinbarung (§ 79 Absatz 2 LPVG) wird
verzichtet. Mit Blick auf die durch § 24 a Absatz 4 Satz 2 LRiStAG auch für das
Justizministerium bestehende Tragweite der Entscheidungen der Einigungsstelle
sind die von Seiten der Obergerichte zu bestimmenden Beisitzer der Einigungs-
stellen im Einvernehmen mit dem Justizministerium zu bestellen. 

Sollte im Einzelfall zwischen einem Gericht und einer Richtervertretung keine Ei-
nigung über die Person des unparteiischen Vorsitzenden der Einigungsstelle er-
zielt werden können, soll dieser abweichend vom LPVG (§ 79 Absatz 1 Satz 5
LPVG) nicht vom Präsidenten des Verwaltungsgerichtshofs bestellt werden, da
dieser selbst Beteiligter in Einigungsstellenverfahren nach dem neuen LRiStAG
sein kann. Es soll stattdessen eine Bestellung durch den Präsidenten des Staatsge-
richtshofs erfolgen, der die für die Bestellung eines Vorsitzenden im Fall der
Nichteinigung erforderliche Neutralität gewährleistet. Der unparteiische Vorsit-
zende muss die Befähigung zum Richteramt besitzen. Auf die nach § 79 Absatz 1
Satz 4 LPVG alternative Befähigungsmöglichkeit durch Erfüllung der Vorausset-
zungen des § 110 Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes (DRiG) wird wegen der
zwischenzeitlich geringen praktischen Relevanz der Vorschrift verzichtet.
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Absatz 2 entspricht der bisherigen Regelung des § 29 LRiStAG. Aufgrund des sys -
tematischen Zusammenhangs wird die Regelung inhaltsgleich in § 24 b LRiStAG
überführt.

Im Übrigen entsprechen die Bestimmungen des Absatzes 3 bis 5 den Regelungen
des § 79 Absatz 3 bis 5 LPVG. Dabei soll in Absatz 5 aus Zweckmäßigkeitsgrün-
den zusätzlich eine Verpflichtung der Einigungsstelle zur Begründung ihrer Be-
schlüsse aufgenommen werden. Die wesentlichen Gründe, die zu der Entschei-
dung der Einigungsstelle geführt haben, sind demnach schriftlich niederzulegen,
damit sich die Beteiligten von der Richtigkeit und Zweckmäßigkeit der Entschei-
dung überzeugen können. 

Zu § 25 (Verfahren der Mitwirkung):

Die Vorschrift knüpft an die allgemeinen personalvertretungsrechtlichen Rege-
lungen zum Mitwirkungsverfahren nach dem LPVG (vgl. §§ 80, 82, 83 LPVG) an
und überträgt diese in weiten Teilen inhaltsgleich in das Recht der Richterräte.

Abweichungen vom LPVG werden mit Blick auf das in Absatz 6 verankerte Stu-
fenverfahren der Mitwirkung vorgesehen. Entsprechend der in den Vorbemerkun-
gen zum Zweiten Titel des Zweiten Abschnitts dargestellten Grundkonzeption des
neuen Beteiligungssystems, das ein von der Bezirksebene grundsätzlich losge -
löstes, eigenständiges Beteiligungsorgan auf der Ebene des Justizministeriums
vorsieht, sollen auch Mitwirkungsangelegenheiten nicht über die Bezirksebene
hinaus auf die Ebene des Justizministeriums als oberster Dienstbehörde weiter-
verlagert, sondern gerichtsbarkeitsintern Lösungen gefunden werden. 

Absatz 6 sieht hierzu vor, dass der örtliche Richterrat dann, wenn die vom ihm im
Mitwirkungsverfahren vorgebrachten Einwendungen von dem jeweiligen Gericht
nicht oder nicht in vollem Umfang berücksichtigt werden, die Angelegenheit zur
weiteren Verhandlung auf die Bezirksebene verlagern kann. Diese Möglichkeit
besteht allerdings nur, sofern auf Bezirksebene ein übergeordnetes Obergericht
besteht, bei der ein Bezirksrichterrat eingerichtet ist. Dies ist nicht der Fall in al-
len Mitwirkungsangelegenheiten, die mit den örtlichen Richterräten der Ober -
gerichten geführt werden. In diesen Fällen wird das Verfahren nicht auf den beim
eigenen Gericht eingerichteten, mit demselben Gerichtsvorstand zusammenarbei-
tenden Bezirksrichterrat verlagert. Vielmehr steht dem Gerichtsvorstand des
Obergerichts unmittelbar das Recht zur endgültigen Entscheidung zu, wobei er
seine Entscheidung dem örtlichen Richterrat des Obergerichts auf Verlangen un-
ter Angabe der maßgeblichen Gründe mitzuteilen hat. Dieses Recht zur unmittel-
baren Letztendscheidung in Mitwirkungsangelegenheiten besteht auch für den
Gerichtsvorstand des Finanzgerichts Baden-Württemberg, bei dem gemäß § 20
Absatz 2 LRiStAG ein Bezirksrichterrat nicht errichtet wird. 

Zu § 26 (Verfahren der Anhörung):

Die Vorschrift knüpft an die bestehenden Regelungen zum Anhörungsverfahren
im LPVG (vgl. §§ 86, 87 Absatz 2 LPVG) an und überträgt diese weitgehend in-
haltsgleich in das Recht der Richterräte.

Zu § 27 (Dienstvereinbarungen):

Die Vorschrift verankert erstmals eine eigenständige Regelung über die Zulässig-
keit und den Abschluss von Dienstvereinbarungen im LRiStAG.
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Absatz 1:

Die Bestimmung stellt klar, dass Dienstvereinbarungen, wie allgemein im Perso-
nalvertretungsrecht üblich, auch im richterlichen Bereich zulässig sind, und re-
gelt, wie diese abgeschlossen werden. Die Möglichkeit des Abschlusses von
Dienstvereinbarungen soll gesetzlich nicht auf bestimmte Regelungsbereiche be-
schränkt werden, sondern soll sich vielmehr auf alle Bereiche erstrecken, die sich
sinnvoll durch Dienstvereinbarungen regeln lassen und denen gesetzliche Rege-
lungen nicht entgegenstehen. Bereits von Sinn und Zweck des Instruments der
Dienstvereinbarung sind diese ausgeschlossen in Bezug auf personelle Einzelent-
scheidungen (wie etwa § 23 a Absatz 2 Satz 1 Nummer 13 und 14 LRiStAG), da
diese wegen der immanenten Individualität der Maßnahmen naturgemäß nicht ge-
nerellabstrakt zu fassen sind.

Absatz 2:

Die Vorschrift regelt das Konkurrenzverhältnis von Dienstvereinbarungen zu -
einander in Bezug auf den räumlichen Geltungsbereich. 

Absatz 3: 

Die Regelung einer ausdrücklichen Kündigungsfrist soll der Rechtsklarheit die-
nen. Ist eine abweichende Vereinbarung getroffen worden, geht diese dem jeder-
zeitigen ordentlichen Kündigungsrecht mit einer Kündigungsfrist von drei Mona-
ten für beide Seiten vor. Keiner besonderen Regelung bedarf das Recht auf außer-
ordentliche Kündigung aus wichtigem Grund, das von Absatz 3 unberührt bleibt.

Zu § 28 (Bezirksrichterräte):

Die Bestimmung enthält für die nach §§ 20 Absatz 2 und 20 a Absatz 2 LRiStAG
zu errichtenden Bezirksrichterräte die maßgeblichen Regelungen zu der Wahl und
Geschäftsführung (Absatz 1) sowie der Beteiligung (Absatz 2) der Gremien. 

Zu Absatz 1:

Absatz 1 bestimmt für die Bezirksrichterräte die entsprechende Anwendung der
Vorschriften über die Wahl und die Geschäftsführung der örtlichen Richterräte.
Dem Geschäftsbereich des jeweiligen Obergerichts des Landes gehören alle Rich-
ter des betreffenden Obergerichts selbst sowie die Richter aller Gerichte im Zu-
ständigkeitsbereich des Obergerichts an. Satz 3 ist an § 55 Abs. 3 Nr. 2 LPVG an-
gelehnt. Der Begriff des „aufsichtführenden Richters“ umfasst Direktoren, deren
ständige Vertreter, die örtlichen Gerichtsvorstände sowie die weiteren aufsicht-
führenden Richter.

In den Sätzen 5 und 6 werden für die Wahl der Bezirksrichterräte Sonderregelun-
gen für die Bestellung des Wahlvorstandes vorgesehen. Entsprechend der Rechts-
lage bei der Wahl eines Gesamtrichterrats (vgl. bisheriger § 31 Absatz 3 Satz 2
und 4 LRiStAG sowie künftiger § 31 Absatz 4 Satz 2 und 4 LRiStAG) erweist
sich auch bei der Wahl der Bezirksrichterräte die Einberufung einer Versamm-
lung aller wahlberechtigten Richter als unpraktikabel und soll durch die Bestel-
lung des Wahlvorstandes durch den Gerichtsvorstand des jeweiligen Obergerichts
ersetzt werden. Die Regelungen der Sätze 7 und 8 sind an die allgemeine perso-
nalvertretungsrechtliche Rechtslage bei der Durchführung der Wahl der Stufen-
vertretungen nach dem LPVG angelehnt (§ 55 Absatz 4 LPVG) und entsprechen
im Übrigen auch der Regelungspraxis der Landesrichtergesetze anderer Länder.
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Zu Absatz 2:

Absatz 2 Satz 1 sieht vor, dass für die Bezirksrichterräte auch für die Beteili-
gungsrechte und das Verfahren bei ihrer Wahrnehmung die für die örtlichen Rich-
terräte geltenden Bestimmungen entsprechende Anwendung finden. Im Fall der
Bezirksrichterräte kann sich dabei ein Bedürfnis für eine entsprechende Ge-
währung einer Fristverlängerung nach § 24 Absatz 5 und 6 LRiStAG (Verfahren
der Mitbestimmung) bzw. i. V. m. § 25 Absatz 3 Satz 2 LRiStAG (Verfahren der
Mitwirkung) insbesondere aus dem möglichen Erfordernis einer zusätzlichen Ein-
beziehung gegebenenfalls betroffener örtlicher Richterräte ergeben.

Für den besonderen Fall der Nichteinigung in einer mitbestimmungspflichtigen
Angelegenheit auf Bezirksebene stellt Absatz 2 Satz 2 klar, dass die Vorschriften
der § 24 a Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 und 5 LRiStAG sowie § 24 b LRiStAG un-
mittelbare Anwendung finden.

Zu § 29 (Landesrichter- und -staatsanwaltsrat): 

Die Vorschrift fasst für den nach §§ 20 Absatz 3 und 20 a Absatz 3 LRiStAG zu
errichtenden Landesrichter- und -staatsanwaltsrat die maßgeblichen Bestimmun-
gen zu der Wahl (Absatz 1) und der Geschäftsführung (Absatz 2) des Gremiums
in einer Vorschrift zusammen. Für die Beteiligungsrechte und das Verfahren der
Beteiligung des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats sind in den §§ 29 a und b
LRiStAG weitere spezielle Vorschriften vorgesehen.

Zu Absatz 1:

In Abgrenzung zu der Wahl der Mitglieder der örtlichen Richterräte und der Be-
zirksrichterräte ist in Absatz 1 Satz 1 und 2 für die Mitglieder des Landesrichter-
und -staatsanwaltsrats vorgesehen, dass diese nicht anhand einer Urwahl der ge-
samten Richter- und Staatsanwaltschaft der baden-württembergischen Justiz, son-
dern vielmehr aus dem Kreis der Mitglieder der Bezirksstufenvertretungen bzw. im
Fall der Finanzgerichtsbarkeit aus dem Kreis der Mitglieder der dort bestehenden
örtlichen Richterräte zu bestimmen sind. Dazu haben die Gremien – den Anforde-
rungen des § 72 Deutsches Richtergesetz (DRiG) entsprechend – mittels unmittel-
barer und geheimer Wahl aus ihrer Mitte die gesetzlich bestimmte Zahl an Mitglie-
dern für den Landesrichter- und -staatsanwaltsrat zu wählen und dorthin zu entsen-
den. Das Entsendemodell unterstreicht den alle Geschäftsbereiche vereinenden
Charakter des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats und dient zudem der Verfah -
rens verein fachung. Es wird gewährleistet, dass jede Bezirksstufe bzw. Gerichtsbar-
keit im Beteiligungsorgan auf Hauptebene mit mindestens einem Mitglied vertreten
ist und sich so unmittelbar mit den jeweiligen spezifischen Belangen gegenüber
dem Jus tizministerium einbringen kann. Die Personalstruktur der baden-württem-
bergischen Justiz wird durch das unterschiedliche Stimmgewicht der einzelnen
Mitglieder angemessen berücksichtigt, das in Absatz 2 Satz 2 näher geregelt ist. 

Zur Durchführung der Wahl sieht Absatz 1 Satz 3 vor, dass die Einzelheiten des
Wahlverfahrens von den Wahlberechtigten für die jeweilige Bezirksstufe bzw.
Gerichtsbarkeit eigenständig beschlossen werden. Hierdurch kann den bezirks-
spezifischen Besonderheiten auch bei der Bestimmung des Wahlverfahrens Rech-
nung getragen werden. Zur Regelung des Wahlverfahrens gehören insbesondere
Bestimmungen über die Grundsätze der Wahlhandlung sowie die Feststellung und
die Bekanntgabe des Wahlergebnisses. Über den in Satz 4 des Weiteren vorge -
sehenen Auffangverweis in die Bestimmungen des LPVG soll darüber hinaus 
sichergestellt werden, dass auch für die Wahl und die Amtszeit des Landesrichter-
und -staatsanwaltsrats im Übrigen die Regelungen des Ersten und Zweiten Ab-
schnitts des Zweiten Teils des LPVG, insbesondere die personalvertretungsrecht-
lichen Regelungen über die Freiheit und Kosten der Wahl (§ 20 LPVG), die An-
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fechtung der Wahl (§ 21 LPVG), die vorzeitige Neuwahl (§ 23 LPVG), den Aus-
schluss einzelner Mitglieder oder die Auflösung des Gremiums (§ 24 LPVG), das
Erlöschen der Mitgliedschaft im Vertretungsgremium (§ 25 LPVG) oder auch die
Bestimmungen über die Ersatzmitglieder (§ 27 LPVG) entsprechende Anwen-
dung finden.

Zu Absatz 2:

Für die Geschäftsführung des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats finden die in
§ 22 niedergelegten Grundsätze über die Geschäftsführung des örtlichen Richter-
rats entsprechende Anwendung. 

Darüber hinaus enthält Absatz 2 Satz 2 und 3 besondere Bestimmungen zu der
Verteilung des Stimmgewichts bei der internen Beschlussfassung des Landesrich-
ter- und -staatsanwaltsrats. Im Gegensatz zu der Stimmgewichtung bei der Be-
schlussfassung der örtlichen Richterräte und der Bezirksrichterräte, bei der der
Stimme jedes Mitglieds einfaches Stimmgewicht zukommt, ist für den Landes-
richter- und -staatsanwaltsrat als einheitlichem Beteiligungsorgan der gesamten
baden-württembergischen Richter- und Staatsanwaltschaft eine an der Personal-
struktur der baden-württembergischen Justiz orientierte Verteilung des Stimmge-
wichts der einzelnen Mitglieder bei der Beschlussfassung vorgesehen. Die Stim-
men der vier Vertreter der ordentlichen Gerichtsbarkeit erhalten danach mit Rück-
sicht auf die Anzahl der von ihnen vertretenen Richter jeweils doppeltes Stimmge-
wicht. Gleiches gilt über Absatz 2 Satz 3 in Verbindung mit § 89 Absatz 2 Satz 2
LRiStAG für die beiden staatsanwaltschaftlichen Mitglieder. Die Stimmen der
Mitglieder aus den Fachgerichtsbarkeiten werden entsprechend dem zahlenmäßig
deutlich geringeren Personalbestand jeweils mit einfachem Stimmgewicht ausge-
stattet. Die künftige Ausgestaltung des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats ge-
währleistet damit nicht nur, dass aufgrund der personellen Zusammensetzung
nach Absatz 1 Satz 1 und 2 jede Bezirksstufe bzw. Gerichtsbarkeit auf der Ebene
des Justizministeriums vertreten ist und sich Gehör verschaffen kann. Sie stellt
durch die Regelung des Absatzes 2 Satz 2 und 3 zugleich sicher, dass bei der Be-
schlussfassung die bestehenden Mehrheitsverhältnisse innerhalb der baden-würt-
tembergischen Justiz in einem angemessenen Maß Berücksichtigung finden. Die
vorgesehene unterschiedliche Gewichtung der Stimmen der Mitglieder des Lan-
desrichter- und -staatsanwaltsrats gilt dabei ausdrücklich nur für die interne Be-
schlussfassung des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats. Werden in gemein -
samen Angelegenheiten nach § 30 Absatz 1 und 4 LRiStAG Mitglieder des Lan-
desrichter- und -staatsanwaltsrats in den Hauptpersonalrat für eine gemeinsame
Beschlussfassung entsandt, haben deren Stimmen bei der dortigen Beschlussfas-
sung – wie bei der Beschlussfassung im Hauptpersonalrat üblich – einfaches
Stimmgewicht.

Absatz 2 Satz 4 soll die Teilhabe aller Gerichtsbarkeiten und Staatsanwaltschaften
an den Entscheidungsprozessen des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats zusätz-
lich absichern. Eine entsprechende Teilhabe wird im künftigen Beteiligungssys -
tem bereits durch die konkrete Ausgestaltung der Besetzung des Landesrichter-
und -staatsanwaltsrats dem Grunde nach gesichert (Absatz 1 Satz 1 und 2). Zur
weiteren Stärkung der Teilhabe räumt Absatz 2 Satz 4 darüber hinaus jedem Mit-
glied des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats das Recht zur Abgabe eines Son-
dervotums ein und eröffnet damit die Möglichkeit, eine in der internen Beratung
vertretene Mindermeinung zu der Beschlussfassung des Landesrichter- und 
-staatsanwaltsrats niederzulegen und damit in schriftlicher Form kundzutun. Das
Sondervotum ist zu den Akten des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats zu neh-
men. Darüber hinaus wird dem jeweiligen Mitglied, das das Recht zur Abgabe ei-
nes Sondervotums ausübt, durch die Regelung des Absatzes 2 Satz 5 die Entschei-
dungsfreiheit eingeräumt, mittels eines an den Vorsitzenden des Landesrichter-
und -staatsanwaltsrats zu richtenden Antrags die Bekanntmachung des Sondervo-
tums gegenüber dem Justizministerium herbeizuführen. Wird ein entsprechender
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Antrag gestellt, ist der Landesrichter- und -staatsanwaltsrat zur Vorlage des Son-
dervotums an das Justizministerium verpflichtet. Durch dieses Antragsrecht soll
sichergestellt werden, dass die abweichende Meinung eines Mitglieds nicht aus-
schließlich innerhalb des Gremiums zur Kenntnis genommen wird, sondern auch
Außenwirkung gegenüber dem Justizministerium entfalten kann. In diesem Fall
wird das auch für die Richterratsgremien grundsätzlich geltende Gebot der
Nichtöffentlichkeit der Sitzungen (§ 22 Absatz 3 Satz 2 LRiStAG i. V. m. § 32
Absatz 1 LPVG) durchbrochen. Diese Durchbrechung ist jedoch insbesondere im
Interesse der Mitglieder, die aufgrund eines niedrigen Personalbestands des hinter
ihnen stehenden Geschäftsbereichs über ein geringeres Stimmgewicht bei der Be-
schlussfassung verfügen, geboten.

Zu § 29 a (Beteiligung des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats):

Während die Beteiligungstatbestände für die örtlichen Richterräte sowie die Be-
zirksrichterräte in den §§ 23 a und 23 b LRiStAG (i. V. m. § 28 Absatz 2 LRiStAG)
niedergelegt sind, fasst § 29 a LRiStAG die für den Landesrichter- und -staatsan-
waltsrat maßgeblichen Beteiligungsrechte in einer eigenen Norm zusammen. 

Die Ausgestaltung des Beteiligungskatalogs des § 29 a LRiStAG ist davon ge-
prägt, dass der Landesrichter- und -staatsanwaltsrat ein eigenständiges, von der
örtlichen Ebene und der Bezirksebene weitgehend losgelöstes Beteiligungsorgan
darstellt, dessen Zuständigkeit sich auf Angelegenheiten von grundsätzlicher und
justizweiter Bedeutung erstrecken soll. Zugleich ist von Bedeutung, dass der Lan-
desrichter- und -staatsanwaltsrat auf der Ebene des Justizministeriums neben dem
Hauptpersonalrat beim Justizministerium zwar ein zweites starkes Beteiligungs-
gremium bildet, sich jedoch durch seine justizspezifische Ausgestaltung und ins-
besondere die zusätzliche Existenz der Präsidialräte und des Hauptstaatsanwalts-
rats wesentlich vom Hauptpersonalrat unterscheiden wird. Aufgrund der an den
besonderen Bedürfnissen der Richter- und Staatsanwaltschaft orientierten Ausge-
staltung des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats werden auch seine Beteili-
gungsrechte justizspezifisch gefasst. 

Zu Absatz 1:

In Absatz 1 werden alle Beteiligungsangelegenheiten der uneingeschränkten Mit-
bestimmung zusammengefasst. 

Zu Absatz 1 Nummer 1: 

Der Beteiligungstatbestand ermöglicht in grundsätzlichen Fragen der Sicherheit
in Justizgebäuden eine uneingeschränkte Mitbestimmung des Landesrichter- und
-staatsanwaltsrats.

Der Hintergrund für die neu zu schaffende Beteiligungsmöglichkeit durch den
Landesrichter- und -staatsanwaltsrat liegt darin, dass sich in den zurückliegenden
Jahren zunehmend ein gesteigerter Handlungsbedarf für eine Optimierung der 
Sicherheit in Justizgebäuden gezeigt hat. Angesichts dessen hat das Justizministe-
rium im Jahr 2013 erstmals eine ganzheitliche Sicherheitskonzeption für die Ge-
richte und Justizbehörden in Baden-Württemberg erstellt, die als Daueraufgabe
verstanden wird und unter Berücksichtigung aktueller Entwicklungen stetig fort-
entwickelt werden soll. Sie bildet die Grundlage und den Rahmen für spezifische
Sicherheitskonzepte, die von jedem Gericht und jeder Staatsanwaltschaft unter
Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse vor Ort und der konkreten Gefähr-
dungslage zu erstellen sind. 

Da die Sicherheitskonzeption in erster Linie der Unversehrtheit und damit dem
Gesundheitsschutz aller Beschäftigten in der Justiz dient, soll insoweit auch eine
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Beteiligung der Richter- und Staatsanwaltschaft ermöglicht werden. Für die be -
hördenspezifischen Sicherheitskonzepte erfolgt dies über den Beteiligungstatbe-
stand des § 23 a Absatz 1 Nummer 3 LRiStAG. Durch den neuen Mitbestimmung-
statbestand des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats wird zusätzlich auf der Ebe-
ne des Justizministeriums für die grundsätzlichen Fragen der Sicherheit in Justiz-
gebäuden eine Beteiligung gewährleistet. Diese ermöglicht, dass sich auch die
Richter und Staatsanwälte mit ihren Erfahrungen und Bedürfnissen in die Ausge-
staltung, Änderung und Neufassung von Sicherheitskonzeptionen des Justizminis -
teriums einbringen können. 

Zu Absatz 1 Nummer 2:

Der Beteiligungstatbestand ermöglicht in allen grundsätzlichen Angelegenheiten
des Gesundheitsmanagements eine uneingeschränkte Mitbestimmung des Landes-
richter- und -staatsanwaltsrats. 

Dem Gesundheitsmanagement kommt in der baden-württembergischen Justiz 
– ebenso wie im Bereich der gesamten Landesverwaltung – eine zentrale Bedeu-
tung zu. Seit dem Jahr 2011 sind erhebliche Anstrengungen zum Auf- und Aus-
bau eines Gesundheitsmanagements in der Justiz unternommen worden. Dabei
wird der Begriff des Gesundheitsmanagements bewusst weit verstanden. Er um-
fasst neben der Sensibilisierung aller Beschäftigten für die Belange des Gesund-
heitsmanagements insbesondere die Handlungsfelder der Gesundheitsförderung,
der Suchtvorbeugung und gegebenenfalls Suchtbehandlung, des betrieblichen
Eingliederungsmanagements, der Ersten Hilfe sowie des Arbeitsschutzes und der
Arbeitssicherheit am Arbeitsplatz. Seinen Schwerpunkt hat das Gesundheits -
management in der Justiz in der dezentralen Umsetzung einzelner Maßnahmen
auf der Ebene der Gerichte und Staatsanwaltschaften. Dort ist eine weitgehende
Mitbestimmung der Richter und Staatsanwälte über die Beteiligungstatbestände
der § 23 a Absatz 1 Nummer 3 und 4 LRiStAG (i. V. m. § 88 Absatz 1 Satz 2
LRiStAG) sichergestellt. 

Auf der Ebene des Justizministeriums werden der organisatorische Rahmen und
die wesentlichen Grundsätze für die auf Dauer angelegte Zusammenarbeit aller
Beschäftigten im Bereich des Gesundheitsmanagements in der Justiz aufgestellt.
Eine Einbeziehung der Richter- und Staatsanwaltschaft in diese Strukturentschei-
dungen ist erforderlich, da Ziel des Gesundheitsmanagements in der Justiz ein
nachhaltiger, umfassender und ganzheitlicher Ansatz zur Erhaltung und Förde-
rung ausnahmslos aller Beschäftigten in der Justiz im Hinblick auf ihre berufliche
Tätigkeit ist. 

Zu Absatz 2:

In Absatz 2 werden alle Beteiligungsangelegenheiten der eingeschränkten Mitbe-
stimmung zusammengefasst. 

Zu Absatz 2 Nummer 1:

Der Tatbestand erfasst die klassischen Beteiligungsangelegenheiten der grund -
sätzlich neuen Arbeitsmethodik sowie der Arbeitsorganisation, für die auch auf
der Ebene des Justizministeriums ein Anwendungsbereich für eine Beteiligung
der Richter- und Staatsanwaltschaft besteht. Beide Bereiche werden in einen Be-
teiligungstatbestand zusammengefasst, da sie regelmäßig eng miteinander ver-
bunden und häufig nicht trennscharf voneinander abzugrenzen sind. Durch den
neuen Beteiligungstatbestand werden auch wesentliche Änderungen in den Be -
reichen der Arbeitsmethodik und der Arbeitsorganisation, die sich auf die richter-
liche und staatsanwaltschaftliche Arbeit grundlegend auswirken, einer Beteili-
gung durch den Landesrichter- und -staatsanwaltsrat zugänglich gemacht.
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Der zentrale Begriff der Arbeitsmethode zielt darauf ab, auf welche Art und Weise
die anfallende Arbeit zu erledigen ist. Die Arbeitsmethode beinhaltet damit allge-
mein die Festlegung, auf welchem Bearbeitungsweg und mit welchen Arbeitsmit-
teln durch welche Beschäftigte die der Dienststelle vorgegebenen Aufgaben er-
füllt werden. Unter den Begriff der Arbeitsorganisation fallen grundsätzlich alle
Regelungen zur organisatorischen, räumlichen und zeitlichen Gestaltung der Ar-
beitsabläufe und Arbeitsverfahren, die im Zusammenwirken von Beschäftigten
und Betriebsmitteln zur Erfüllung der Dienstaufgaben erforderlich sind. Beide
Begriffe (Arbeitsmethode sowie Arbeitsorganisation) entsprechen der Termino -
logie des LPVG und bieten durch die dazu ergangene jahrzehntelange Judikatur
ausreichend Anknüpfungspunkte für rechtssichere Beteiligungsverfahren.

Eine Beteiligung des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats setzt voraus, dass es
sich um grundsätzlich neue Arbeitsmethoden bzw. Formen der Arbeitsorganisa -
tion oder deren wesentliche Änderung handelt. Damit wird nicht jede einzelne,
teils allgemein übliche, Veränderung der Arbeitsmethoden oder der Arbeitsorga-
nisation der Beteiligung durch den Landesrichter- und -staatsanwaltsrat unterlie-
gen. Vielmehr muss es sich um grundlegende Neuerungen handeln, die für die
richterliche und staatsanwaltschaftliche Arbeit spürbar ins Gewicht fallende Aus-
wirkungen haben.

Der Beteiligungstatbestand wird einen Anwendungsschwerpunkt in den zentralen
Maßnahmen im Zusammenhang mit der Einführung und dem Ausbau der elektro-
nischen Akte und des elektronischen Rechtsverkehrs finden. Dies wird durch den
letzten Halbsatz klargestellt.

Zu Absatz 2 Nummer 2:

Der Beteiligungstatbestand ermöglicht eine Mitbestimmung des Landesrichter-
und -staatsanwaltsrats bei der inhaltlichen Ausgestaltung von Beurteilungsricht -
linien.

Die dienstliche Beurteilung ist die wesentliche Grundlage zentraler Personalent-
scheidungen. Die Festlegung der grundlegenden formellen und materiellen Vor-
gaben zur Erstellung dienstlicher Beurteilungen berührt daher die Interessen der
Richter- und Staatsanwaltschaft landesweit in besonderem Maße. Daher sollen sie
bei Erlass und Änderungen der für sie maßgeblichen Beurteilungsrichtlinien
durch das Justizministerium förmlich beteiligt werden.

Zu Absatz 2 Nummer 3:

Der Tatbestand ermöglicht eine Mitbestimmung des Landesrichter- und -staatsan-
waltsrats in dem für Richter und Staatsanwälte wesentlichen Bereich der beruf -
lichen Fortbildung. 

Der hohe Stellenwert der beruflichen Fortbildung der Richter- und Staatsanwalt-
schaft zeigt sich insbesondere in der im Jahr 2013 neu erlassenen Bestimmung
des § 8 a LRiStAG, die die Fortbildungsverpflichtung der Richter und Staatsan-
wälte (i. V. m. § 87 LRiStAG) und die korrespondierende Förderungsverpflich-
tung des Dienstherrn spezialgesetzlich regelt. Die in § 8 a Satz 2 LRiStAG veran-
kerte Förderungspflicht des Dienstherrn unterstreicht, dass ein ausreichendes und
bedarfsorientiertes Fortbildungsangebot neben einer entsprechenden Fortbildungs-
bereitschaft von zentraler Bedeutung für ein effektives Fortbildungswesen ist. 

Um eine angemessene Einflussnahme der Richter und Staatsanwälte auf die
Grundsätze des Fortbildungsangebots in der Justiz zu ermöglichen, ist neben den
für die örtliche Ebene und die Bezirksebene vorgesehenen Beteiligungstatbestän-
den der § 23 a Absatz 2 Nummer 5 LRiStAG sowie § 23 b Absatz 1 Nummer 2
LRiStAG auch auf der Ebene des Justizministeriums ein Beteiligungsrecht sinn-
voll und geboten. Dieses soll eine Beteiligung des Landesrichter- und -staatsan-
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waltsrats in allen grundlegenden Angelegenheiten der Fortbildung gewährleisten.
Es betrifft insbesondere die von Seiten des Justizministeriums zu verantwortenden
Bereiche der Programmgestaltung, der Zuweisung von Platzkontingenten, der Mit-
telverteilung sowie weiterer wesentlicher Fragen, wie z. B. der grundsätzlichen Ge-
staltung des Ausschreibungs- und Anmeldeverfahrens.

Zu Absatz 2 Nummer 4:

Der Beteiligungstatbestand unterwirft die Erstellung ebenso wie die Anpassung
des Chancengleichheitsplans der eingeschränkten Mitbestimmung des Landes-
richter- und -staatsanwaltsrats.

Nach § 5 Absatz 1 Satz 1 ChancenG, in dessen Anwendungsbereich nach § 3 Ab-
satz 1 Nummer 1 und 4 ChancenG auch die Gerichte und Staatsanwaltschaften
fallen, hat jede personalverwaltende Dienststelle, deren Personalverwaltungsbe-
fugnis 50 und mehr Beschäftigte umfasst, mindestens einen Chancengleichheits-
plan zu erstellen. Dieser Verpflichtung folgend erstellt auch das Justizministerium
entsprechend seiner Personalverwaltungsbefugnis einen „Chancengleichheitsplan
des Justizministeriums Baden-Württemberg für den höheren Dienst bei den Ge-
richten, Staatsanwaltschaften und badischen Notariaten, für den gehobenen
Dienst bei den württembergischen Notariaten und im Bereich der Amtsanwalts-
laufbahn sowie für den höheren und gehobenen Dienst bei der Fachhochschule
Schwetzingen – Hochschule für Rechtspflege“.

Da der Chancengleichheitsplan ein wesentliches Instrument der Personalplanung
und Personalentwicklung und eine wichtige Grundlage für eine längerfristige ge-
zielte Förderung von Frauen darstellt, handelt es sich sowohl bei der Erstellung
als auch der gegebenenfalls erforderlichen Anpassung des Chancengleichheits-
plans (§ 5 Absatz 4 Satz 1 ChancenG) um eine Angelegenheit von grundsätzlicher
und justizweiter Bedeutung, für die der Zuständigkeitsbereich des Landesrichter-
und -staatsanwaltsrats zu eröffnen ist.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 umfasst alle Mitwirkungsangelegenheiten des Landesrichter- und -staats-
anwaltsrats. 

Zu Absatz 3 Nummer 1:

Der Beteiligungstatbestand macht die für die Richter- und Staatsanwaltschaft zen-
tralen Grundsätze der Personalentwicklung einer Mitwirkung durch den Landes-
richter- und -staatsanwaltsrat zugänglich.

Das Justizministerium hat im Jahr 2013 erstmals ein einheitliches Personalent-
wicklungskonzept für die Richter- und Staatsanwaltschaft erstellt. Dieses versteht
sich als ein ganzheitliches Konzept, das Richter und Staatsanwälte jedes Lebens-
und Dienstalters, im Eingangs- und im Beförderungsamt sowie mit und ohne Am-
bitionen auf ein Führungsamt ansprechen soll. Es folgt einem umfassenden Ver-
ständnis von Personalentwicklung und hat im Interesse größtmöglicher Trans -
parenz die bestehenden Teilaspekte der Personalentwicklung in ein entwicklungs-
offenes Konzept zusammengefasst, das regelmäßig aktualisiert und überarbeitet
werden soll. 

Bei der Überarbeitung dieses oder bei der Erstellung weiterer Personalentwick-
lungskonzepte für die Richter- und Staatsanwaltschaft ist eine Mitwirkung des
Landesrichter- und -staatsanwaltsrats sinnvoll und geboten, schließlich beinhalten
diese Konzepte regelmäßig die maßgeblichen Grundsätze der Personalplanung
und -entwicklung, die das Justizministerium für den richterlichen und staatsan-
waltschaftlichen Bereich aufstellt.
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Zu Absatz 3 Nummer 2:

Der Beteiligungstatbestand ermöglicht in allen grundsätzlichen Angelegenheiten
der Einrichtung von richterlichen und staatsanwaltschaftlichen Arbeitsplätzen
außerhalb der Dienststelle eine Mitwirkung des Landesrichter- und -staatsanwalts -
rats. 

Der Tatbestand erfasst all jene Fälle des mobilen Arbeitens, bei denen Dienst re-
gelmäßig und nicht nur kurzzeitig außerhalb der Dienststelle erbracht und dabei
ein Zugriff auf das Landesverwaltungsnetz ermöglicht wird. Dazu gehören zum
einen alle Fälle, in denen ein häuslicher Arbeitsplatz einschließlich der erforder -
lichen EDV-Ausstattung eingerichtet wird (klassische Telearbeit). Zum anderen
werden auch Fälle erfasst, in denen der Zugriff auf das Landesverwaltungsnetz
von einem PC, Laptop oder Tablet außerhalb der Dienststelle und außerhalb des
häuslichen Arbeitsplatzes regelmäßig und nicht nur kurzzeitig ermöglicht wird.

Auf der Ebene des Justizministeriums werden die grundsätzlichen Weichenstel-
lungen für das mobile Arbeiten in der Justiz gelegt. Dementsprechend erstreckt
sich auch das Beteiligungsrecht des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats auf eine
Mitwirkung an der Festlegung dieser Grundsätze. Dies betrifft insbesondere die
Aufstellung der persönlichen und arbeitsplatzbezogenen Voraussetzungen, die für
die Einrichtung eines Telearbeitsplatzes erforderlich sind oder die Festlegung des
Umfangs der den Richtern und Staatsanwälten für das mobile Arbeiten zur Verfü-
gung zu stellenden Sachmittel. Für die Behandlung dieser grundsätzlichen Ange-
legenheiten kann sich auch der Abschluss einer Dienstvereinbarung anbieten. 

Nicht von dem Beteiligungstatbestand des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats
erfasst werden die Entscheidungen über die Einrichtung eines mobilen Arbeits-
platzes im Einzelfall. Diese werden auf örtlicher Ebene getroffen und sind im Fall
der beabsichtigten Ablehnung eines entsprechenden Antrags der Mitbestimmung
durch den örtlichen Richter- bzw. Staatsanwaltsrat zugänglich (§ 23 a Absatz 2
Nummer 13 LRiStAG).

Zu Absatz 4:

Zusätzlich zu den Mitbestimmungs- und Mitwirkungstatbeständen der Absätze 1, 2
und 3 wird für den Landesrichter- und -staatsanwaltsrat in Absatz 4 eine weitere
Beteiligungsmöglichkeit in Form eines Anhörungsrechts bei der Aufstellung von
Grundsätzen für die Personalbedarfsberechnung geschaffen. Für die Richter- und
Staatsanwaltschaft ist dabei das System der auf Selbstaufschreibung basierenden
Personalbedarfsberechnung (PEBB§Y) maßgeblich, das für die richterliche und
staatsanwaltschaftliche Arbeit justizweit erhebliche Auswirkungen hat. Im Inte -
resse der Transparenz und Nachvollziehbarkeit dieses Berechnungssystems ist ei-
ne Beteiligung des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats sinnvoll und geboten. 

Das Anhörungsrecht erstreckt sich auf die Aufstellung der allgemeinen Grund -
sätze für die Personalbedarfsberechnung. Dies umfasst insbesondere die Festle-
gung der Verfahren und Methoden der Personalbedarfsberechnung. 

Zu § 29 b (Verfahren der Beteiligung des Landesrichter- und -staatsanwalts-
rats):

§ 29 b LRiStAG fasst die für das Verfahren der Beteiligung des Landesrichter- und 
-staatsanwaltsrats maßgeblichen Bestimmungen in einer Vorschrift zusammen.

Zu Absatz 1:

Nach Absatz 1 sind für den Landesrichter- und -staatsanwaltsrat die für die Rich-
terräte geltenden Bestimmungen zu den Beteiligungsgrundsätzen, den Beteili-
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gungsverfahren sowie dem Recht zum Abschluss von Dienstvereinbarungen ent-
sprechend anwendbar. Ein Verweis auf die Beteiligungstatbestände der §§ 23 a
und b LRiStAG ist dabei in Absatz 1 nicht enthalten, da die für den Landesrich-
ter- und -staatsanwaltsrat maßgeblichen Beteiligungsrechte in § 29 a LRiStAG in
einem eigenständigen Beteiligungskatalog speziell geregelt sind.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 enthält eine eigenständige Regelung für den Fall, dass in einer mitbe-
stimmungspflichtigen Angelegenheit nach § 29 a Absatz 1 und 2 LRiStAG zwi-
schen dem Justizministerium und dem Landesrichter- und -staatsanwaltsrat keine
Einigung erzielt werden kann. Es besteht dann für beide Seiten das Recht zur An-
rufung einer Einigungsstelle, die beim Justizministerium im Bedarfsfall zu bilden
ist. Für das Verfahren vor und die Bildung der Einigungsstelle gelten die Bestim-
mungen der §§ 24 a und 24 b LRiStAG weitgehend entsprechend. Die Besetzung
der beim Justizministerium zu bildenden Einigungsstelle erfolgt durch die Bestel-
lung von jeweils drei Beisitzern durch das Justizministerium und den Landesrich-
ter- und -staatsanwaltsrat sowie einen unabhängigen Vorsitzenden, der einver-
nehmlich zu bestimmen und lediglich im Fall der Nichteinigung durch den Präsi-
denten des Staatsgerichtshofs zu bestellen ist.

Zu § 30 (Gemeinsame Angelegenheiten):

Die Vorschrift greift die bisherigen Regelungen zu den gemeinsamen Angelegen-
heiten der Richterräte und Personalräte der §§ 20 Nummer 2, 28 und 30 LRiStAG
auf und führt sie in einer Vorschrift zusammen.

Zu Absatz 1:

Absatz 1 entspricht der bisherigen Regelung des § 28 Absatz 1 LRiStAG sowie
der für Richter im Bundesdienst geltenden Bestimmung des § 53 Absatz 1 DRiG
und nimmt zusätzlich die bislang in § 20 Nummer 2 LRiStAG enthaltene Legalde-
finition des Begriffs der gemeinsamen Angelegenheiten auf. Das nähere Verfah-
ren für die Beratung und Beschlussfassung über gemeinsame Angelegenheiten
von Richterrat und Personalrat ist in § 31 LPVG geregelt. Da es sich in diesen
Fällen um eine Sitzung und Beschlussfassung des erweiterten Personalrats han-
delt, findet auf die Durchführung der Sitzung und die Beschlussfassung auch im
Übrigen das LPVG Anwendung. 

Zu Absatz 2:

Absatz 2 entspricht der bisherigen Vorschrift des § 28 Absatz 2 LRiStAG, ohne
inhaltliche Änderung, sowie im Wesentlichen auch der für Richter im Bundes-
dienst geltenden Bestimmung des § 53 Absatz 2 DRiG. Die Regelung stellt 
sicher, dass beide Vertretungsgremien bei der gemeinsamen Beschlussfassung
entsprechend ihrer Stärke vertreten sind. Bei der Ermittlung der Zahl der in den
Personalrat zu entsendenden Mitglieder des Richterrats ist gegebenenfalls auf-
oder abzurunden.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 entspricht dem bisherigen § 28 Absatz 3 LRiStAG, ohne inhaltliche Än-
derung.
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Zu Absatz 4:

Absatz 4 überträgt die allgemeinen Regeln über die gemeinsamen Angelegenhei-
ten der örtlichen Richterräte und der örtlichen Personalräte auf die gemeinsamen
Aufgaben der Bezirksrichterräte und der Bezirkspersonalräte sowie des Landes-
richter- und -staatsanwaltsrats und des Hauptpersonalrats beim Justizministerium.
Auch in diesen Fällen soll künftig eine Entsendung von Mitgliedern der Bezirks-
richterräte sowie des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats in das jeweilige Per -
sonalvertretungsgremium entsprechend der in Absatz 1 bis 3 dargelegten Grund -
sätze erfolgen. Da es sich bei den an der Sitzung der Bezirkspersonalräte oder des
Hauptpersonalrats teilnehmenden Personen um Entsandte des jeweiligen Bezirks-
richterrats bzw. des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats handelt, sind diese bei
der Beschlussfassung im erweiterten Personalvertretungsgremium an eine vorhe-
rige interne Beschlussfassung der jeweiligen Richtervertretung gebunden. Dabei
haben die Stimmen der in die Sitzung des Hauptpersonalrats entsandten Mitglie-
der des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats – ungeachtet der in § 29 Absatz 2
Satz 2 und 3 LRiStAG vorgesehenen besonderen Regelungen zu der Stimm -
gewichtsverteilung bei der Beschlussfassung innerhalb des Landesrichter- und 
-staatsanwaltsrats – wie bei der Beschlussfassung im Hauptpersonalrat generell
üblich einfaches Stimmgewicht.

Zu Absatz 5:

Absatz 5 entspricht der bisherigen Regelung des § 30 LRiStAG.

Zu § 31 (Gesamtrichterrat):

Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen der bisherigen Regelung des § 31
LRiStAG mit einzelnen Änderungen, die im Zuge der Neustrukturierung des
Zweiten Titels des Zweiten Abschnitts erforderlich geworden sind. 

Zu Absatz 1:

Absatz 1 entspricht unter redaktioneller Anpassung der bisherigen Fassung des 
§ 31 Absatz 1 Satz 1 LRiStAG. Der bisherige § 31 Absatz 1 Satz 2 LRiStAG wird
gestrichen, da er im Hinblick auf die Regelung des Satzes 1 keine eigenständige
praktische Relevanz besitzt.

Zu Absatz 2:

In Absatz 2 wird erstmals eine Bestimmung zu der Zuständigkeit des Gesamtrich-
terrats aufgenommen, die im Wesentlichen der allgemeinen personalvertretungs-
rechtlichen Regelung nach dem LPVG (§ 91 Absatz 8 LPVG) entspricht. Diese
Regelung war bislang von dem Auffangverweis des § 21 LRiStAG erfasst und
soll nunmehr zur Abgrenzung der Zuständigkeiten des Gesamtrichterrats und der
Richterräte verselbstständigter Gerichtsteile (nach § 20 Absatz 1 Satz 5 LRiStAG)
eigenständig im LRiStAG verankert werden. Die Zuständigkeit des Gesamtrich-
terrats ist danach immer dann gegeben, wenn eine beabsichtigte Maßnahme über
den Bereich eines vertretungsrechtlich verselbstständigten Gerichts hinausgeht.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 entspricht dem bisherigen § 31 Absatz 2 LRiStAG.
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Zu Absatz 4:

Absatz 4 entspricht unter redaktionellen Anpassungen dem bisherigen § 31 Ab-
satz 3 LRiStAG. Da es sich im Fall der Errichtung eines Gesamtrichterrats um ein
den einzelnen örtlichen Richterräten nicht über-, sondern gleichgeordnetes Ver-
tretungsorgan handelt, sind von der Verweisung in Absatz 4 Satz 1 die Vorschrif-
ten über die Bezirksrichterräte und den Landesrichter- und -staatsanwaltsrat aus-
genommen; ebenso bleibt auch die Vorschrift des § 19 a LRiStAG aufgrund ihres
besonderen Anwendungsbereichs von der Verweisung ausgenommen.

Zu Nummer 9 (§ 33):

Die Änderungen in § 33 LRiStAG stellen Folgeanpassungen aufgrund der Verein-
heitlichung der Amtszeit und des Wahlzeitraums für alle Formen der Richterver-
tretungen in § 17 LRiStAG dar (vgl. Begründung zu Nummer 3). 

Zu Nummer 10 (§ 40):

Aufgrund der Vereinheitlichung der Amtszeit und des Wahlzeitraums für alle For-
men der Richtervertretungen in § 17 LRiStAG (vgl. Begründung zu Nummer 3)
sind auch in § 40 LRiStAG weitere Folgeänderungen vorzusehen.

Der Regelungsgedanke des bisherigen § 40 Absatz 1 LRiStAG zur Verhinderung
richtervertretungsloser Zeiten wird künftig in § 17 Absatz 3 LRiStAG verankert.
Für den besonderen Fall der vorzeitigen Neuwahl wird die fortdauernde Ge-
schäftsführungsbefugnis des alten Präsidialrats in Absatz 1 Satz 2 ausdrücklich
geregelt. Die Regelung des bisherigen Absatzes 4 kann aufgehoben werden, da
sie in § 17 Absatz 2 Satz 2 und 3 LRiStAG überführt wird.

Zu Nummer 11 (§ 88):

Die Neuerungen im Bereich des Rechts der Richterräte werden auf den Bereich
der Staatsanwaltsräte übertragen und die Bestimmung des § 88 LRiStAG zugleich
zusammen mit den bisherigen Regelungsinhalten der Norm aus Gründen der
Übersichtlichkeit systematisch neu gegliedert.

Absatz 1 Satz 1 sieht dabei entsprechend der bisherigen Regelung des § 88 Absatz 1
Satz 1 LRiStAG vor, dass auch nach neuem Recht bei jeder Staatsanwaltschaft
ein Staatsanwaltsrat errichtet wird. Darüber hinaus wird in Übereinstimmung mit
den Grundsätzen zu der Bildung der Richterräte nach § 20 Absatz 2 LRiStAG auf
Bezirksebene erstmals auch für die Geschäftsbereiche der beiden Generalstaats-
anwaltschaften jeweils ein Bezirksstaatsanwaltsrat gebildet. Absatz 1 Satz 2 über-
nimmt den Regelungsgehalt des bisherigen Absatzes 2, 1. Teilsatz und greift dar-
über hinaus die grundsätzliche Gleichstellung der Bezirksrichter- und der Be-
zirksstaatsanwaltsräte hinsichtlich ihrer Aufgaben auf.

Für die Staatsanwaltsräte und die Bezirksstaatsanwaltsräte gelten aufgrund der neu-
en Fassung des § 88 Absatz 1 Satz 2 LRiStAG sowie des § 89 Absatz 4 LRiStAG
sowohl die allgemeinen Vorschriften für die Richtervertretungen nach dem Ersten
Titel des Zweiten Abschnitts sowie die speziellen Vorschriften für die Richterräte
nach dem Zweiten Titel des Zweiten Abschnitts entsprechend. Zusätzlich werden
für den staatsanwaltschaftlichen Bereich in Absatz 2 weitere Mitbestimmungstat-
bestände vorgesehen. Diese entsprechen weitgehend §§ 88 Absatz 2 i. V. m. 
20 LRiStAG-alt i. V. m. § 74 Absatz 2 Nummer 2 bis 4 LPVG. Die weiteren Mit-
bestimmungstatbestände sind aufzunehmen, da Staatsanwälte anders als Richter
in der Gestaltung ihrer Arbeitszeit nicht weisungsfrei sind und keine Beteiligung
eines Präsidiums vorgesehen ist. Die Einteilung zum Sitzungsdienst fällt unter
keinen der Tatbestände des § 88 Absatz 2.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 7135

61

Aus Gründen der Übersichtlichkeit werden die Regelungen des bisherigen Ab -
satzes 1 Satz 2 sowie des Absatzes 2, 2. Teilsatz zu der Bildung und den Aufga-
ben des Hauptstaatsanwaltsrats in einem neuen Absatz 3 zusammengefasst.

Absatz 4 stellt klar, dass sich das in § 19 a LRiStAG neu zu verankernde Instru-
ment der justizweiten Anhörung auch auf die Staatsanwälte und deren Berufsver-
bände erstreckt.

Zu Nummer 12 (§ 89):

Zu Buchstabe a:

Die in § 20 a vorgesehene Regelgröße der Richterräte wird spiegelbildlich auf die
Staatsanwaltsräte übertragen und damit die Größe der Mitbestimmungsorgane
einheitlich geregelt. Dem Wortlaut des Absatzes 1 wird zudem ein neuer Satz 2
angefügt, der die Größe der Bezirksstaatsanwaltsräte entsprechend der Größe der
Bezirksrichterräte festsetzt.

Zu Buchstabe b:

Absatz 2 überträgt die Grundsätze des § 29 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 2
LRiStAG klarstellend auf die staatsanwaltschaftlichen Mitglieder des Landesrich-
ter- und -staatsanwaltsrats.

Zu Buchstabe c:

Die Änderung stellt eine redaktionelle Folgeanpassung zu Buchstabe b dar.

Zu Buchstabe d:

Der neue Absatz 4 entspricht dem bisherigen Absatz 3 und nimmt aus Klarstel-
lungsgründen zusätzlich für die Bezirksstaatsanwaltsräte den Gleichklang zu den
Vorschriften über den Bezirksrichterrat auf. Während über § 88 Absatz 1 Satz 2
LRiStAG sämtliche neuen Vorschriften des Zweiten Titels des Zweiten Ab-
schnitts des LRi-StAG zu den Aufgaben der Richterräte und der Bezirksrichterrä-
te auf die Staatsanwaltsräte und die Bezirksstaatsanwaltsräte Anwendung finden,
stellt die Vorschrift des § 89 Absatz 4 Satz 1 LRiStAG für die Staatsanwaltsräte
und die Bezirksstaatsanwaltsräte die zentrale Verweisungsnorm für alle übrigen
Bestimmungen zu den Richterräten und den Bezirksrichterräten des Ersten und
Zweiten Titels des Zweiten Abschnitts dar.

Zu Buchstabe e:

Die Änderung stellt eine redaktionelle Folgeanpassung zu Buchstabe d dar.

Zu Nummer 13 (Inhaltsübersicht):

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu den Nummern 7 und 8.

Zu Artikel 2 (Änderung des Landespersonalvertretungsgesetzes):

Die Bestimmungen des LPVG werden an die in Artikel 1 vorgesehenen Änderun-
gen des Zweiten Titels des Zweiten Abschnitts des LRiStAG angepasst.
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Zu Nummer 1:

Die Änderung stellt eine redaktionelle Folgeanpassung zu der Neufassung des
bisherigen § 28 LRiStAG durch die künftige Bestimmung des § 30 LRiStAG dar.

Zu Nummer 2:

Sowohl in die für den Gesamtpersonalrat als auch für die Stufenvertretungen
maßgeblichen Verweisungsnormen der § 54 Absatz 4 Satz 1 LPVG sowie § 55
Ab satz 3 Satz 1 LPVG soll eine Bezugnahme auf die Regelung des § 31 LPVG zu
den gemeinsamen Aufgaben von Personalrat, Richterrat und Staatsanwaltsrat auf-
genommen werden.

Im Hinblick auf die Änderung in § 54 Absatz 4 Satz 1 LPVG ist dabei zu berück-
sichtigen, dass bereits im bislang geltenden System des Landesrichter- und 
-staatsanwaltsgesetzes die Möglichkeit besteht, in den Fällen des bisherigen § 22
Absatz 3 Satz 2 LRiStAG neben den einzelnen örtlichen Richterräten einen Ge-
samtrichterrat nach § 31 LRiStAG zu bilden. Von dieser Regelung wurde und
wird in der Praxis der Gerichte auch Gebrauch gemacht. Sie wird künftig unver-
ändert in § 20 Absatz 1 Satz 5 LRiStAG i. V. m. § 31 LRiStAG fortbestehen. Auf
einen hiernach errichteten Gesamtrichterrat und dessen Mitglieder finden nach
der bisherigen sowie künftigen Bestimmung des LRiStAG unter anderem auch
die Bestimmungen über die gemeinsamen Aufgaben von Richterrat und Personal-
rat entsprechende Anwendung mit der Folge, dass nach den landesrichterrecht -
lichen Bestimmungen auch ein Gesamtrichterrat, sofern seine Zuständigkeit eröff-
net ist, Mitglieder in das jeweilige Personalvertretungsgremium – und damit ins-
besondere auch einen Gesamtpersonalrat – entsenden kann. Dieser Zustand soll
unverändert in das neue Recht überführt werden (vgl. die künftige Fassung des 
§ 31 Absatz 4 Satz 1 LRiStAG i. V. m. § 30 LRiStAG sowie § 31 Absatz 4 Satz 5
LRiStAG). Spiegelbildlich hierzu soll ebenso in den Bestimmungen des LPVG
vorgesehen werden, dass auch ein in der Justiz gebildeter Gesamtpersonalrat das
jeweilige örtliche Richter- bzw. Staatsanwaltsvertretungsgremium in einer ge-
meinsamen Angelegenheit einzubeziehen hat. Die hierzu erforderliche, bislang
fehlende Verweisung auf die Bestimmung des § 31 LPVG in der für die Gesamt-
personalräte maßgeblichen Bestimmung des § 54 Absatz 4 Satz 1 LPVG soll im
Zuge dieser Gesetzesänderung aufgenommen werden. 

Die Änderung des § 55 Absatz 3 Satz 1 LPVG bedingt sich unmittelbar aus den
Neuerungen im Zweiten Titel des Zweiten Abschnitts des LRiStAG. Hierdurch
werden erstmals auch auf Bezirksebene sowie auf Hauptebene des Justizministe-
riums Gremien für die Beteiligung der Richter und Staatsanwälte an allgemeinen
und sozialen Angelegenheiten geschaffen. Für die gemeinsamen Angelegenheiten
dieser neuen Gremien mit den Personalvertretungsgremien nach dem LPVG gel-
ten nach der künftigen Bestimmung des § 30 Absatz 4 LRiStAG (ggf. i. V. m. §§ 88
Absatz 1 Satz 2, 89 Absatz 4 Satz 1 LRiStAG) die bereits bislang geltenden Rege-
lungen zu den gemeinsamen Angelegenheiten von örtlichen Richter- bzw. Staats-
anwaltsräten und Personalräten entsprechend. Aufgrund der mithin künftig mög -
lichen gemeinsamen Beteiligungsangelegenheiten auch auf der Ebene der Stufen-
vertretungen nach dem LPVG mit den neu zu bildenden Bezirksrichter- bzw. 
-staatsanwaltsräten sowie dem Landesrichter- und -staatsanwaltsrat ist auch in der
Verweisungsnorm des § 55 Absatz 3 LPVG ein Verweis auf die Bestimmung des
§ 31 LPVG erforderlich.
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Zu Artikel 3 (Übergangsbestimmungen):

Zu § 1 (Erstmalige Bildung der Bezirksrichter- und -staatsanwaltsräte und
des Landesrichter- und -staatsanwaltsrats):

Im Interesse einer zeitnahen Funktionsfähigkeit des neuen überörtlichen Beteili-
gungssystems in allgemeinen und sozialen Angelegenheiten enthält die Über-
gangsbestimmung des Artikels 3 § 1 Vorgaben für die Konstituierung der auf Be-
zirksebene sowie auf Hauptebene neu zu errichtenden Vertretungsgremien.

Absatz 1 beinhaltet dazu zeitlich abgestufte Vorgaben für die erstmalige Bildung
der Bezirksrichter- und -staatsanwaltsräte sowie des Landesrichter- und -staatsan-
waltsrats. Diese zeitlichen Vorgaben sollen nach dem Inkrafttreten dieses Geset-
zes eine angemessene Zeit für die erforderlichen Wahlvorbereitungen und die
Durchführung der Wahlen gewährleisten und zugleich sicherstellen, dass bis spä-
testens Ende des Jahres 2016 der neue Landesrichter- und -staatsanwaltsrat beim
Justizministerium, dessen Bildung die vorherige Errichtung der Bezirksrichter-
und -staatsanwaltsräte zwingend voraussetzt (vgl. § 29 Absatz 1 Satz 1 LRiStAG),
seine Arbeit aufnehmen kann. Dabei ist zu berücksichtigen, dass es sich bei den in
Absatz 1 genannten Zeitvorgaben um die äußeren zeitlichen Grenzen für die Er-
richtung der neuen Vertretungsgremien handelt; eine frühzeitigere Bildung der
Gremien ist ab dem Inkrafttreten dieses Gesetzes jederzeit möglich. Sobald die
neuen Beteiligungsgremien errichtet sind, haben sie dies der zuständigen Dienst-
stelle anzuzeigen und können sodann ihre Arbeit aufnehmen.

Absatz 2 stellt klar, dass für die binnen der Frist des Absatzes 1 neu zu errichtenden
Vertretungsgremien eine vom künftigen § 17 Absatz 1 Satz 1 LRiStAG abweichen-
de verkürzte Amtszeit gilt. Diese endet im Jahr 2019 mit den erstmaligen regel-
mäßigen Wahlen nach Artikel 3 § 2 Absatz 1 dieses Gesetzes, um so den für die
Vertretungsgremien in allgemeinen und sozialen Angelegenheiten maßgeblichen
einheitlichen Wahlturnus aufnehmen zu können (vgl. Begründung zu Artikel 3 § 2).

Zu § 2 (Regelmäßige Wahlen und Amtszeit der Richter- und Staatsanwalts-
vertretungen):

Mit der Übergangsbestimmung des Artikels 3 § 2 soll für die verschiedenen For-
men der Richter- und Staatsanwaltsvertretungen, die Richter- bzw. Staatsanwalts-
räte einerseits und die Präsidialräte und den Hauptstaatsanwaltsrat andererseits,
auf der Grundlage der neuen regelmäßigen Amtszeit von fünf Jahren und dem
neuen regelmäßigen Wahlzeitraum (nach der künftigen Bestimmung des § 17 Ab-
satz 1 und 2 LRiStAG) jeweils ein eigenständiger Wahlturnus begründet werden.

Dazu sieht Absatz 1 Satz 1 für die Richter- und Staatsanwaltsräte, die Bezirksrich-
ter- und -staatsanwaltsräte sowie den Landesrichter- und -staatsanwaltsrat vor, dass
die ersten Wahlen dieser Gremien mit einem einheitlichen Wahlzeitraum ent -
sprechend der nächsten regelmäßigen Wahlen nach dem LPVG im Jahr 2019 durch-
geführt werden. Hierdurch soll der für die Zusammenarbeit zwischen den Personal-
vertretungsgremien und den Richter- bzw. Staatsanwaltsratsgremien aus Praktikabi-
litätsgründen erforderliche zeitliche Gleichlauf der Amtszeit und der regelmäßigen
Wahlzeiträume gewährleistet werden (vgl. Begründung zu Artikel 1 Nummer 3).
Ein solcher ist in der Vergangenheit in der Praxis der örtlichen Richterräte teilweise
aufgrund unterschiedlicher Rechtsauffassungen zu der Reichweite der bisherigen
Verweisungsnorm des § 21 LRiStAG nicht durchgängig gelebt worden. Die Über-
gangsbestimmung soll nunmehr die gewünschte Vereinheit lichung, die sich insbe-
sondere mit Blick auf die sich überschneidenden Zuständigkeitsbereiche der Rich-
terrats- und der Personalvertretungsgremien als geboten erweist, herbeiführen. 

Für die Präsidialräte und den Hauptstaatsanwaltsrat ist in Absatz 1 Satz 2 vorge-
sehen, dass die regelmäßigen Wahlen erstmals einheitlich im Jahr 2017 stattfin-
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den. Dies entspricht dem Willen des Gesetzgebers der letzten Änderung des Lan-
desrichtergesetzes vom 16. April 2013 (GBl. S. 77, 83). Im Rahmen dieser Ge -
setzesnovellierung wurde erstmals ein einheitlicher Wahlzeitraum für alle Präsi -
dial räte und den Hauptstaatsanwaltsrat eingeführt und dabei die erste Wahl mit
neuem Wahlzeitraum entsprechend der letzten Wahlzeitpunkte und der bisherigen
Amtszeit der Gremien auf das Jahr 2017 festgesetzt. Diese Festsetzung soll un-
berührt bleiben und erst im Anschluss der durch dieses Gesetz vorgesehene neue
Wahlturnus begründet werden. Durch die Übergangsbestimmung des Artikels 3 
§ 2 Absatz 1 Satz 1 und 2 werden mithin die Wahlen der Richterräte und die der
Präsidialräte bzw. des Hauptstaatsanwaltsrats grundsätzlich zeitlich voneinander
entkoppelt. Da keine fachlichen Überscheidungen zwischen beiden Formen der
Richtervertretungen vorhanden sind, besteht für eine Zusammenlegung der Wahlen
keine sachliche Notwendigkeit. 

Kommt es nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zu einer vorzeitigen Neuwahl einer
Richtervertretung, gilt für das neu gewählte Gremium unmittelbar der Grundsatz,
dass die vorzeitige Neuwahl nichts an den jeweiligen regelmäßigen Wahlterminen
ändert, solange sie länger als ein Jahr vor Beginn der regelmäßigen Wahlperiode
liegt. Dies wird in der Übergangsregelung noch einmal klargestellt (Absatz 1 Satz 3).

Absatz 2 stellt klar, dass die Amtszeit der bei Inkrafttreten dieses Gesetzes be -
stehenden Gremien (erst) mit den Wahlen nach Absatz 1 enden soll. Die hiermit
einhergehende Verlängerung oder Verkürzung der Amtszeit der bestehenden
Gremien ist Folge der notwendig gewordenen Festlegung der einheitlichen
Amtszeit, des gemeinsamen Wahlzeitraums und des jeweiligen neuen Wahltur-
nus der Richter- und Staatsanwaltsvertretungen. Da die Richter- und Staatsan-
waltsvertretungen der Mitbestimmung dienen und keine demokratische Legiti-
mation vermitteln, bestehen gegen eine einmalige, sachlich begründete und ge-
setzlich festgelegte Verkürzung oder Verlängerung der Amtszeit keine verfas-
sungsrechtlichen Bedenken. 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten):

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.

C. Wesentliches Ergebnis der Anhörung

Der Gesetzentwurf beruht auf dem „Referentenentwurf für ein Gesetz zur Ände-
rung des Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetzes“, den das Justizministerium
am 18. Dezember 2014 im Intranet der Justiz zusammen mit einer Einladung an
alle Richter und Staatsanwälte zur Stellungnahme veröffentlicht hat. 

Bereits zu diesem Referentenentwurf wurden 58 Stellungnahmen von Berufsver-
bänden, Gerichts- und Behördenleitern, den Präsidialräten und dem Hauptstaats-
anwaltsrat, von Richterräten, aus dem politischen Raum und von Einzelpersonen
eingereicht. Auf der Grundlage dieser frühzeitigen Praxisbeteiligung hat das Jus -
tizministerium den Regierungsentwurf erstellt, der Gegenstand der nun abge-
schlossenen Anhörung ist.

Zum Regierungsentwurf sind lediglich drei Stellungnahmen eingegangen. Darin
wird der Regierungsentwurf im Grundsatz unterstützt. Insbesondere wurden der
Erhalt der Präsidialratsverfassung, die Einführung eines Freistellungsjahrs für
Richterinnen und Richter sowie der Verzicht auf eine Anhebung der Altersgrenze
für die Einbeziehung in die Regelbeurteilung ausdrücklich begrüßt. Darüber hin-
aus wurde gewürdigt, dass einige Anregungen aus der Praxis zu dem vorangegan-
genen Referentenentwurf in dem Regierungsentwurf aufgegriffen wurden. 

Soweit in den Stellungnahmen Kritik geäußert wurde, war diese überwiegend be-
reits in den Stellungnahmen zum Referentenentwurf vorgebracht worden:
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So wünscht der Verein der Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter Ba-
den-Württemberg (unverändert) ein eigenständiges Gremium auf Hauptebene für
die Verwaltungsgerichtsbarkeit. Zudem bemängelt er die an wenigen Stellen auf-
recht erhaltene gezielte Verweisung auf Einzelvorschriften des LPVG. Der Deut-
sche Richterbund bedauert in seiner Stellungnahme vor allem erneut, dass in § 16
Absatz 3 von einer konkreten Freistellungsstaffel abgesehen wird. Auch regt er
geringfügige Änderungen des Beteiligungskatalogs für den Landesrichter- und
Staatsanwaltsrat an. Der Präsident des Oberlandesgerichts Stuttgart rügt insbeson-
dere die nicht automatisch vorgesehene personelle Kompensation im Rahmen der
Freistellungsregelungen.

Die Vorschläge und Kritikpunkte wurden in dem nun zur Anhörung gegebenen
Gesetzentwurf bewusst nicht aufgegriffen. Durch die auf Ebene des Justizministe-
riums erfolgenden Maßnahmen sind sämtliche Gerichtsbarkeiten gleichermaßen
betroffen, sodass die Einrichtung eigenständiger Gremien für jede Gerichtsbarkeit
in der Sache nicht geboten ist und in nicht begründbarem Ausmaß Arbeitskraft
binden würde. Auch auf die Einführung einer Freistellungsstaffel wird verzichtet.
In den Landesrichtergesetzen aller anderen Länder sind ebenfalls keine Freistel-
lungsstaffeln verankert. Im Übrigen sieht auch das LPVG nur für die Ebene der
örtlichen Personalvertretungsgremien eine Freistellungsstaffel vor. Aus fachlicher
Sicht erweist sich das Absehen von einer starren Freistellungsstaffel als sinnvoll,
weil dadurch den individuellen Besonderheiten und Erfordernissen besser Rech-
nung getragen werden kann. 

Der Katalog der Mitbestimmungstatbestände auf Ebene des Justizministeriums
erfasst alle für die Justiz wesentlichen Entscheidungsbereiche. Insbesondere die
durch den Deutschen Richterbund ins Auge gefasste „Erhebung von Personalfra-
gebögen“ kann lediglich auf der örtlichen und der Bezirksebene als Beteiligungs-
tatbestand auftreten, wo bereits ein Tatbestand der eingeschränkten Mitbestim-
mung vorgesehen ist. Eine Ausdehnung erscheint daher nicht geboten. 

Die Verweisungen auf das LPVG sind lediglich vereinzelt und bewusst gewählt,
um das LRiStAG nicht zu überfrachten. Ein Abrücken von diesen punktuellen
Verweisungen ist weder sinnvoll noch geboten, da alle wesentlichen Regelungen
im LRiStAG selbst enthalten sein werden. 

Zum ersten Mal vorgetragene Änderungsvorschläge betrafen die Einführung ei-
nes Freistellungsjahrs auch für Richter.

Der Verein der Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter Baden-Würt-
temberg äußerte insoweit Kritik daran, dass von den Richtern die Zustimmung
verlangt wird, mit Wiederaufgreifen des Dienstes auch in einem anderen Gericht
desselben Gerichtszweiges verwendet zu werden. Aus personalplanerischen
Gründen ist diese Regelung jedoch nicht entbehrlich. Anders als Beamte können
Richter nicht aus dienstlichen Gründen versetzt werden. Daher wird auch nach
geltendem Recht im Rahmen der Teil- und Elternzeitregelungen eine Zustim-
mung des betreffenden Richters gefordert, ggf. auch in einem anderen Gericht
desselben Gerichtszweiges verwendet zu werden. Entsprechendes muss auch für
das Freistellungsjahr gelten. Im Übrigen konnte in allen konkreten Fällen bislang
eine konsensuale Lösung gefunden werden. 

Der Deutsche Richterbund und der Präsident des Oberlandesgerichts Stuttgart
bemängeln, dass die Einführung einheitlicher Stichtage auch für die ordentliche
Gerichtsbarkeit und die Staatsanwaltschaften nunmehr bindend durch das Gesetz
geregelt werden soll. Kritikpunkt ist dabei auch, dass dieses Vorgehen zu einer
Beschränkung der neu vorgesehenen Mitbestimmungsrechte des Landesrichter-
und -staatsanwaltsrats führe. 

Aufgrund der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung führt kein Weg an der
Einführung einheitlicher Stichtage für die Erstellung von Regelbeurteilungen vor-
bei. Nur so kann die Vergleichbarkeit dienstlicher Beurteilungen gewährleistet
werden. Dabei ist die Festlegung dieser grundlegenden und für das Beurteilungs-



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 7135

66

wesen bedeutsamen Entscheidung durch das Gesetz der rechtssicherste Weg. Da
im Bereich des LRiStAG eine nähere Ausgestaltung des Beurteilungswesens
durch eine Rechtsverordnung nicht vorgesehen ist, kann die Grundentscheidung
nur im formellen Gesetz getroffen werden. Durch eine Delegation auf die unter-
gesetzliche Verwaltungsvorschrift würde der Bedeutung der Änderung auch im
Interesse der Normklarheit nicht Genüge getan. 

Die Absicht zur obligatorischen Einführung einheitlicher Beurteilungsstichtage
wurde in beiden Anhörungsrunden zur Neufassung der Beurteilungsrichtlinie of-
fen kommuniziert. Die Bedenken aus der Praxis wurden dabei gewürdigt. 

Schließlich übt der Präsident des Oberlandesgerichts Stuttgart erstmals im Rah-
men der Anhörung Kritik an der im Rahmen der Ausgestaltung der Stufenvertre-
tung vorgenommenen Einführung von Einigungsstellen als Instrument der Kon-
fliktlösung auf Bezirksebene. Deren Einführung ist jedoch gerade von Seiten der
Fach gerichtsbarkeiten ausdrücklich begrüßt worden und ermöglicht es, Konflikte
dezentral dort zu lösen, wo sie entstehen. Hierdurch wird größtmögliche Sach -
nähe zu den spezifischen Besonderheiten und Interessenlagen des jeweiligen Ge-
schäftsbereichs gewährleistet. Problemlösungen werden deshalb gerichtsbarkeits-
intern entwickelt und nicht durch Mehrheiten anderer Geschäftsbereiche ver -
ordnet. Damit kann der im Rahmen der Auftaktanhörung insbesondere von den
Fachgerichtsbarkeiten nachdrücklich geäußerten Befürchtung einer Fremdbestim-
mung wirksam begegnet werden. Die gerichtsbarkeitsspezifischen Konflikte blei-
ben jeweils in der eigenen Gerichtsbarkeit.

In rein redaktioneller Hinsicht wurden die Verweise auf das LPVG der Neu -
fassung des Gesetzes vom 12. März 2015 angepasst. Insoweit hat jedoch lediglich
eine neue Nummerierung stattgefunden. Inhaltliche Änderungen wurden nicht
vorgenommen. Darüber hinaus wurden einige redaktionelle Hinweise des Nor-
menprüfungsausschusses sowie des Innenministeriums umgesetzt.
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